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In der Hitze des Wahlkampfs zum Europäi-
schen Parlament haben sich in diesen Wo-
chen die grobkörniger argumentierenden 

Parteien aller Populisten-Länder wieder auf die 
Idee Europa eingeschossen. Der Europarat mit 
seinen 47 Mitgliedstaaten ist kein Teil der Euro-
päischen Union, hat aber in diesen Tagen gezeigt, 
wie die Kompromissfindungsmaschinerie Eu-
ropa funktionieren kann. Der Ausschluss Russ-
lands aus dem Gremium ist erst einmal abgewen-
det.

Die Parlamentarische Versammlung des Euro-
parats hatte Russland nach der völkerrechtswid-
rigen Annexion der Krim 2014 das Stimmrecht 
entzogen. Russische Vertreter nahmen seitdem 

nicht mehr an den Sitzungen teil, Moskau stell-
te 2017 die Zahlungen an den Europarat ein. Aber 
die älteste europäische Nachkriegsorganisation 
steht ebenso für die weniger pathetische als viel-
mehr praktische und erfahrungssatte Überzeu-
gung, dass es eines den Kontinent umspannen-
den, nicht endenden Dialogs bedarf. 

Dankenswerterweise gelang dem Minister-
komitee unter finnischer Präsidentschaft Mitte 
Mai, ein neues Verfahren für Fälle zu entwickeln, 
in denen ein Mitgliedsstaat „seine Verpflich-
tungen aus den Statuten verletzt oder die Stan-
dards und fundamentalen Prinzipien und Werte 
verletzt, die der Europarat für sich in Anspruch 
nimmt“. Die spezifischen Mechanismen für 
künftige Sanktionen werden in den entsprechen-
den Gremien ausgehandelt, typisch europäisch. 

Die Außenminister einigten sich in Helsinki 
aber mit Blick auf Moskau auch darauf, in Russ-
land unter staatlichem Druck stehende Nicht-
regierungsorganisationen in Zukunft stärker in 
die Arbeit des Rats einzubeziehen. Der Rat soll 
sich außerdem entschiedener für die Zivilgesell-
schaft einsetzen, sowie Menschenrechtsaktivis-
ten in den Mitgliedsländern schützen und unter-
stützen.

Vielleicht reicht das noch nicht aus. Aber die 
andere Seite der klassisch europäischen Metho-
de des geschäftigen Weiterwursteln ist die oft 
unterschätzte soft power der Idee Europa: Wir 
bleiben im Gespräch, wir suchen immer weiter 
nach Annäherung.
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Einer der Einfälle aus Petro Po-
roschenkos Wahlkampfteam 
waren massenhafte Anrufe bei 

ukrainischen Mobilfunkkunden: Die 
Stimme Poroschenkos rief sie in die 
Wahllokale und forderte sie auf, für 
die Zukunft der Ukraine zu stimmen. 
Zum Leidwesen des Verlierers ver-
band die Mehrheit der Wählerinnen 
und Wähler die Zukunft nicht mit sei-
ner Person. Die Älteren, weil die sozi-
alpolitischen Rezepte des IWF sie am 
schmerzlichsten trafen – die Kosten 
für Wohnraum und kommunale Leis-
tungen allein übertrafen bei vielen die 
Renten. Die Jungen wiederum stimm-
ten für Wolodymyr Selenskyj als Re-
präsentanten ihrer eigenen Genera-
tion, welche die UdSSR nicht mehr 
kennengelernt und westliche Werte 
angenommen hat.

Die Repräsentanten des 
Westens selbst wiederum 
haben sich, milde ausge-
drückt, mit diesen Wahlen 
verrechnet. Angela Merkel, 
die Poroschenko offen un-
terstützte, hat Selenskyj 
nicht einmal empfangen, 
womit sie ihre Eier nicht 
nur in einen einzigen Korb 
legte, wie man in der Ukrai-
ne sagt, sondern gleich in einen Korb 
ohne Boden. Als die Kanzlerin sich ins 
Spiel brachte, war der Ausgang der 
Wahl fast schon klar. Auch Trumps 
Sonderbeauftragter Kurt Walker setz-
te sich für Poroschenko ein: „Er hat 
mehr als jeder andere in den letzten 
20 Jahren für die Reformen in der Uk-
raine getan, und er leistet Putin Wi-
derstand.“ Es half nichts.

Selenskyjs Alter-Ego im Fernsehen, 
der Präsident Holoborodko, ist zwei-
fellos ehrlich. Folglich muss ja auch 
der Schauspieler selbst ehrlich sein. 
„Selenskyj hat das Image des Kämp-
fers gegen das System eins zu eins aus 
der Kunst ins Leben übertragen“, um-
schreibt ein Politologe dieses Phäno-
men ziemlich präzise.

Diese ganze Logik hat der 40-jähri-
ge Showman mit der schweren Last 
der Hoffnung seines Landes verklam-
mert. Er hat ja selbst praktisch unun-
terbrochen davor gewarnt: „Kaum bin 
ich hier wer geworden, habt ihr alle 
ein super Leben, klar ist das Populis-
mus reinsten Wassers!“ Aber er hat es 
eben doch versprochen. Und das, was 
er nicht versprach, haben die Wähler 
für ihn dazugedichtet.

Den Umfragen nach erwarten 39 
Prozent der Wähler von Selenskyj eine 
Senkung der Tarife für die kommuna-
len Dienste, 36 Prozent die Abschaf-
fung der Immunität der Abgeordne-
ten, Richter und des Präsidenten, 32 
Prozent neue Antikorruptionsermitt-
lungen. Ohne dies hätte eine populis-
tische Strategie bei der großen Masse 
der Bevölkerung keine Aussicht auf 
Erfolg gehabt. Allerdings muss man 
zugestehen, dass Selenskyj von dem 
Moment an, da er, für viele überra-
schend, seine Ambitionen in Form ei-
ner Neujahrsansprache des Präsiden-
ten am 31. Dezember 2018 bekanntgab, 
einen Prozeß rascher politischer Rei-
fung durchlaufen hat.

Um sich bei den Wählern zu revan-
chieren, kündigte Selenskyjs Team 

schon die ersten Gesetze an, die das 
neue Staatsoberhaupt noch vor der 
Wahl des neuen Parlaments einbrin-
gen werde. Darüber hinaus erklär-
te der Leiter des Wahlkampfteams, 
Dmitrij Rasumkow, in dem alle schon 
den Chef der neuen Präsidialverwal-
tung sehen, ohne jede Panik: Wenn es 
mit diesen Abgeordneten nicht klappt, 
dann eben mit den nächsten.

Vor allem geht es um Gesetze über 
das Impeachment und die Regelung 
der Abberufung und Aufhebung der 
Immunität des Präsidenten, der Abge-
ordneten und der Richter. In dem re-
gierenden „Block Pjotr Poroschenko“ 
nennt man diese Gesetze „poppig“, 
aber man weiß, dass sie unvermeid-
bar sind. In Selenskyjs erstem Geset-
zespaket, schreibt die ukrainische 
Zeitung Nowoje Wremja (Neue Zeit), 
soll es offenbar ein Gesetz zur Media-
tion geben, also zu alternativen Mög-
lichkeiten der Streitschlichtung; des 
weiteren ein ökonomisches Paket mit 
Gesetzen über eine fünfprozentige 
Steueramnestie, die Besteuerung aus-
geführten Kapitals, die Einrichtung 
einer Finanzermittlungsbehörde und 
vor allem ein Gesetz über die Einfüh-

rung eines Markts für Grund und Bo-
den.

Eben dort kommt es zur ersten 
Schlacht. Seit vielen Jahren wettert 
die ukrainische Agrarlobby gegen alle 
Versuche, „die Heimat zu verscher-
beln“, und konnte damit ein solches 
Gesetz bisher immer blockieren. Und 
jetzt ist es keinesfalls leichter gewor-
den, dieses Gesetz zu verabschie-
den, denn wenn man die aktuelle Lis-
te der „100 reichsten Personen der  
Ukraine“ betrachtet, wird man er-
staunt feststellen, wie viele Millionäre 
es unter den Erzeugern und Verarbei-
tern landwirtschaftlicher Produkte 
gibt. Gerade der Agrarsektor entwi-
ckelte sich nach den Ereignissen im 
Donbass zum Motor der Realwirt-
schaft. Die Ukraine exportiert jähr-

lich Lebensmittel im Wert 
von fast 18 Milliarden Dol-
lar. Den Boden haben die 
großen landwirtschaftli-
chen Holdings unter sich 
aufgeteilt, und sie haben 
nicht die Absicht, ihre Posi-
tion aufzugeben. 

Aber weder die neuen Ge-
setze noch die bisher nur 
vereinzelten Äußerungen 
Selenskyjs erklären, wie er 

die Ukraine zu einem Land mit hohen 
Renten und Löhnen, hervorragenden 
Straßen und niedriger Korruption 
machen will. Denn nur in ein solches 
Land werden jene Ukrainer zurück-
kehren wollen, welche die Chance 
der offenen europäischen Grenzen so 
rasch ergriffen haben.

Über die Notwenigkeit, die Migra-
tionsbewegung umzukehren, hat 
Selenskyj wiederholt gesprochen. 
Aber wenn die Arbeitsmigranten zu-
rückkehren würden, bleibt fraglich, 
aus welchen Quellen das Land die 
10 Milliarden Dollar kompensieren 
könnte, welche die Expats jedes Jahr 
an Devisen nach Hause überweisen. 
Allein 2018 war Polen mit 33,6 Pro-
zent der größte Devisenlieferant der  
Ukraine, dahinter folgten mit großem 
Abstand Russland, die USA, Italien 
und Tschechien.

Die Hoffnungen, die auf Selens-
kyj gesetzt werden, decken sich nur 
schwerlich mit den Möglichkeiten, 
die der neue Präsident hat: Er soll den 
Krieg beenden, in dem in der Ukrai-
ne 10 000 Menschen schon allein ohne 

Geisel der Hoffnung
Wolodymyr Selenskyjs Sieg in der Ukraine ist eine Herausforderung  
nicht nur für ihn selbst und sein Land, sondern auch für Russland
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Sand in der Röhre
Nord Stream 2 ist zum europäischen  

Politikum geworden

VON ERIC BONSE

Den Bau der deutsch-rus-
sischen Gaspipeline Nord 
Stream 2 hatten Berlin 

und Moskau stets als rein kom-
merzielles Projekt ohne Hinter-
gedanken präsentiert. Im Europa-
wahlkampf ist es endgültig zum 
Politikum geworden. Es geht um 
strategische Interessen, Markt-
anteile und die Macht in der EU. 
Polen und Balten befürchten 
eine zunehmende Abhängigkeit 
von russischem Gas. Die Ukraine 
stemmt sich gegen das Projekt, 
weil sie ihre strategischen Inter-
essen als Transitland für Gas ge-
fährdet sieht. Auch die USA ma-
chen Druck – nicht zuletzt, um 
mehr Flüssiggas von amerikani-
schen Anbietern in den europäi-
schen Markt zu pressen.

Im April wurde Nord Stream 
2 sogar überraschend zu einem 
Thema im Europa-Wahlkampf. 
Der konservative deutsche Spit-
zenkandidat Manfred Weber 
(CSU) wandte sich in einem In-
terview mit der Polska Times ge-
gen das Vorhaben. Einen Tag vor 
dem Start seiner Wahlkampag-
ne in Athen griff Weber, der mit 
schlechten Werten in den Umfra-
gen zu kämpfen hatte, die Argu-
mente der Osteuropäer auf.

Die Pipeline liege „nicht im 
EU-Interesse“, erklärte der Mann, 
der Nachfolger von Kommissi-
onspräsident Jean-Claude Jun-
cker werden möchte. Sollte er an 
die Spitze der Brüsseler Behör-
de gewählt werden, so werde er 
alle möglichen Rechtsmittel ge-
gen Nord Stream 2 einlegen. Da-
mit setzte sich Weber von seiner 
eigentlich verbündeten Kanzlerin 
Angela Merkel (CDU) ab, die den 
Bau der Pipeline unterstützt und 
unbeirrt vorantreibt.

Dies hat für Verwirrung gesorgt 
– nicht nur in Berlin, sondern 
auch in Brüssel. In der deutschen 
Hauptstadt stellte sich ein Teil der 
Regierungspartei CDU hinter We-
ber, während die Regierung wei-
ter an Nord Stream 2 festhält. In 
der europäischen Kapitale hinge-
gen wurde die Frage aufgeworfen, 
warum die EU nicht schon jetzt 
„alle möglichen Rechtsmittel“ 
nutzt, um das Projekt zu stoppen.

Kommissionspräsident Jun-
cker hält sich ebenso bedeckt wie 

der zuständige Energiekommis-
sar Miguel Arias Cañete. Dabei 
bietet die erst im April verabschie-
dete europäische Gasrichtlinie im 
Prinzip durchaus eine Handhabe. 
Sie legt nunmehr fest, dass auch 
Gaspipelines aus Drittstaaten wie 
Nord Stream 2 dem EU-Recht un-
terliegen. Das heißt, dass Gaspro-
duktion und Netzbetrieb getrennt 
werden müssen.

Der russische Zulieferer Gaz-
prom wird damit in seinen Rech-
ten beschnitten. Neben der Tren-
nung von Produktion und Betrieb 
gilt künftig auch eine Transpa-
renzpflicht bei der Preisgestal-
tung. Zudem muss die Pipeline 
auch von Dritten nutzbar sein. 
Allerdings geht der Eingriff aus 
Brüssel nicht so weit, wie sich dies 
viele Kritiker in Osteuropa oder 
im Europaparlament gewünscht 
hätten. 

Für die Kontrolle der Regeln ist 
nämlich ausgerechnet jenes Land 
zuständig, in dem die Röhre auf 
EU-Gebiet stößt: Deutschland. Die 
EU-Kommission kommt erst bei 
Streitfällen zum Zug. Zudem sieht 
die Gasrichtlinie vor, dass Aus-
nahmen möglich sind – sowohl für 
bestehende als auch für neue Gas-
leitungen. Darauf beruft sich nun 
die Nord Stream 2 AG. Sie fordert 
eine Sonderregelung.

Nach Angaben der Betreiber-
gesellschaft sind bisher gut 1000 
der insgesamt 1230 Kilometer lan-
gen Leitung durch die Ostsee ver-
legt. Bereits Ende 2019 soll Gas 
durch die knapp zehn Milliarden 
Euro teure Röhre strömen. Sollte 
die EU-Kommission diesen Plan 
durchkreuzen und keine Ausnah-
megenehmigung erteilen, so will 
Nord Stream-Geschäftsführer 
Matthias Warnig vor Gericht zie-
hen.

Für die EU-Kommission ist es 
also gar nicht so leicht, das Pro-
jekt noch aufzuhalten. Sollte sie 
es versuchen, so droht ein jah-
relanger Rechtsstreit. „Es kann 
nicht darum gehen, das Pipeline-
projekt zu stoppen“, räumte der 
deutsche EU-Kommissar Gün-
ther Oettinger (CDU) ein, der frü-
her selbst für die Energiepolitik 
zuständig war. Allenfalls könne 

Freddie Röckenhaus 
feiert in seinem Film 
„Russland von oben“ 
die atemberaubende 

Schönheit des Landes 
(Seite 14).  

Nahaufnahmen aus  
Politik, Gesellschaft 

und Geschichte zeigen 
ein Bild des Landes auf 

allen Ebenen  
(Seiten 6, 7 und 13)
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Die russische Ausgabe des Petersburger Dialogs  
liegt der Tageszeitung Kommersant bei.

Allerdings muss man 
zugestehen, dass  

Selenskyj einen Prozeß  
rascher politischer  

Reifung durchlaufen hat
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Es gibt viele Fotos von dem Tag, an 
dem Bodo Aepfler Beteiligter und 
Zeuge eines historischen Ereig-

nisses geworden war. Eines davon fand er 
bei der Lektüre der vorigen Ausgabe des 
Petersburger Dialogs (PD), den er immer 
liest, sobald sein Nachbar die Zeitung mit 
der Berliner Morgenpost herübergereicht 
hat. Das Bild zeigt russische und ameri-
kanische Panzer am Checkpoint Charlie. 
Seine Tochter rief in der Redaktion des 
PD an. Hier ist seine Geschichte:

27. Oktober 1961: Bodo Aepfler sitzt 
mit zwei, drei US-Soldaten auf dem 
Rücksitz eines offenen US-Jeeps, hin-
ter ihm röhren und rasseln sieben 
M-48-Tanks der amerikanischen Ar-
mee über die Straßen von Berlin. Auf-
gebrochen ist die Kolonne früh am Mor-
gen in der Panzerkaserne in Zehlendorf. 

Stunden später erreichen sie ihr Ziel: 
Checkpoint Charlie. Grund: Der Staats-
ratsvorsitzende Walter Ulbricht hatte 
seine Grenzsoldaten angewiesen, US- 
Militärangehörige zu kontrollieren, die 
nach Ostberlin einreisen möchten. Das 
Recht dazu haben aber nur die Sowjets.

Der Sonderbotschafter der USA, Gene-
ral Lucius D. Clay, will Muskeln zeigen. 
Der spätere sowjetische Botschafter Va-
lentin Falin, damals im Beraterstab des 
Staats- und Parteichefs für Deutschland 
zuständig, sagte später: „Uns trennten 
nur noch Sekunden und Meter von einem 
Unglück.“ 

Sechzehn Stunden stehen die Panzer 
sich gegenüber, schussbereit. Dann sie-
gen Diplomatie und Vernunft. Aepfler, 
inzwischen 91 Jahr alt, sagt heute: „Zum 
Glück waren alle besonnen.“

Von 1948 an arbeitete Aepfler bei der 
Steglitzer Polizei, er war als Streifenbe-
gleiter bei den Amerikanern eingesetzt. 
Er zeigte den GIs den Weg, wenn Sie die 
Grenze zur russischen Zone kontrollier-
ten. Das sei „nicht das Gelbe vom Ei“ ge-
wesen, sagt er. „Das waren offene Autos, 
darin war’s im Winter ganz schön kalt.“

Auch mit sowjetischen Soldaten hat-
te er nach dem Krieg Erfahrungen ge-
macht, gute, wie er sagt. Als er und seine 
Freunde beim „Fringsen“ erwischt wor-
den waren, also beim Organisieren von 
Lebensmitteln, ließen die Russen ihn 
wieder laufen. Einmal bat ihn ein Rus-
se in einem LKW voller Kartoffeln, ihm 
den Weg zu einem Ort zu weisen. „Dafür 
schenkte er mir einen kleinen Sack Kar-
toffeln“, sagt Aepfler. „Und einen großen 
klaute ich.“ PHK

Grenzsituation: Am Checkpoint Charlie 
standen sich im Oktober 1961 russische und 

amerikanische Panzer gegenüber. Mit weißer 
Schirmmütze mitten in der Zeitgeschichte steht 

Bodo Aepfler (im Kreis).  Unten sitzt er auf der 
Stoßstange eines US-Jeeps. Beim Besuch des 

Petersburger Dialogs blättert Aepfler in seinen 
Erinnerungen. 

Am 7. Dezember 2018 hätte Angela Mer-
kel eigentlich, wie die Amerikaner sa-
gen, eine „lame duck“, eine lahme Ente 

werden sollen. An diesem Tag verlor die Bun-
deskanzlerin nach 18 Jahren jenen Titel, der zu 
einem erheblichen Teil ihre Macht begründete: 
den der Vorsitzenden der Christlich-Demokra-
tischen Union, der CDU. „Das ist ein Wagnis“, 
sagte sie damals, „keine Frage“, und fügte süf-
fisant hinzu, es sei aber auch „ein schöner Pro-
zess“. 

Ihre Nachfolgerin im Amt, Annegret 
Kramp-Karrenbauer, hatte sich in der Wahl zur 
Vorsitzenden gegen den Merkel-Gegner Fried-
rich Merz durchgesetzt und es war klar, dass 
sie damit auch in die Pole Position im parteiin-
ternen Wettkampf um die Nachfolge Merkels 
im Kanzleramt gerückt war. Denn dass die CDU 
auch den nächsten Kanzler – oder die nächste 
Kanzlerin – stellen würde, galt im politischen 
Berlin als ausgemacht.

Ein gutes halbes Jahr später jedoch könnte 
die Lage kaum unübersichtlicher sein. Drei gro-
ße K-Fragen sind offen und, so viel steht fest, 
Deutschland wird eine Bundestagswahl erle-
ben, wie es noch keine zuvor gegeben hatte – 
wann auch immer sie stattfinden wird. Offen 
ist, wer nach Merkel Kanzler wird, unklar ist, 
in welcher Koalition, und nicht geklärt ist, wel-
chen politischen Kurs die Union, die letzte ver-
bliebene Volkspartei, dabei einschlägt – und ob 
sie sich überhaupt an der Macht halten kann. 

Tatsächlich sind die Spekulationen darüber, 
wie es um das Verhältnis zwischen der amtie-
renden Bundeskanzlerin und Kramp-Karren-
bauer bestellt ist, von geringer Bedeutung. 
Merkel hatte darauf gehofft, dass die von ihr 
nach der Bundestagswahl als Generalsekretä-
rin nach Berlin geholte Kramp-Karrenbauer 
Parteivorsitzende würde. Die Kanzlerin ist zu 
sehr ein politischer Profi, um nicht zu verste-
hen, dass AKK, wie sie häufig abgekürzt wird, 
vor allem auf dem von der Kanzlerin vermeint-
lich vernachlässigten rechten Flügel der Partei 
um Unterstützung geworben hat – vor allem mit 
Anmerkungen, welche darauf schließen lassen, 
dass die Partei sich schärfer gegen Einwande-
rung positioniert.

In einem gut inszenierten „Werkstattge-
spräch“ zur Flüchtlingspolitik sagte die neue 
Vorsitzende, dass im Fall einer erneut zuge-
spitzten Situation die Grenzen als „Ultima Ra-
tio“ auch geschlossen werden könnten. Es ist 
eher unwahrscheinlich, dass es dazu kommen 

wird, aber Merkel hätte nie so gesprochen. 
Kramp-Karrenbauer jedoch hatte ein klares Si-
gnal an die Kritiker der Kanzlerin gesendet: un-
ter ihr würden sie wieder Gehör finden.

Zugleich näherte sich AKK auch wieder ih-
rem einstigen Konkurrenten Friedrich Merz 
an, der, sollte Merkel abtreten, Finanz- oder 
Wirtschaftsminister werden könnte. Der Wirt-
schaftsflügel der Partei und die Unterneh-
merverbände, keine Anhänger des derzeitigen 
Wirtschaftsministers und Merkel-Vertrauten 
Peter Altmaier, hoffen auf Merz und würden da-
für auch AKK klarer unterstützen. 

Die eigentlich spannende Frage ist, wie ein 
Wechsel im Kanzleramt überhaupt vonstatten 
gehen könnte. Für den aktuellen Koalitions-
partner im Umfragen-Dauertief, die SPD, gibt 
es kaum gute Gründe, AKK zur Kanzlerin zu 
wählen und ihr vor dem regulären Wahltermin 
2021 einen Amtsbonus zu verschaffen. Zudem 
dürfte eine neue Kanzlerin mit deutlich weni-
ger Rücksicht auf sozialdemokratische Befind-
lichkeiten regieren.

Die FDP dürfte sich trotz ihres Rückzugs aus 
den Verhandlungen über eine Regierung unter 
Merkel mit den Grünen 2017 in letzter Minute 
am ehesten über eine neue Chance freuen. Aber 
die Grünen fühlen sich inzwischen im Umfra-
gehoch von 20 Prozent viel zu stark, um sich in 
ein solch unsicheres und politisch-program-
matisch auch nicht aufdrängendes Bündnis zu 
begeben. Also blieben eigentlich nur vorgezo-
gene Neuwahlen. Aber das hieße tatsächlich 
Abschied von der Kanzlerin. Wäre Merkel dazu 
bereit? 

Viel wird in diesen Tagen über das Verhält-
nis von Merkel und Kramp-Karrenbauer spe-
kuliert. Die beiden Frauen telefonieren häufig, 
AKK nimmt laut Spiegel oft an der „Morgenlage“ 
im Kanzleramt teil. Da es aber keine klaren Ab-
machungen über einen Wechsel gibt – und wohl 
nicht geben kann – brodelt es unterschwellig in 
Berlin.  

In einer typischen Woche im Mai trifft die 
Regierungschefin den französischen Präsiden-
ten Emmanuel Macron, um über europäische 
Klimapolitik zu verhandeln. Sie verhandelt mit 
den Ministerpräsidenten mehrerer Balkan-
staaten, besucht Burkina Faso, schaut bei den 
deutschen Truppen in Mali vorbei und inspi-
ziert die EU-Mission in Niger. Schließlich fährt 
sie zum EU-Gipfel nach Sibiu (Hermannstadt) 
in Rumänien – kurz, die großen Bühnen der in-
ternationalen Politik. Merkel ist eine noch im-

mer populäre Bundeskanzlerin, wirkt nach dem 
angekündigten Abschied eher befreiter und tut 
das, was sie am besten kann: auf allen Ebenen 
effizient und sachlich verhandeln. Gleichzeitig 
verzichtet sie auf jedes politische Brimborium.

Kramp-Karrenbauer muss sich währenddes-
sen in die Niederungen des Europawahlkampfs 
begeben, sie fährt zu Landesparteitagen in die 
ostdeutsche Provinz und absolviert Termine 
wie den in St. Ingbert, der fünftgrößten Stadt 
des kleinen Saarlands.

Noch hält die Partei still, gibt sich loyal, aber es 
ist klar, dass die Schonfrist für AKK nicht mehr 
lange währt. Schlechte Wahlergebnisse würden 
ihr zugeschrieben, obwohl sie kein exekutives 
Amt innehat; allein der Umstand, dass sie jetzt 
die Partei anführt, muss reichen für einen Stim-
mungsumschwung beim Wahlvolk.

Nach den Europawahlen am 26. Mai wird eine 
erste Bilanz gezogen, derzeit steht die Union in 
Umfragen bei knapp 30 Prozent, vor fünf Jahren 
waren es 35,4 Prozent. Im Herbst stehen Wah-
len in den ostdeutschen Bundesländern Sach-
sen, Brandenburg und Thüringen an; dort wer-
den sehr gute Ergebnisse für die rechtsnationale 
AfD erwartet. Von AKK wird erwartet, ehemali-
ge CDU-Wähler zurückzugewinnen, die sich im 
Zuge der Flüchtlingskrise der AfD zugewandt 
haben. Zugleich hat sie aber keinen direkten 
Einfluss auf das Regierungshandeln, kann keine 
Gesetzesentwürfe einbringen, keine Anweisun-
gen geben, auch die große Bühne des Deutschen 
Bundestags bleibt ihr verwehrt, Kramp-Karren-
bauer ist keine Parlamentsabgeordnete. Den-
noch würden schlechte Wahlergebnisse mehr-
heitlich ihr zugeschrieben, sie steht jetzt für die 
CDU.

Tatsächlich sinken derweil die persönlichen 
Umfragewerte für Kramp-Karrenbauer. Gaben 
sich im Januar noch 46 Prozent mit ihr zufrie-
den, fiel der Wert im März auf 37, um im April 
wieder leicht auf 39 Prozent zu steigen. Neuwah-
len wären in jedem Fall ein großes Risiko, zumal 
klar wäre, dass CDU/CSU das vorzeitige Ende der 
Regierung herbeigefügt hätten.

Mit dem Rückzug Merkels steht Deutschland 
bei der Wahl eine Premiere bevor. Erstmals seit 
der ersten Bundestagswahl 1949 wird kein am-
tierender Kanzler antreten. 

Lutz Lichtenberger ist  
Redakteur dieser Zeitung.

Amtsenthebung verfahren
Angela Merkels Nachfolgerin stünde bereit, aber noch ist völlig unklar, wie Annegret Kramp-Karrenbauer  
Kanzlerin werden könnte – und ob sich die Union an der Macht halten kann

VON LUTZ LICHTENBERGER

Wie Bodo Aepfler sich in die Zeitgeschichte verirrte

Ich war dabei
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Bei der letzten Europawahl vor 
fünf Jahren lag Aufbruchstim-
mung in der Luft. Viele EU-Po-

litiker und die meisten Wähler wollten 
2014 endlich die Banken- und Eurokrise 
hinter sich lassen, die Europa jahrelang 
erschüttert hatte. Konservative und So-
zialdemokraten waren sich einig, dass 
man die ungeliebte Austeritätspoli-
tik beenden und auf Investitionen und 
Wachstum setzen müsse. Man nannte es 
„European spring“.

Fünf Jahre später ist die Stimmung wie 
ausgewechselt. Von Frühlingsgefühlen 
ist in Brüssel wenig zu spüren, das po-
litische Klima ist frostig geworden. Das 
liegt nicht nur am britischen EU-Aus-
tritt – die schier endlosen Verhandlun-
gen über den Brexit überschatten den 
Wahlkampf. Es liegt auch an der Angst 
vor Rechtspopulisten und Nationalisten, 
die zum Sturm auf das Europaparlament 
blasen und die etablierten Politiker das 
Fürchten lehren.

Bei der Wahl Ende Mai könnten „An-
ti-Europäer mehr als jeden dritten 
Sitz im Europaparlament“ erringen, 
schätzt der European Council on For-
eign Relations. Dabei lehnen Populisten 
und Nationalisten die EU-Volksvertre-
tung eigentlich ab. Die Alternative für 
Deutschland (AfD) will sie langfristig so-
gar ganz abschaffen. „Solange dort Ge-
setze gemacht werden, wollen wir aber 
mitreden“, erklärt AfD-Spitzenkandidat 
Jörg Meuthen die paradoxe Strategie.

Nach Straßburg ziehen, um dort Kra-
wall zu machen und die  parlamenta-
rische Arbeit zu behindern – darauf 
scheint es bei vielen rechten Parteien 
hinauszulaufen. Bisher war dies kein 
großes Problem, denn Konservative 
und Sozialdemokraten hatten eine kom-
fortable Mehrheit im Parlament. Die 
EU-Gegner wurden in die Schmollecke 
verbannt. Nach der Wahl im Mai dürfte 
dies jedoch anders aussehen.  

Zwar können die beiden größten 
Fraktionen mit Stimmenzuwächsen 
rechnen, wie eine Ende März vom Euro-
paparlament veröffentlichte Erhebung 
ergab. Trotz der prognostizierten Zu-
gewinne kämen Konservative und Sozi-
aldemokraten aber nicht mehr auf eine 

Mehrheit. Damit könnten sie auch nicht 
aus eigener Kraft einen Kandidaten für 
die Spitze der EU-Kommission bestim-
men. Dafür würde eine dritte Partei be-
nötigt, etwa die Liberalen oder die Grü-
nen. 

„Wir werden uns in einem sehr frag-
mentierten Parlament wiederfinden“, 
warnt der Spitzenkandidat der kon-
servativen Europäischen Volkspartei, 
Manfred Weber. Für den CSU-Politiker 
könnte dies fatale Folgen haben. Wenn 
er nicht genug Abgeordnete hinter sich 
bringt, hat er keine Chance, wie ge-
plant EU-Kommissionschef Jean-Clau-
de Juncker zu beerben. Weber will da-
her gegensteuern. „Wir müssen die 
populistische Welle stoppen“, forderte er  
zum Start seiner Wahlkampagne („The 
power of we – Weber“) in Brüssel.

Dieses Ziel verfolgt auch Frankreichs 
Staatschef Emmanuel Macron. Doch 
er wählt eine andere Strategie als We-
ber. Während der konservative Spit-
zenkandidat die EU bewahren will, hat 
Macron einen Plan für einen radikalen 

„Neustart“ vorgelegt. Er will den Grenz-
schutz stärken, das Schengen-System 
der Reisefreiheit überarbeiten und eu-
ropaweit Mindestlöhne einführen. In ei-
nem Brief an die Bürger aller EU-Länder 
warb Macron für seine Ideen.

Kommissionschef Juncker begrüß-
te den Vorstoß, der auf „mehr Europa“ 
und zusätzliche EU-Institutionen hin-
ausläuft. Unterstützung kam auch von 
Liberalen-Chef Guy Verhofstadt, der ein 
Wahlbündnis mit Macrons „La Républi-
que en Marche“ eingehen will. Sogar So-
zialdemokraten und Grüne signalisier-
ten Interesse an den Plänen aus Paris.

Doch im konservativen Lager fiel die 
Reaktion völlig anders aus. Die Führung 
übernahm die neue CDU-Chefin Anne-
gret Kramp-Karrenbauer (AKK) in Ber-
lin – mit einer Absage an Macron. „Eine 
Europäisierung der Sozialsysteme und 
des Mindestlohns wären der falsche 
Weg“, hielt sie ihm entgegen. Auch Bun-
deskanzlerin Angela Merkel und Öster-
reichs Regierungschef Sebastian Kurz 
gingen auf Distanz.

Die Christdemokraten und Konserva-
tiven lehnen die dirigistische und zen-
tralistische Wirtschaftsdoktrin ab, die 
sie hinter Macrons Plan vermuten. „Wir 
müssen konsequent auf ein System von 
Subsidiarität, Eigenverantwortung und 
damit verbundener Haftung setzen“, 
schreibt AKK in ihrem Positionspapier. 
Es gehe ihr nicht darum, Macron abzu-
bügeln, sondern in eine Debatte über die 
Zukunft Europas einzusteigen. Doch die 
Chancen dafür stehen schlecht.

Denn AKK hat ihr Konzept mit Spitzen 
gegen Frankreich und die EU verbun-
den, die in Paris – und Brüssel – als unnö-
tige Provokation aufgefasst werden. Sie 
möchte den Sitz des Europaparlaments 
in Straßburg aufgeben, sie fordert einen 
ständigen EU-Platz im Weltsicherheits-
rat, und sie verlangt eine Besteuerung 
der Einkommen der EU-Beamten. Diese 
Besteuerung gebe es längst, widersprach 
Haushaltskommissar Günther Oettinger, 
der selbst der CDU angehört.

Widerspruch kam auch aus Paris. Der 
Präsident der Nationalversammlung, 

Richard Ferrand, taufte AKK in „Mada-
me Nein“ um, weil sie sich der Debat-
te um Macrons Vorschläge verweigere. 
Die damalige Europaministerin Natha-
lie Loiseau, die nun die Macron-Liste 
für die Europawahl anführt, teilte noch 
härter aus. Die CDU denke nur an sich 
und wolle mit niemandem teilen, er-
klärte sie. 

Nach einer konstruktiven Debatte 
klingt das nicht, eher nach verhärteten 
Positionen. Das lässt für die Zeit nach 
der Europawahl nichts Gutes ahnen. In-
sider in Brüssel warnen schon vor ei-
nem Machtkampf um den künftigen 
Kurs der EU, aber auch um wichtige Pos-
ten. Im Herbst wird fast die gesamte eu-
ropäische Führungsriege ausgetauscht, 
nicht nur der Kommissionspräsident 
und seine Kommissare.

Der konservative Spitzenkandidat 
Weber, aber auch sein sozialdemokra-
tischer Herausforderer Frans Timmer-
mans könnten dabei das Nachsehen ha-
ben. Wenn sich im neuen EU-Parlament 
keine klaren Mehrheiten abzeichnen, 

könnten die Staats- und Regierungs-
chefs das Steuer an sich reißen und 
selbst den nächsten Kommissionschef 
bestimmen. Die Europawahl wäre ent-
wertet, das Europaparlament entmach-
tet. 

Das wäre „ein gewaltiger Rückschritt 
für die Demokratie und Mitbestim-
mung der Wähler“, warnt EVP-Spit-
zenkandidat Weber. „Es würde einen 
Konflikt zwischen Europäischem Parla-
ment und dem Rat der Staats- und Re-
gierungschefs geben. Das will in dieser 
angespannten Situation niemand.“

Doch auszuschließen ist dieser Kon-
flikt auch nicht mehr. Die Europawahl 
wird nicht nur vom Brexit und dem Vor-
marsch der Nationalisten und Populis-
ten überschattet – sondern auch vom 
Machtkampf in den eigenen Reihen.

Eric Bonse ist freier Journalist  
und lebt in Brüssel.

Schatten über der Europawahl
Rechtspopulisten und Nationalisten drängen ins Europaparlament, Konservative  

und Sozialdemokraten müssen mit dem Verlust ihrer Mehrheit rechnen

VON ERIC BONSE

Vertrauen  
und Vernunft
Der INF-Vertrag ist Geschichte, die Welt muss  
mit einem neuen Wettrüsten rechnen, doch 
selbst der US-Präsident scheint davon wenig 
begeistert zu sein – schon wegen der Kosten

VON PETER KOEPF

Wer hat Vertrauen zu Donald Trump? Es soll 
Menschen geben, die darauf setzen, dass 
die schwedische Akademie Donald Trump 

bald für den Friedensnobelpreis nominieren muss. 
Wieso das? 

Am 25. April, Wochen nach Aufkündigung des 
INF-Vertrags, berichtete die Washington Post von ei-
nem „aufkeimenden Bestreben“ des US-Präsiden-
ten zur Rüstungskontrolle. Laut eines hochrangigen 
Mitglieds der Trump-Regierung wolle er Russlands 
Nuklearwaffen einem neuen Rahmen unterwerfen 
und China dazu überreden, „einem Waffenkontroll-
vertrag beizutreten oder seine militärischen Res-
sourcen erstmals offenzulegen“. Die USA, China und 
Russland unter einem trilateralen Vertrag zur Kon-
trolle von Atomwaffen zu vereinen, so hieß es, wäre 
ein „bahnbrechender diplomatischer Erfolg“.

Drei Tage später schrieb Dinshaw Mistry, Professor 
an der University of Cincinnati, unter der Überschrift 
„Globalizing the INF Treaty“ in der Zeitschrift  The 
National Interest: „Ein globaler INF-Vertrag ist reali-
sierbar.“ Er berief sich auf Trumps zweite „State of 
the Union“-Rede Anfang Februar, als er sagte: „Mög-
licherweise können wir eine andere Vereinbarung 
aushandeln und China und andere einschließen.“

Dass ausgerechnet Trump einen schlüssigen Plan 
verfolgt haben soll, kann sich in Europa niemand vor-
stellen – schon gar nicht bevor er den INF-Vertrag 
gekündigt hatte. Auch in Russland glaubt daran nie-
mand. Das wurde auch bei der Sitzung der Arbeits-

gruppe Medien des Gesprächsforums Petersburger 
Dialog Mitte Mai in Baden-Baden klar. Der Chefre-
dakteur des Onlinemediums Jeschednjewni Schur-
nal, Aleksandr Golz, hat „keine Hoffnung, dass wir 
die Rüstungsspirale stoppen können“. Er hält die 
angeblichen Bemühungen, China in Verträge zur 
Reduzierung von Atomwaffen, gerade mittlerer 
Reichweite, für „aussichtslos“. Was die US-ameri-
kanische Presse schreibe, sei Propaganda. Der be-
kannte TV-Journalist und Buchautor Leonid Mlet-
schin sieht die USA, Europa und Russland in einem 
„dritten Kalten Krieg“.

Für Michail Gusman, erster stellvertretender Ge-
neraldirektor der Nachrichtenagentur TASS, be-
fänden sich Ost und West noch immer im ersten, 
der seit Oktober 1917 währe und bis heute nicht be-
endet sei. Er verglich die Welt mit einem Theater-
stück, „an dessen Wänden viele Gewehre hängen“, 
und wo Gewehre hängen, da würden sie im dritten 
Akt auch gebraucht.

Auch Andrej Zagorskij, Leiter der Abteilung 
Abrüstung und Konfliktregelung am Primakow-In-
stitut für Weltwirtschaft und Internationale Bezie-
hungen der Russischen Akademie der Wissenschaf-
ten, glaubt nicht an einen neuen INF-Vertrag, weil 
Peking sich nicht zwingen lassen werde, einseitig 
einen beträchtlichen Teil seines Raketenpotenzi-
als abzubauen. Vielmehr teilte er in einem Aufsatz 
in der Zeitschrift Osteuropa die Sicht des Kreml, die 
USA wollten „einen Keil zwischen Moskau und Pe-

king treiben, da mit dem Wegfall des INF-Vertrags 
kein Abkommen Russland mehr dran hindert, Mit-
telstreckenwaffen auch im asiatischen Teil seines 
Territoriums zu stationieren“. Ein multilaterales 
Abkommen mit China und vielen anderen, vor al-
lem asiatischen Staaten erfordere einen viel weite-
ren Ansatz, und den zu finden daure Jahrzehnte.

Die Skepsis ist berechtigt, auch wenn nicht nur 
russischen und deutschen Politikern die hohen 
Kosten für Verteidigung ein Dorn im Auge sind. 
„Russland, China und wir geben zusammen Hun-
derte von Milliarden Dollar für Waffen, inklusive 
nukleare, aus, was verrückt ist“, sagte Trump im 
April. „Und ich würde sagen, China wird dabei sein, 
und ich würde sagen, Russland wird dabei sein. Es 
ergibt keinen Sinn, dass wir das machen.“

Klingt vernünftig. Aber Trump hatte sein „mögli-
cherweise“ aus der „State of the Union“-Rede mit ei-
nem zweiten verknüpft: „Oder wir können es mög-
licherweise nicht, dann werden wir mit Ausgaben 
und Innovationen die anderen bei weitem übertref-
fen.“ Insofern sind Trumps Worte nicht als Angebot 
zu verstehen, sondern als Drohung. Wir erkennen: 
Leider tritt Vernunft selten an die Stelle von fehlen-
dem Vertrauen.

Peter Koepf ist Chefredakteur  
dieser Zeitung.
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TRENDS BEI MILITÄRAUSGABEN WELTWEIT, 2018

TOP 15 LÄNDER MIT DEN HÖCHSTEN MILITÄRAUSGABEN 2018

Die Gesamtausgaben beliefen sich 

weltweit auf mehr als 1,8 Billionen 

Dollar, 5,4 Prozent mehr als 2009 und 

76 Prozent höher als 1998. 

1,8 Billionen $

-3,5%
649 Milliarden $

Im Durchschnitt wurden 2,1 Prozent des  

Bruttosozialprodukts (BSP) für Verteidigung ausgege-

ben, ein halber Prozentpunkt weniger als 2009.

-2,1%

Sechs der zehn Staaten mit den höchsten 

Ausgaben im Verhältnis zum BSP liegen im 

Nahen Osten: Den höchsten Anteil verzeich-

net Saudi-Arabien (8,8 Prozent).

Top 6

60%

Erstmals seit 2006 rangiert Russland bei der Höhe der Rüstungsausgaben (61,4 Milliar-den Dollar) nicht mehr unter den ersten fünf Staaten. Die Ausgaben sanken um 3,5 Prozent, liegen aber noch immer um 27 Prozent höher als 2009.

Die fünf Staaten mit den höchsten Ausgaben sind 
die USA, China, Saudi-Arabien, Indien und Frank-
reich. Sie allein sind für 60 Prozent der weltweiten 
Ausgaben verantwortlich. 

Die ersten 15 Staaten investierten nahezu 1,5 Billionen Dollar, 81 Prozent der weltweiten Ausgaben.

81%
Die Ausgaben der USA stiegen 

2018 erstmals nach sieben 

Jahren wieder, um 4,6 Prozent 

auf 649 Milliarden Dollar.

China koppelt seine Rüstungsaus- 

gaben an das Wirtschaftswachstum. 

Die Ausgaben schätzt 2018 SIPRI*  

auf 250 Milliarden Dollar.

250 Milliarden $

Sieben der 15 Staaten mit den höchsten  
Ausgaben gehören der Nato an: Deutsch-
land, Frankreich, Großbritannien, Italien, 
Kanada, die Türkei und die USA. Sie sind  
für fast die Hälfte der Militärausgaben  
verantwortlich (880 Milliarden Dollar).

15 Staaten

Bedingt abwehrbereit
Russisches Säbelrasseln und massiver Druck der Verbündeten setzen die Bundeswehr unter Druck, aber sie leidet unter einem schlechten Zustand des Geräts

VON LORENZ HEMICKER

Annegret Kramp-Karrenbauer 
läuft sich schon mal warm. Die 
neue CDU-Vorsitzende und aus-

sichtsreichste Kandidatin für die Nach-
folge von Angela Merkel als deutsche 
Bundeskanzlerin denkt laut über einen 
europäischen Flugzeugträger nach. Das 
wäre doch ein Projekt, um der globalen 
Rolle der Europäischen Union als Si-
cherheitsmacht Ausdruck zu verleihen, 
sagte die Saarländerin jüngst bei der 
„Denk ich an Deutschland-Konferenz“ 
der Frankfurter Allgemeinen Zeitung 
und der Alfred-Herrhausen-Gesell-
schaft in Berlin.

So etwas klingt nicht nur entschlos-
sen. Es passt auch in den Duktus, den 
man von deutschen Kanzlern, Außen- 
und Verteidigungsministern seit Jah-
ren auf internationalen Konferenzen 
und in Sonntagsreden gewohnt ist: 
Deutschland will mehr sicherheitspo-
litische Verantwortung übernehmen. 
Die Regierung ist dazu bereit. Und han-
delt. 

Die Wirklichkeit sieht anders aus. 
Und nichts könnte die deutsche Schi- 
zophrenie besser illustrieren als der 
Vorschlag der CDU-Vorsitzenden. Wäh-
rend sie von einem Flugzeugträger her-
umfabuliert, kämpft die Deutsche Mari-
ne wie alle übrigen Teilstreitkräfte der 
Bundeswehr mit eklatanten Ausfallra-
ten bei ihren Hauptwaffensystemen. 
Dass von Deutschlands einstigem Stolz, 
den U-Booten, zuletzt monatelang kein 
einziges mehr in See stechen konnte, 
war dabei nur die Spitze des Eisbergs. 
Kaum ein Drittel stand im Sommer ver-
gangenen Jahres für Übungen oder Ein-
sätze zur Verfügung.

Inzwischen wurde der turnusmä-
ßig erscheinende Bericht des Verteidi-
gungsministeriums an den Bundestag 
von Generalinspekteur Eberhard Zorn 
als „geheim“ eingestuft. Dabei haben 
sich die Zahlen laut Angaben aus parla-
mentarischen Kreisen mitnichten sub-
stantiell verbessert. Hinzu kommt ein 

quasi leergefegter Arbeitsmarkt, auf 
dem die Bundeswehr nach Nachwuchs 
suchen muss, seitdem die Wehrpflicht 
im Jahr 2011 in einem politischen Hau-
ruckverfahren ausgesetzt wurde.

Dabei gelingt es ihr trotz starker An-
strengungen kaum, den steigenden 
Bedarf zu decken. Die 
Truppe ist nur 182 000 
Personen stark. In 
den kommenden Jah-
ren sollen es eigentlich 
203 000 werden. 

Die gewaltige Lücke 
zwischen Anspruch 
und Wirklichkeit lässt 
sich auch an den Ver-
t e i d i g u n g s a u s g a b e n 
erkennen. Von der 
S e l b s t v e r p f l i c ht u n g 
der Nato-Staaten, bis 
2024 zwei Prozent ih-
res Bruttoinlandspro-
dukts für das Militär 
auszugeben, bleibt die 
Bundesrepublik weit 
entfernt. Allerdings 
sind auch in Deutsch-
land die Aufwendungen 
für das Wehrressort 
seit der Annexion der 
Krim durch Russland 
und dem Ausbruch des 
Kriegs in der Ostukrai-
ne stark gewachsen. So 
stieg allein für das lau-
fende Haushaltsjahr 
der Verteidigungshaus-
halt um etwa 4 auf 42,9 
Milliarden Euro. Das 
sind umgerechnet 1,37 
Prozent des deutschen 
B r u t t o i n l a n d s p r o -
dukts. 

Doch gerät die von 
Ver teid ig u ngsm i n i s -
terin Ursula von der 
Leyen (CDU) ausgeru-
fene „Trendwende Fi-

nanzen“ bereits ins Stocken, bevor sie 
überhaupt richtig ins Rollen gekom-
men ist. Vor dem Hintergrund rapide 
sich abzeichnender, klaffender Milli-
ardenlöcher im Staatshaushalt, innen-
politischen Profilierungsversuchen 
und nicht zuletzt der inzwischen in der 

Verfassung niedergelegten Selbstver-
pflichtung Deutschlands, kaum noch 
neue Schulden mehr zu machen, drückt 
Finanzminister Olaf Scholz (SPD) auf 
die Ausgabenbremse.

Nach derzeitigem Planungsstand 
werden die deutschen Verteidigungs-

ausgaben nicht, wie noch im Dezember 
der Nato versprochen, bis 2024 auf zu-
mindest 1,5 Prozent steigen. Sie sollen 
wieder sinken. Das wäre das Gegenteil 
dessen, was die Verteidigungsministe-
rin sich vorstellt. Denn wo von der Ley-
en sich eine wachsende Kurve wünscht, 

plant Scholz mit einer fallen-
den Geraden.

Dabei scheint die durch meh-
rere Affären geschwächte Ver-
teidigungsministerin kaum 
noch in der Lage zu sein, den 
Kurs merklich zu ihren Guns-
ten zu verändern. Und auch die 
Kanzlerin ist zum Ende ihrer 
langen Amtszeit offenbar nicht 
gewillt, den ohnehin brüchi-
gen Koalitionsfrieden vor den 
Europawahlen noch durch ein 
Machtwort in dieser Sache zu 
gefährden. 

Dass die Nato-Verbündeten, 
allen voran die USA, auf die 
deutsche Schizophrenie mit 
Kopfschütteln und teils mit 
kaum noch verhohlener Wut 
reagieren, wird offenkundig in 
Kauf genommen. Auch zu dem 
Preis, dass Deutschlands Bei-
träge zur Sicherung des Frie-
dens und der internationalen 
Sicherheit kaum noch so wahr-
genommen werden, wie sie es 
verdient hätten. Bei der Opera-
tion „Resolute Support“ in Af-
ghanistan ist die Bundeswehr 
hinter den Vereinigten Staaten 
nach wie vor der zweitgröß-
te Truppensteller. Hunderte 
weitere Soldaten riskieren ihr 
Leben in Mali oder sind beim 
Kampf gegen die Terrormiliz 
„Islamischer Staat“ in Syri-
en und im Irak gebunden. An 
der Nato-Ostflanke führt die 
Bundeswehr die Nato-Battle-
group in Litauen, und seit An-
fang dieses Jahr zudem die 

Nato-Speerspitze mit ihren rund 8000 
Soldaten, von denen rund jeder Zweite 
ein Deutscher ist. 

Mag eine Mehrheit der Deutschen 
sich angesichts der veränderten sicher-
heitspolitischen Herausforderungen 
rund um Europa und der unzähligen 
Berichte über den schlechten Zustand 
der Bundeswehr inzwischen mehrheit-
lich für höhere Verteidigungsausgaben 
aussprechen: Wenig deutet darauf hin, 
dass sich im Bundestag in den kom-
menden Jahren von selbst eine Mehr-
heit finden wird, welche die Erfüllung 
der Nato-Selbstverpflichtung durchset-
zen wird. Das einstmals bürgerliche La-
ger aus Christdemokraten und FDP ist 
zu schwach dafür geworden. Eine soge-
nannte Jamaika-Koalition, zusammen 
mit den Grünen, hätte mit einer hin-
sichtlich der Militäraufwendungen tief 
gespaltenen Partei zu kämpfen. Jede 
andere Regierungskoalition würde sie 
ohnehin nicht verfolgen. Sowohl die 
rechtspopulistische AfD als auch SPD 
und Linkspartei verfolgen andere In-
teressen. Mit dem Militär lassen sich in 
Deutschland schon lange keine Wähler-
stimmen mehr sammeln.

Die wahrscheinlichste Option für ei-
nen Anstieg der deutschen Verteidi-
gungsausgaben kam in der Vergangen-
heit von außen. Und so dürfte es auch 
dieses Mal sein, mögen es russisches 
Säbelrasseln oder massiver Druck sei-
tens der Verbündeten sein. Bleibt bei-
des aus, droht Deutschland mit dem 
Bruch seines Versprechens, die Axt an 
das nordatlantische Bündnis anzuset-
zen. Dies wäre jedoch genau das, was 
der Mann im Weißen Haus auf der an-
deren Seite des Atlantiks wohl allzu 
gerne tun würde. 

Lorenz Hemicker  
ist Politikredakteur der  

Frankfurter Allgemeinen Zeitung.

* Schätzung von SIPRI  ** Daten nicht verfügbar oder nicht verwendbar 

Rang Ausgaben 
anteilig am BIP

Anteil 
weltweit

2018 2017 Land Ausgaben in 
US$ (Milliarden)

2018

Änderung 2018 2009 2018

1 1 USA 649 -17% 3,2% 4,6% 36%

2 2 China 250* 83% 1,9%* 2,1%* 14%*

3 3 Saudi-Arabien 67,6* 28% 8,8%* 9,6% 3,7%*

4 5 Indien 66,5 29% 2,4% 2,9% 3,7%

5 6 Frankreich 63,8 1,6% 2,3% 2,5% 3,5%

Zwischensumme der Top 5 1097 ** ** ** 60%

6 4 Russland 61,4 27% 3,9% 3,9% 3,4%

7 7 Großbritannien 50,0 -17% 1,8% 2,4% 2,7%

8 9 Deutschland 49,5 9,0% 1,2% 1,4% 2,7%

9 8 Japan 46,6 2,3% 0,9% 1,0% 2,6%

10 10 Südkorea 43,1 28% 2,6% 2,7% 2,4%

Zwischensumme der Top10 1347 ** ** ** 74%

11 13 Italien 27,8 -14% 1,3% 1,6% 1,5%

12 11 Brasilien 27,8 17% 1,5% 1,5% 1,5%

13 12 Australien 26,7 21% 1,9% 1,9% 1,5%

14 14 Kanada 21,6 12% 1,3% 1,4% 1,2%

15 15 Türkei 19,0 65% 2,5% 2,5% 1,0%

Zwischensumme der Top 15 1470 ** ** ** 81%

16 16 Spanien 18,2 -5,2% 1,3% 1,3% 1,0%

17 17 Israel 15,9 -5,8% 4,3% 6,8% 0,9%

18 18 Iran 13,2 -10% 2,7% 3,2% 0,7%

19 24 Polen 11,6 48% 2,0% 1,8% 0,6%

20 19 Pakistan 11,4 73% 4,0% 3,3% 0,6%

SHUTTERSTOCK

*SIPRI  Stockholm International Peace Research Institute
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DAS WESEN EINER METROPOLE ENTSTEHT IN IHREM HERZEN. In den Orten, die eine Stadt ausmachen und ihr Lebensgefühl definieren: Die mondäne Nachbarschaft
der Außenalster in Hamburg. Die urbane Vielfalt im Zentrum von Düsseldorf. Der geschichtsträchtige Standort gegenüber dem Berliner Stadtschloss. An einmaligen Orten
wie diesen errichtet Frankonia Stadtquartiere von höchster Qualität. Sensibel abgestimmt auf den Charakter der Umgebung und den herausragenden Lagen absolut 
angemessen – hier entsteht zeitgemäße Lebensqualität in den Baudenkmälern von Morgen. FRANKONIA Eurobau AG | Mühlenstraße 34 | 40213 Düsseldorf | Tel. 0211-86 32 300 | www.frankonia-eurobau.de

In Washington sind die Feierlichkei-
ten anlässlich des 70. Jahrestags seit 
der Gründung der Nato mit gemisch-

ten Gefühlen zu Ende gegangen. Einer-
seits wächst und gedeiht die Nordat-
lantische Allianz, und ihre militärische 
Macht ist noch immer ein bestimmen-
der Faktor in der Weltpolitik. Anderer-
seits wird das Bündnis von immer mehr 
inneren Widersprüchen zerrissen, die 
sich nicht hinter der feierlichen Rheto-
rik verbergen lassen.

Erstaunlicherweise befindet sich un-
ter den „Problemstaaten“ der Allianz 
auch Deutschland, das Land, das doch 
jahrzehntelang als Hochburg des Trans- 
atlantismus in der EU galt. Außenminis-
ter Heiko Maas musste sich bei den Ju-
biläums-Feierlichkeiten in Washington 
harsche Kritik seitens der US-Führung 
gefallen lassen. US-Vizepräsident Mike 
Pence sagte, Deutschland gebe zu we-
nig aus, und forderte Berlin erneut dazu 
auf, die Militärausgaben zu erhöhen. 

Deutschland ist seit 1955 Mitglied der 
Nato. Die Mitgliedschaft war die Alter-
native zum Projekt der Europäischen 
Verteidigungsgemeinschaft, die seiner-
zeit an der französischen Nationalver-
sammlung gescheitert war. Die deut-
sche Regierung unter Konrad Adenauer 
strebte nach einer möglichst raschen In-
tegration in die westliche Gemeinschaft, 
in die der Weg unter anderem über ein 
Sicherheitsbündnis führte. Der Korea- 
krieg hatte die deutschen Politiker da-
von überzeugt, dass nur eine kollektive 
Verteidigung die Bonner Republik vor 
einer möglichen Aggression beschützen 
könnte.

Während des Kalten Kriegs verlief die 
Front zwischen zwei sich bekämpfen-
den Supermächten im Osten der Bun-
desrepublik. Die Bundeswehr war fast 
eine halbe Million Mann stark, hinzu 
kamen mehrere Millionen Reservisten. 
Sie galt als eine der stärksten Armeen in 
Europa, und sie war die erste, die im Fall 
eines umfassenden bewaffneten Kon-
flikts auf dem Kontinent gegen die Ein-
heiten des Sowjetblocks hätte antreten 
müssen.

Nach der Wiedervereinigung wan-
delte sich Deutschlands Stellung inner-
halb der Nato. Seine östlichen Grenzen 
hatten den Status des ständigen Quells 
militärischer Bedrohung verloren. Die 
osteuropäischen Staaten strebten nach 
einer Integration in den Westen und sa-
hen in Berlin einen wichtigen Partner 
und Lotsen auf diesem Weg.

Nachdem auch Polen und die Tsche-
chische Republik der Nato beigetreten 
waren, rückte Deutschland ins Hinter-
land der Allianz – seine Nachbarn waren 
jetzt militärische Verbündete oder neu-
trale Staaten. Die Aufgaben der Bundes-
wehr verlagerten sich weg von der terri-

torialen Verteidigung hin zu entlegenen 
Missionen im internationalen Format, 
sie gewährleistete fortan die Sicherheit 
Deutschlands auch am Hindukusch.

Seit Beginn der 2000er Jahre wird 
in Deutschland die Notwendigkeit der 
Nato für die Friedenssicherung in ih-
rem ursprünglichen Format diskutiert. 
Umfragen zufolge sind die heutigen Zie-
le und Aufgaben der Nato einem signifi-
kanten Anteil der Deutschen nicht klar.

Die Terroranschläge vom 11. Septem-
ber 2001 hatten vorübergehend den 
Geist der Militärgemeinschaft und des 
gemeinsamen Feindes in das Bündnis 
zurückgebracht. Doch schon zwei Jahre 
später wurde die Einheit durch die Mei-
nungsverschiedenheiten um den Irak 
wieder getrübt. Schröders Widerstand 
gegen eine Beteiligung am Waffengang 
sorgte für ein angespanntes Verhält-
nis zu George W. Bush und eine erste, 
wenn auch kurzzeitige Abkühlung der 
deutsch-amerikanischen Beziehungen 
nach 1990.

Das hinderte den Bundeskanzler je-
doch nicht daran, für eine Reform der 
Nato und eine Stärkung ihrer politi-
schen Funktionen einzutreten. Schrö-
ders Ideen wurden 2003 bei der Si-
cherheitskonferenz in München von 
Verteidigungsminister Peter Struck 
verlesen. Neben der Stärkung der po-
litischen Komponente der Nato wurde 
darin der Vorschlag laut, die Rolle der 
europäischen Staaten innerhalb der Al-
lianz solle gestärkt und die amerikani-

sche Militärpräsenz in den Ländern der 
EU zurückgefahren werden. Schröders 
Vorschläge fanden kein Gehör bei den 
Christdemokraten, welche nach 2005 in 
der großen Koalition Regierung, Kanz-
leramt und Verteidigungsministerium 
übernommen hatten, und so blieb es bei 
einer Reihe theoretischer Erwägungen.

Mit dem Amtsantritt Angela Merkels 
endeten die deutschen Experimen-
te mit der Nato, kaum dass sie begon-
nen hatten. Die Kanzlerin verurteilte 
die Irrungen ihres Vorgängers und be-
kräftigte den Kurs einer konsequenten 
Stärkung der euro-atlantischen Bezie-
hungen. In den deutschen Regierungs-
richtlinien wurde die Nato zuverlässig 
als eine der wichtigsten Organisationen 
der deutschen Außenpolitik festgelegt. 
Die Stärke der Bundeswehr und das 
US-Militärkontingent in Deutschland 
wurden schrittweise verringert, die all-
gemeine Wehrpflicht aufgehoben und 
mögliche Sicherheitsgefahren als etwas 
sehr weit Entferntes empfunden.

Die Revision der Grundsätze der 
US-Außenpolitik durch Donald Trump 
kam für das deutsche Establishment 
überraschend – genau wie dessen Wahl-
sieg. Der Experte für „gute Geschäf-
te“ brauchte nur einen kurzen Blick 
auf die Errungenschaften der ameri-
kanischen Diplomatie, um sofort ei-
nige vermeintlich schlechte Geschäf-
te zu identifizieren, die den Geldbeutel 
der US-Regierung belasteten. Das traf 
in seinen Augen auch auf die Nordat-

lantische Allianz zu, deren europäi-
sche Verbündete ihre Verteidigungse-
tats schonten, während ihre Sicherheit 
auf Washingtons Kosten gewährleistet 
wurde. Obwohl es viele „Schuldner“ 
gab, konzentrierte sich Trumps Zorn 
auf die größte Wirtschaftsmacht der EU 
– Deutschland.

Der amerikanische Präsident empör-
te sich darüber, dass Berlin anstelle der 
erforderlichen Verteidigungsausgaben 
in Höhe von 2 Prozent des BIP nicht ein-
mal 1,5 Prozent aufbrachte. Als die deut-
sche Regierung vor dem Hintergrund 
der Ukraine-Krise finanzielle Verpflich-
tungen auf sich nahm, rechnete sie wohl 
kaum mit einer ernsthaften Kontrol-
le ihrer Einhaltung. Die Entscheidung 
schien eher eine Solidaritätsbekun-
dung unter Alliierten zu sein, die wenig 
mit dem Erreichen praktischer Ziele zu 
tun hatte. Die tatsächliche Bereitschaft 
der deutschen Regierung, die Verteidi-
gungsausgaben zu erhöhen, war in etwa 
so groß wie die Bereitschaft der Bundes-
wehrsoldaten, Litauen gegen eine etwai-
ge russische Invasion zu verteidigen.

Als Reaktion auf die Kritik seitens des 
amerikanischen Verbündeten sah sich 
Berlin gezwungen, seine Nützlichkeit 
für die Allianz unter Beweis zu stellen. 
Die deutsche Regierung appellierte an 
Trump, die Aufmerksamkeit weniger 
auf formale Indikatoren und mehr auf 
konkrete Handlungen zu lenken. Als 
Hauptargument diente dabei die Teil-
nahme an Auslandsmissionen der Alli-

anz vom Kosovo bis nach Afghanistan, 
wo Deutschland das größte Kontingent 
stellt.

Warum erhöht Deutschland sei-
ne Verteidigungsausgaben nicht? 
Die Gründe dafür lassen sich an der 
Schnittstelle von Wirtschaft, Außenpo-
litik und Sicherheit finden. Erstens wür-
den die erforderlichen 2 Prozent des BIP 
die riesige Summe von rund 80 Milliar-
den Euro im Jahr bedeuten. Das ist fast 
doppelt so viel wie die Militärausgaben 
Frankreichs – einer Atommacht mit ho-
her militärischer Aktivität in Afrika. 
Aktuell fehlt es der deutschen Führung 
an Klarheit darüber, wie ein höheres 
Verteidigungsbudget effektiv einzuset-
zen wäre. 

Verteidigungsministerin Ursula von 
der Leyen (CDU) wurde mehrfach man-
gelnde Kompetenz bei der Verwaltung 
der Finanzen vorgeworfen. Während 
die erste Verteidigungsministerin der 
Bundesrepublik sich mehr auf die sozi-
alen Fragen der Armee konzentrierte, 
verlor sie den Zustand der Militärtech-
nik und Artillerie, die Vollausstattung 
der Soldaten und die Modernisierung 
aus den Augen. Experten sind über-
zeugt, dass der heutigen Bundeswehr 
ausreichend Finanzen zur Verfügung 
stehen, um die laufenden Aufgaben zu 
erfüllen; allerdings lässt der Einsatz der 
Mittel viele Fragen offen.

Zweitens würde Deutschland mit ei-
ner Steigerung seines militärischen 
Potenzials bei seinen europäischen 

Nachbarn unweigerlich für Unbehagen 
sorgen. Eine Verwandlung des Wirt-
schaftsriesen in einen militärischen He-
gemon könnte ungute Erinnerungen in 
Polen oder Frankreich wecken. Das eu-
ropäische Bedürfnis nach einem star-
ken Deutschland bezieht sich in erster 
Linie auf die deutsche Wirtschaft, nicht 
auf die deutsche Armee. Das Nato-Grün-
dungsprinzip „die Deutschen unten hal-
ten“ hat an Aktualität zwar verloren, 
aber von einer Bereitschaft der EU – und 
vor allem Deutschlands selbst – das an-
zuerkennen, ist nicht viel zu sehen.

Bisher ist es Berlin gelungen, sich den 
neuen finanziellen Verpflichtungen bei 
der Verteidigung zu entziehen. Der Ent-
wurf des Militärhaushalts für 2023 sieht 
sogar einen geringfügigen Rückgang 
vor. Das Handeln der deutschen Regie-
rung ist darauf ausgerichtet, Trumps 
Amtszeit abzuwarten und den Dialog 
mit einem weniger fordernden Chef im 
Weißen Haus fortzusetzen. Also lässt 
Kanzlerin Merkel die Vorwürfe des 
amerikanischen Kollegen geduldig über 
sich ergehen und zieht es vor, nicht mit 
scharfer Gegenrhetorik zu reagieren. 
Ob diese Taktik einer möglichen zwei-
ten Amtszeit von Trump standhält, 
bleibt abzuwarten.

Artem Sokolov ist Dozent  
am Staatlichen Moskauer Institut  
für Internationale Beziehungen.  

 

Der Zwei-Prozent-Streit 
Artem Sokolov hat Verständnis dafür, dass Deutschland versucht,  
sich den von den USA geforderten finanziellen Verpflichtungen bei  
der Verteidigung zu entziehen
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Gute-Laune-Appell: Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen zur Visite auf dem Nato-Stützpunkt in Rukla, Litauen im Februar.
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Der überraschende Sieg Wolodymyr 
Selenskyjs im ukrainischen Wahlren-
nen wirft viele Fragen auf, die noch 

mehrere Monate nicht abschließend beantwor-
tet werden können. Quo vadis, Selenskyj? Wird 
der politische Newcomer sich von der Westbin-
dung der Ukraine schrittweise verabschieden 
und die Nähe zu Russland suchen oder bleibt er 
dem Kurs seines Amtsvorgängers Petro Poro-
schenko bis auf einige Schönheitsreparaturen 
treu? Hat sich Selenskyj vorgenommen, das 
ukrainische gesellschaftspolitische System, 
einschließlich seiner Schattenseiten wie der 
Vormachtstellung der Oligarchen, gründlich 
zu reformieren, oder wird er im Laufe der Zeit 
gezwungen sein, sich mit den vorhandenen 
Spielregeln abzufinden? 

Viele von Poroschenko angestoßenen Re-
formen wie Dezentralisierungs-, Renten- und 
Gesundheitsreform wurden von Selenskyj als 
Kandidat nicht angegriffen und werden vom 
neuen Präsidenten nicht revidiert. Die Kritik 
Selenskyjs richtete sich im Wahlkampf haupt-
sächlich gegen drei (aus seiner Sicht) Misserfol-
ge der jetzigen Regierung: fehlende Transpa-
renz bei der poltischen Entscheidungsfindung, 
umfangreiche Korruption und Armut der Be-
völkerung.

In seinem Programm proklamierte Selens-
kyj die Notwendigkeit, direkte Demokratie zu 
praktizieren, die Immunität der Parlaments-
abgeordneten, Richter und des Staatspräsiden-
ten aufzuheben und ein neues Gesetz „Über 
die Macht des Volkes“ zu verabschieden. Die-
se Forderungen, den Appellen populistischer 
Parteien Europas nahestehend, fanden großen 
Zuspruch bei vielen Ukrainern, die dem amtie-
renden Präsidenten Poroschenko die rote Kar-
te zeigten.

Diese Vorhaben kann Selenskyj im Allein-
gang nicht umsetzen, weil die entsprechende 
Entscheidungskompetenz bei der Legislative 
liegt. Darüber hinaus könnte die Aufhebung 
der Immunität die hohen Mandats- und Funk-
tionsträger im Lande erpressbar machen.

In vielen EU-Staaten, darunter in Deutsch-
land, genießen Parlamentsmitglieder einen 
ähnlichen Schutz vor Strafverfolgung. So muss 
Selenskyj eine eher schwierige Realisierung 
seiner Absichten in Kauf nehmen und dies 
gründlich überdenken. Im Bereich Korrupti-
onsbekämpfung, eine unabdingbare Rubrik 
im Programm aller ukrainischen Präsident-
schaftskandidaten aus den vergangenen zwei 
Jahrzehnten, schlug Selenskyj vor, ehrliche 
Staatsdiener besser zu entlohnen und korrup-
te Beamte härter zu sanktionieren, inklusive 
des lebenslangen Beschäftigungsverbots im öf-
fentlichen Dienst.

Solche Ideen sind nicht neu. Noch 2014 wur-
de unter Poroschenko das Nationale Antikor-
ruptionsbüro und später die Gesonderte An-
tikorruptions-Staatsanwaltschaft ins Leben 
gerufen. 2016 wurden die Erfolge dieser Insti-
tutionen als „bescheiden“ attestiert. Einer der 
Gründe ist die Zusammenballung des Kapi-
tals in der Hand von Großkonzernen, die etwa  
40 Prozent des ukrainischen BIP kontrollieren.

Angebracht wären dort nicht revolutionä-
re, sondern evolutionäre Änderungen in Form 
der Förderung des Kleingewerbes und des Mit-
telstands, natürlicher Gegner der Korrupti-
on. Das ist jedoch ein langer Prozess, der mit 
der Ungeduld des Wahlvolks schwer kompati-
bel zu sein scheint. Im Bereich der Armutsre-

duzierung kann Selenskyj kurzfristig wenig 
bewirken. Etwa 45 Prozent der ukrainischen 
Wirtschaft liegen im Schatten. Die Steuerein-
treibung ist ungenügend. Vielen Menschen 
ist der kausale Zusammenhang zwischen der 
Steuer- und Abgabezahlung und der Verbesse-
rung des Lebensstandards nicht bewusst.    

Der scharfe Kommentar Selenskyjs zum 
Beschluss Moskaus, den Donbass-Bewohnern 
den Zugang zur russischen Staatsbürger-
schaft zu erleichtern, machte Schlagzeilen in 
der Weltpresse. So zeigte der Hoffnungsträ-
ger der Ukrainer seine Härte im Konflikt mit 
Russland. In der gegenwärtigen Konstellation 
kann sich kein ukrainischer Staatschef das 

prorussische Handeln erlauben. Dafür gibt es 
keine nennenswerten Befürworter. Die politi-
sche, kulturelle und wirtschaftliche Elite, auch 
die ukrainischen Oligarchen, wollen keine Al-
lianz mit Moskau. Zugleich erwartet man von 
Selenskyj effiziente Schritte im Krieg in der 
Ostukraine, eine Strategie, die sich von der 
seines Vorgängers unterscheidet, und im Ide-
alfall eine rasche Beendigung des Kriegs ohne 
Gebietsabtretung. 

Dieses Problem ähnelt der Quadratur des 
Kreises und scheint von Kiew allein nicht lös-
bar zu sein. Selenskyj ist auf andauernde Ver-
handlungen mit Russland angewiesen. Sein 
Vorschlag, direkt mit Wladimir Putin über die 
Rolle des Kremls im Krieg zu reden, ist reali-
tätsfern, weil Moskau sich kontinuierlich wei-
gert, seine Funktion als Konfliktpartei im Don-
bass anzuerkennen. Dazu kündigte Selenskyj 
an, ukrainische Unterhändler in der Kontakt-
gruppe auszutauschen. Diese Schaufenster-
maßnahmen werden wenig Wirkung erzielen. 

Deutschland gehört zu den Hauptunterstüt-
zer der Ukraine. Angela Merkel hat in den ver-
gangenen fünf Jahren ein enges Verhältnis zu 
Poroschenko aufgebaut. Poroschenkos Einla-
dung nach Berlin kurz vor der Stichwahl in der 
Ukraine geriet in Deutschland in die Kritik, 
während Selenskyjs Besuch nach Paris neutral 
kommentiert wurde. Dennoch hat die Bundes-
kanzlerin jedes Kiewer Ersuchen um militäri-
sche Hilfe abgelehnt.

Diese Strategie wird fortgeführt. Berlin ist 
bereit, friedensstiftend zu agieren, allerdings 
ohne direkte Einmischung in den Konflikt in 
der Ost-Ukraine. Für Selenskyj, der laut Ver-
fassung als Staatspräsident die Grundlagen 

der Außenpolitik bestimmen wird, gibt es kei-
nen Grund, das bestehende Modell der ukrai-
nisch-deutschen Beziehungen zu revidieren.             

Der Öffentlichkeit sind nur wenige Namen 
von Politikern aus Selenskyjs engem Umfeld 
bekannt. Als Kandidat ernannte er seine „Ver-
trauenspersonen“ in jeder Region der Ukrai-
ne, meist Unbekannte und bisher Politikferne. 
Zu seinem Team gehören aber einige Figuren, 
die längst auf der politischen Bühne aktiv sind. 
Sein wichtigster Berater, Dmytro Rasumkow, 
steuerte Wahlkämpfe für mehrere Prominen-
te, wie Sergej Tigipko, damaliger Präsident-
schaftskandidat, Vize-Premier und Minister 
unter Leonid Kutschma und Viktor Januko-
witsch. In der Vergangenheit war Rasumkow 
Mitglied der „Partei der Regionen“. Eine be-
deutende Rolle spielt im Stab der Anwalt Va-
dym Galajtschuk, der seinerzeit mit der Partei 
„Unsere Ukraine“ von Viktor Juschtschenko 
kooperierte. Nicht neu in der Politik ist Olek-
sandr Danyljuk, vormals Finanzminister und 

stellvertretender Leiter der Präsidialverwal-
tung, der nach einem Streit mit seinem Chef 
Poroschenko alle Ämter niederlegen musste.

Diese Menschen, die über altbewährte Ver-
bindungen in verschiedenen Einflussgrup-
pen verfügen, werden Selenskyj helfen, sein 
Handwerk zu verstehen und ihm Zugänge 
verschaffen. Für das neue Staatsoberhaupt 
bedeutet es nicht nur die Festigung seiner Po-
sition, sondern den Einstieg in die „Systempo-
litik“, wogegen er sich im Wahlkampf wehrte.  

Auf Selenskyj kommen gewaltige Aufga-
ben zu. Er steckt in einem strategischen Di-
lemma. Als junger Politiker ohne „belastete 
Vergangenheit“ genießt er einen großen Ver-

trauenskredit der Bevölkerung, der schnell 
verpuffen kann. Der künftige Präsident muss 
vermeiden, seine Wähler zu enttäuschen, ih-
nen eine neue Qualität der Politik zeigen und 
gleichzeitig einen festen Platz in der ukrai-
nischen politischen Landschaft erkämpfen, 
um überhaupt regieren zu können. In erster 
Linie wird Selenksyj im Hinblick auf die Par-
lamentswahlen im Herbst zumindest provi-
sorische Bündnisse mit führenden Akteuren 
zu schmieden versuchen, etwa mit Julia Timo-
schenko und Wolodymyr Hrojsman. Dies hie-
ße jedoch für ihn eine weitere Integration in 
die vorhandene elitenpolitische Realität der 
ukrainischen Gesellschaft.

Dmitri Stratievski  
ist stellvertretender Vorsitzender des  

Osteuropa-Zentrums Berlin 

Die Quadratur des Kreises
In der Ukraine muss Wahlsieger Wolodymyr Selenskyj seine ungeduldigen Wähler zufriedenstellen,  

wird aber kaum vermeiden können, Bündnisse mit den alten politischen Eliten zu schließen 
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Die völkerrechtswidrige Annexion der Krim 
vor mehr als fünf Jahren hat die friedensstif-
tenden Ergebnisse sozialdemokratischer Ost-

politik von Willy Brandt und Egon Bahr offen in Frage 
gestellt. Dabei sind die Unverletzlichkeit der Grenzen 
und der Anerkennung territorialer Integrität, nieder-
geschrieben in der KSZE-Schlussakte von Helsinki 
1975 und bestätigt in der Charta von Paris 1990 sowie 
im Budapest-Memorandum von 1994, immer noch 
wegweisend. 

Im postsowjetischen Raum gibt es mehrere soge-
nannte frozen conflicts. Der erklärten und anerkann-
ten Unabhängigkeit von Staaten wird eine eigene In-
terpretation des Völkerrechts entgegengehalten, 
Einflusssphären werden geltend gemacht. Von Trans-
nistrien bis nach Abchasien und Südossetien: Stets 
liegt der Schlüssel im Kreml. 

Hinzu kommt die kriegerische Auseinanderset-
zung im Osten der Ukraine, unter der vor allem die 
Zivilbevölkerung leidet. Der in den Minsker Verein-
barungen geforderte permanente Waffenstillstand 
wird täglich von beiden Seiten der Konfliktlinie ver-
letzt und von der wichtigen OSZE-Beobachtermission 
dokumentiert. Immer noch fordert dieser Konflikt 
fast täglich Menschenleben. 

Über diese lokalen und regionalen Konfliktherde 
hinaus droht eine globale Aufrüstungsspirale. Die 
Kündigung des INF-Vertrags, zunächst durch die 
USA, dann durch Russland, steht symbolhaft dafür, 
dass wieder mehr und besser miteinander geredet 
werden muss, statt berechtigten Fragen über Jahre 
auszuweichen oder sie nicht zu beantworten. 

Deutschland hat seit 1989 andere Erfahrungen ge-
macht als Russland. Die Überwindung des Blockden-
kens ging einher mit der Deutschen Einheit und ver-
hieß eine Zukunft, in der alle von einer multilateralen 
Ordnung profitieren. Wir haben gelernt, dass wir eine 
bessere Zukunft nur in einem geeinten Europa fin-
den, das mit seinen Nachbarn in Frieden lebt.

Russland hat die Geschichte in den vergangenen 30 
Jahren anders erlebt. Dort gewinnen politische Kräf-
te an Boden, die glauben, ihrem Land mit einer Rück-
besinnung auf die Vergangenheit und mit Nationalis-
mus am besten zu dienen. 

Die andere Seite zu verstehen heißt nicht, mit al-
lem einverstanden zu sein. Dieser Irrtum ist leider 
der rote Faden einer vom Schwarz-Weiß-Denken ge-
prägten deutschen Russland-Debatte. Es gibt aber 
auch viele Stimmen in Russland und Deutschland, die 
an einer gemeinsamen Zukunft interessiert sind und 
sich dafür einsetzen wollen. 

Die sich in diesem Jahr zum zehnten Mal jährende 
Östliche Partnerschaft der Europäischen Union mit 
Armenien, Aserbaidschan, Belarus, Georgien, Molda-
wien und der Ukraine wird auch in den kommenden 
Dekaden ein wegweisendes Kooperations- und Annä-
herungsprojekt sein. Sie hat viele Erfolge erzielt und 
ist kein Projekt gegen irgendjemanden. Diese Staaten 
haben wie Russland schwierige Zeiten fundamentaler 
Veränderungen hinter sich. 

Die Grenze der Östlichen Partnerschaft sollte aber 
in Zukunft keine starre Grenze sein, sondern viel-
mehr eine Brücke zur russischen Zivilgesellschaft. 
Dies zeigt auch das Programm des Auswärtigen Am-
tes zur Förderung der zivilgesellschaftlichen Zusam-
menarbeit (ÖPR), das seit Amtsantritt von Heiko Maas 
aufgestockt wurde. Es bezieht Russland explizit ein 
und macht auch viele Projekte zwischen der Ukraine 
und Russland möglich – insbesondere mit der jünge-
ren Generation und für sie. 

Diesen Austausch wollen wir erleichtern. Ich habe 
daher vorgeschlagen, gerade im Hinblick auf Russ-
land auf die Visumpflicht zunächst für Personen bis 
25 Jahre zu verzichten. Das deutsch-russische Jahr 
der Hochschulkooperationen und Wissenschaft bie-
tet eine gute Möglichkeit zu sehen, wie wir nationa-
le Spielräume bei der Visa- und Stipendienvergabe 
noch stärker nutzen können. Bedenkenträger gibt es 
immer. Aber ohne Brücken gibt es bald keine Verbin-
dungen mehr.

Das Gesprächsforum Petersburger Dialog im Juli 
in Bonn ist eine solche Brücke, um die Erleichterun-
gen bei der Visumpflicht für die Zivilgesellschaft noch 
einmal auf die politische Tagesordnung zu setzen. Ge-
meinsam mit meinem Kollegen und Ko-Vorsitzenden 
der Arbeitsgruppe Zivilgesellschaft im Petersburger 
Dialog, Michail Fedotow (Vorsitzender des Menschen-
rechtsrates beim russischen Präsidenten), werde ich 
das Thema in Moskau erneut aufgreifen. Nur wenn 
junge Leute sich kennenlernen und austauschen, 
können bestehende Vorurteile abgebaut werden.

Dirk Wiese (SPD) ist Bundestagsabgeordneter  
und Koordinator für die zwischengesellschaftliche  

Zusammenarbeit mit Russland, Zentralasien und den  
Ländern der Östlichen Partnerschaft.

Jenseits des 
Schwarz-Weiß-
Denkens
Die deutsche Russlandpolitik  
braucht Perspektiven  

VON DIRK WIESE

Waffeneinwirkung ihr Leben verloren haben, 
und die dramatische Deindustrialisierung 
aufhalten, wodurch das Land, das seine tradi-
tionellen Märkte verloren hat, obwohl es noch 
nicht Mitglied der EU ist, für die Europäische 
Union nichts als eine Quelle für Rohstoffe und 
Agrarerzeugnisse geworden ist.

Dabei möchte die Ukraine so gern das Stig-
ma des ärmsten Landes Europas abwerfen. 
Das ukrainische BIP von 2800 Dollar pro Kopf 
ist sogar in den Ländern der GUS nur in Tad-
schikistan, Kirgisistan und, bisher noch, in Us-
bekistan niedriger. Und dann gibt es da noch 
das Problem der in den vergangenen fünf Jah-
ren von 40 auf 70 Prozent des BIP angewach-
senen Staatsschulden. Um diese Schulden zu-
rückzuzahlen, sind neue nötig.

Alle Probleme werden mit der Person Selens-
kyjs verbunden, aber die politische Struktur in 
der Ukraine ist so konstruiert, dass jede Re-
form der Unterstützung des Parlaments be-
darf. Ohne die Werchowna Rada kann der 
Präsident den Ministerpräsidenten weder er-
nennen noch abberufen. Ein Bündnis aus den 
Fraktionen bestimmt den Kandidaten für den 
Regierungschef und schlägt ihn dem Präsiden-

ten vor. Ohne Zustimmung der Abgeordneten 
kann er nicht einmal den Verteidigungs- oder 
den Außenminister ernennen, obwohl er die-
se beiden wichtigsten Ressorts verantwortet. 
Das Gleiche gilt für den Generalstaatsanwalt, 
die Nationalbank und den SBU, den staatli-
chen Sicherheitsdienst. Auch die Leiter der 
regionalen Verwaltungen kann er nicht eigen-
ständig ernennen, sie werden vom Kabinett 
vorgeschlagen. Wirklich unumschränkter 
Herr ist der Präsident nur in seiner eigenen 
Verwaltung.

In seiner Rede zur Amtseinführung am 20. 
Mai kündigte Selenskyj dann auch die Auflö-
sung des Parlaments an. Die für Oktober plan-
mäßig anberaumten Wahlen werden voraus-
sichtlich bereits im Sommer stattfinden. 

Selenskyjs neue Partei ist bisher nicht im 
Parlament vertreten, welches zuletzt ein To-
talverbot der russischen Sprache verabschie-
det hatte. Wie sich das mit der Tatsache ver-
einen lässt, dass sogar offiziell ein Drittel der 
Bürger russischsprachig ist, bleibt unklar. Der 
erste Versuch nach den Ereignissen auf dem 
Majdan, ein solches Gesetz zu verabschieden, 
hatte Schießereien im Donbass zur Folge ge-

habt. Als das Gesetz wieder abgeschafft wur-
de, war es bereits zu spät. 

Umfragen zufolge sympathisierten bei die-
sen Wahlen 31 Prozent der Bürger in Russland 
mit Selenskyj. Aber die russische Regierung hat 
offenbar die Chancen, die sich mit Selenskyj er-
öffnen, noch nicht erkannt. Präsident Wladimir 
Putin hat ihm nicht zu seinem Wahlsieg gratu-
liert, stattdessen folgte die Ausgabe russischer 
Pässe an die Bürger der Regionen Luhansk und 
Donetsk. In seiner Antwort nannte der neue 
ukrainische Präsident die Besitzer der russi-
schen Pässe das unrechtmäßige „neue Öl“ des 
Regimes und bot den Kämpfern aller Völker im 
postsowjetischen Raum, „die unter autoritä-
ren und korrupten Regimen leiden“, die ukrai-
nische Staatsbürgerschaft an – „in erster Linie 
Russen“, wie er sagte, „die heute wohl am meis-
ten leiden.“

Es ist schwer zu sagen, warum der Kreml 
nicht eine Pause einlegte und nicht ein wenig 
zurückhaltender agierte, da er doch seine Rhe-
torik immerhin abmilderte. (Putin erklärte auf 
einer Pressekonferenz in Wladiwostok, er wolle 
sich durchaus mit dem neuen Führer der Ukrai-
ne treffen.) Möglicherweise traut man im Kreml 

Selenskyj doch nicht, vermutet hinter ihm den 
Oligarchen Ihor Kolomojskyj, der Präsident Pu-
tin noch weitaus unversöhnlicher gegenüber-
steht. Vorstellbar ist auch, dass man befürchtet, 
den russischen Bürgern könnten echte Wahlop-
tionen und die Möglichkeit eines Regierungs-
wechsels im Zusammenspiel mit Selenskyjs po-
pulistischen Auftritten attraktiv erscheinen.

Es sieht so aus, als würde die Mehrheit der 
derzeitigen russischen Regierung auf Härte 
setzen und weiterhin eine konfrontative Rhe-
torik pflegen. Ein Ideologe dieser Linie, der Du-
ma-Abgeordnete Konstantin Satulin, sagt: „Es 
sind keine ‚Flitterwochen‘ in Aussicht, weder 
mit Selenskyj noch mit dem Westen, etwa auf 
der Ebene einer gemeinsamen internationalen 
Koalition zur Unterstützung der Ukraine … In 
Aussicht ist die Weiterführung des Kampfs in 
der Ukraine und für die Ukraine.“

Viktor Loschak ist Chefredakteur  
der russischen Ausgabe des  

Petersburger Dialogs. Er beobachtete die  
Wahl in seiner Heimatstadt Odessa.

FORTSETZUNG VON SEITE 1
„GEISEL DER HOFFNUNG“

Positionen aus der Politik

„Sprich leise und höflich, aber trage stets einen dicken Knüppel bei dir“, sagte Theodor Roosevelt einst. Der neue Präsident Wolodymyr Selenskyj  
mit dem alten ukrainischen Zepter, der Bulawa, dem historischen Symbol der Staatsmacht.
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Virtueller Mauerbau
Der Plan für eine eigene russische Internet-Infrastruktur schürt  
Furcht vor schärferen Kontrollen im Netz

VON MANDY GANSKE-ZAPF

Russlands bisherige Kontrollar-
chitektur im Internet ähnelt 
einem Flickenteppich. Laut 

Berechnungen russischer Netzakti-
visten sind aktuell mehr als 173 000 
Webseiten auf sogenannten „schwar-
zen Listen“, worunter nicht nur die 
Seiten wahrhaft Krimineller fallen, 
sondern auch die unerwünschter 
Kreml-Kritiker. Netzdienstleister 
sind aufgefordert, diese Seiten dauer-
haft zu sperren.

Doch das System weist Lücken 
auf. Die größte klafft bereits seit ei-
nem Jahr: so lange schon versucht die 
mächtige Medienaufsichtsbehörde 
vergeblich, den landesweit populären 
Messenger-Dienst Telegram zu blo-
cken. Das anhaltende Scheitern voll-
zieht sich vor aller Augen, denn selbst 
Staatsbedienstete greifen weiter un-
geniert darauf zu. Mit einem neuen 
Vorhaben könnte der Kreml dem nun 
beikommen – und zugleich das Rück-
grat des russischen Internet-Seg-
ments völlig anders justieren. 

Der Gesetzestext für ein „souverä-
nes Internet“ soll die Weichen stellen. 
Die Duma hat ihn Mitte April durch-
gebracht und Präsident Wladimir Pu-
tin am 1. Mai unterschrieben. Genau 
genommen handelt es sich dabei um 
eine Änderung bestehender Medi-
engesetze, die im November 2019 in 
Kraft treten.

Das ausgegebene Ziel: Das russi-
sche Netz soll vor Cyber-Attacken aus 
dem Ausland geschützt werden. Einer 
der Initiatoren, Andrei Klischas, Mit-
glied im Föderationsrat und der Re-
gierungspartei „Einiges Russland“, 
versichert gegenüber russischen Me-

dien, das Gesetz solle Systemausfälle 
verhindern, sei es bei Bank- oder Ti-
cketsystemen, für den Fall, dass das 
russische Internet von den zentra-
len Servern im Ausland gekappt wür-
de. Sprich: im Notfall solle es auto-
nom funktionieren, auch isoliert vom  
World Wide Web. 

Offiziell entspricht das Vorge-
hen einer Defensivmaßnahme im  
Cyber-Kampf – der international 
zweifellos im Gange ist. Doch Kritiker 
befürchten eher mehr Internetkont-
rolle und -zensur nach innen. Strebt 
Russland eine great Firewall nach chi-
nesischem Vorbild an?

Für viele klingt genau das an und 
wirkt beängstigend. Noch vor weni-
gen Wochen trieb das in Moskau rund 
15 000 Menschen auf die Straße. In 
einem Land, in dem regierungskriti-
sche Proteste stark in die Schranken 
gewiesen wurden, kam das einem öf-
fentlichen Aufschrei gleich. „Hände 
weg vom Internet“, war eine Losung. 

Was sich praktisch genau ändern 
wird, ist im Moment allerdings kaum 
abzusehen. Fakt ist lediglich, dass 
der Schutz vor Cyber-Attacken und 
mögliche schärfere Kontrollen nach 
innen technisch zwei Seiten dersel-
ben Medaille wären: Bislang sind die 
Provider dafür verantwortlich, ange-
ordnete Websperren auf russischem 
Territorium umzusetzen – was oft 
verzögert und teils löchrig ausfällt, 
oder, wie der Fall des Telegram-Mes-
sengers zeigt, sehr gewieft ausge-
trickst werden kann. Künftig sollen 
die Netzdienstleister mit einer vorge-
schriebenen Technik aufrüsten, die 
bei Bedarf staatlich zentral geregel-

ten Zugriff auf den Internetverkehr 
gewährt – einerseits zum Abtrennen 
des Netzes bei Bedrohungen von au-
ßen, andererseits aber auch zum Blo-
cken von Seiten im Inland. Will der 
Kreml aus bisherigen Fehlschlägen 
lernen?

Fabian Burkhardt, Politikwissen-
schaftler der Stiftung Wissenschaft 
und Politik (SWP) in Berlin, meint, 
das Vorhaben könne dazu dienen, 
sich mit DPI (Deep Packet Inspection) 
einer neuen Technik für das Blockie-
ren von Seiten zu nähern. Erst im Au-
gust vergangenen Jahres seien da-
für entsprechende Anbieter getestet 
worden. Bislang laufen Websperren 
in Russland vor allem über IP-Adres-
sen, während DPI gezielter und we-
sentlich invasiver funktioniert. 

Mit dem Gesetz sieht Burkhardt 
noch ein anderes politisches Ziel 
eng verbunden: die Importsubsti-
tution, wonach in der Wirtschaft 
ausländische Güter zunehmend er-
setzt werden sollen. Mit Blick auf die 
Netz-Infrastruktur „eine der größ-
ten Triebfedern“, meint Burkhardt. 
Es gehe darum, Hard- und Software 
auszutauschen, „die früher stark von 
US-amerikanischer Seite kam, um 
sie durch russische, vielleicht sogar 
chinesische Produkte zu ersetzen“. 
Tatsächlich werden neue Vorgaben 
vorangetrieben, wonach etwa Behör-
den ausschließlich inländisch produ-
zierte Ausstattung zu kaufen hätten. 

Doch wie stark die Eingriffe ins 
russische Netz am Ende ausfallen, 
hänge von vielen Faktoren ab, schätzt 
Burkhardt. So stehe noch aus, die Cy-
ber-Bedrohungen überhaupt erst zu 

definieren. Zunächst handle es sich 
um ein Rahmengesetz. „Noch 30 bis 
40 Regierungserlasse sollen notwen-
dig sein, um die Details auszufeilen.“ 

In der deutschen Politik wird die 
russische Debatte zu diesen Plänen 
unterdessen genau verfolgt. Dirk 
Wiese (SPD), Russland-Koordinator 
der Bundesregierung, teilte mit, man 
beobachte die weiteren Entwick-
lungen aufmerksam. „Für den Aus-
tausch unserer Gesellschaften wäre 
es natürlich ein großer Verlust, wenn 
der grenzüberschreitende Charak-
ter des Internets in Frage gestellt 
würde.“

Technisch gilt das Vorhaben als 
höchst ambitioniert. Lokal soll es 
Versuchsläufe  gegeben haben, doch 
steht die Entwicklungsarbeit für 
diese Art von russischem Intranet 
weitgehend aus. Für die genannten 
Zwecke soll bis 2021 auch ein eige-
nes nationales Domain Name System 
(DNS) entstehen, was ein weiteres 
Licht auf die internationalen Ver-
werfungen zwischen Russland und 
den USA wirft – weil es die Autorität 
der US-amerikanischen Nichtregie-
rungsorganisation ICANN als glo-
bale Instanz für die Verwaltung von 
Internetadressen untergräbt. So ist 
Russland innen- wie außenpolitisch 
gerade im Begriff, neue Testfelder ab-
zustecken.

Mandy Ganske-Zapf  
ist Journalistin und schreibt  

über Russland, Internet  
und Gesellschaft. 
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Offline-Petition: Demonstranten in Moskau wenden sich gegen  
staatliche Überwachung und Kontrolle online im März.
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Die Sprache der Panzer
 
Der Aufstand in Ost-Berlin im Jahr 1953 und die Ängste der Machthaber führten zur endgültigen Spaltung  
Deutschlands und hätten beinahe einen neuen Krieg in Europa provoziert

VON LEONID MLETSCHIN 

Nach 1945 hatten die Deutschen 
die Wahl: In den ersten Jahren 
der Existenz von DDR und BRD 

konnten sie von einem Teil Deutschlands 
in den anderen reisen, vom Sozialismus 
in den Kapitalismus und umgekehrt. Die 
meisten gingen in den Westen, aber der 
eine oder andere entschied sich auch für 
den Osten. Braucht Deutschland den So-
zialismus? Damals beantworteten viele 
diese Frage mit Ja.

Eine Zeitlang entwickelten sich die 
DDR und die BRD parallel, wie Zwillin-
ge, die man in der Kindheit getrennt hat-
te. Aber wo war der Scheideweg? Wo hat 
der eine Zwilling einen Fehler begangen 
und sich für die Sackgasse entschieden? 
War es der Moment, als die ostdeutsche 
kommunistische Partei, die SED, sich das 
Macht-Monopol gesichert hatte? Oder 
als die vollständige Verstaatlichung und 
Zwangskollektivierung vollzogen wur-
de? Aber damals konnte niemand wis-
sen, wozu eine solche Umgestaltung der 
Wirtschaft führen würde. Wann also ist 
das neue Regime zu dem geworden, was 
es war? Dieser Moment lässt sich auf den 
Tag genau bestimmen: Es war der 17. Juni 
1953.

In den ersten Tagen des Mai 1953 er-
reichte die Mitglieder des Zentralkomi-
tees der Kommunistischen Partei der 
Sowjetunion (KPdSU) eine Sondermit-
teilung aus der sowjetischen Vertretung 
in der DDR, die von ernsthaften Proble-
men im sozialistischen Teil Deutschlands 
berichtete. Die Hauptsorge: Die Ostdeut-
schen flohen in den Westen. In den ers-
ten vier Monaten desselben Jahres hatten 
120 000 Menschen die DDR verlassen. Das 
Problem sei nicht allein auf die Wirkung 
der „feindlichen Propaganda“ zurückzu-

führen, hieß es in dem Bericht, sondern 
auch auf eine verfehlte Wirtschaftspolitik 
und Versorgungsengpässe.

Auf einem Plenum des Zentralkomi-
tees der SED zum 135. Geburtstag von 
Karl Marx im Mai 1953 rief der ZK-Gene-
ralsekretär Walter Ulbricht dazu auf, den 
Kampf gegen den Klassenfeind zu inten-
sivieren; er schlug vor, die Arbeitsnor-
men um 10 Prozent zu erhöhen. Die Ar-
beitslöhne brachen ein. Das brachte das 
Fass zum Überlaufen.

Am 31. Mai 1953 trat die Belegschaft des 
Sachsenwerks in Niedersedlitz in einen 
zweitägigen Streik, um gegen die Norm- 
erhöhung zu protestieren. Die Direktion 
ruderte zurück. Am 9. Juni verkündete 
die SED ihren „neuen Kurs“. Doch es war 
zu spät. Am 10. Juni organisierten 2000 
Metallarbeiter in Hennigsdorf am Rande 
Ost-Berlins einen umfassenden Streik, 
am 13. Juni legten auch die Arbeiter der 
Maschinenfabrik Gotha die Arbeit nie-
der. Die Führung der DDR war ratlos. Ihre 
eigene Basis – die Arbeiter – lehnte sich 
gegen die neue Regierung auf. Die Forde-
rungen waren rein ökonomischer Natur. 
Aber als die unmittelbare Antwort aus-
blieb, wurden die Losungen der Aufstän-
dischen politisch.

Die Berliner Arbeiter wandten sich in 
einem empörten Schreiben an Minis-
terpräsident Otto Grotewohl. Als Reak-
tion darauf entsandte man am 16. Juni 
Gewerkschaftsfunktionäre, die Überzeu-
gungsarbeit leisten sollten. Das wirkte 
wie Sprengstoff. In Ost-Berlin begann ein 
Aufstand, der schnell auf andere Städte 
übersprang.

Als erste legten 80 Bauarbeiter an der 
Stalinallee, die zur Vorzeigestraße des 
sozialistischen Berlins werden und den 

Kurfürstendamm in den Schatten stellen 
sollte, aus Protest gegen die schweißtrei-
benden Arbeitsmethoden und die Lohn-
kürzungen die Arbeit nieder. Den Bau-
arbeitern schlossen sich Hunderte von 
Arbeitern und Hausfrauen an. Die Stra-
ßenbahnen standen. Fahrer, Schaffner 
und Passagiere reihten sich in den De-
monstrationszug ein. Mit jedem Straßen-
viertel wurde die Kolonne größer. Sie bog 
zur Baustelle an der Staatsoper ein. Wei-
tere 500 Bauarbeiter legten ihre Arbeit 
nieder. Studenten der Humboldt-Uni-
versität kamen aus ihren Hörsälen und 
schlossen sich den Demonstrierenden an.

Die Kolonne passierte siegessicher die 
sowjetische Botschaft Unter den Linden 
und zog weiter über die Wilhelmstraße 
zum Haus der Ministerien. Zu diesem 
Zeitpunkt zählte die Kolonne an die 5000 
Menschen. Die Sicherheitsleute am Haus 
der Ministerien wichen in den Hof zurück 
und verschlossen die Eisentore. Die Men-
ge rief:

„Wir wollen Grotewohl! Wir wollen 
Spitzbart sehen!“ So nannte man im 
Volksmund Walter Ulbricht. Doch weder 
der Ministerpräsident der Volksregie-
rung Otto Grotewohl noch der General-
sekretär der Arbeiter- und Bauernpartei 
Ulbricht folgten dem Ruf der Arbeiter.

Als die Menge weiterzog, versuchte 
die Polizei sich ihr in den Weg zu stellen. 
Ohne Erfolg. Die Menschen bildeten eine 
Kette und gingen mit Nachdruck voran. 
Aus einem Lautsprecherwagen versuch-
te man sie zum Auseinandergehen zu be-
wegen – man habe die Normerhöhungen 
doch bereits zurückgenommen. Doch die 
Demonstranten kaperten das Fahrzeug 
und zogen, politische Losungen skandie-
rend, zurück in Richtung Stalinallee.

Es begann zu regnen. Aber die Men-
schen standen weiterhin in Gruppen zu-
sammen oder diskutierten das Gesche-
hen in den Kneipen. Bis zum Abend hatte 
sich der Generalstreik auf ganz Ost-Ber-
lin ausgeweitet. Am nächsten Tag war er 
zu einem Volksaufstand angewachsen.

Durch rund 200 Städte und Ortschaf-
ten Ostdeutschlands zogen Demonstrati-
onen. Die Forderungen bekamen schnell 
politischen Charakter. Man verbrannte 
rote Banner, Stalin-Porträts und Partei-
zeitungen, schloss Gefängnisse auf und 
befreite die Häftlinge. Die Polizei beob-
achtete machtlos die Kolonnen von De-
monstrierenden, die freie Wahlen forder-
ten.

In Magdeburg stürmten Aufständische 
die Bezirksleitung der FDJ und warfen 
Porträts von Stalin, Grotewohl und Ul-
bricht aus den Fenstern. Im Bahnhofsge-
bäude riss man das Schild der innerdeut-
schen Grenzkontrolle ab und verkündete, 
Deutschland sei ein Land. Als sich Polizis-
ten einzumischen versuchten, wurden 
ihnen die Gewehre abgenommen und die 
Beamten selbst in ihrem Dienstraum ein-
gesperrt.

Die Menge zog weiter zum Polizeiprä-
sidium im Zentrum der Stadt. Dort wur-
de vom Dach des Gebäudes das Feuer 
eröffnet. Als sich bereits an die 20 000 
Menschen um das Gebäude versammelt 
hatten, tauchten 20 sowjetische Kampf-
panzer auf. Sie rollten mitten in die Men-
ge, aber auch das konnte die Menschen 
nicht auseinandertreiben.

Am 18. Juni kam in Washington der Na-
tionale Sicherheitsrat zu einer Sitzung 
zusammen. Die Amerikaner waren sich 
des Ausmaßes des Geschehens bewusst 
geworden. Doch die Beteuerungen der 

US-Politiker, man müsse die „versklav-
ten Völker aus dem sowjetischen Joch 
befreien“, waren bloße Rhetorik. Die 
US-Regierung war sich im Klaren: den 
Berlinern Waffen zu geben, würde einer 
Kriegserklärung gleichkommen.

Die Führungsriege der DDR geriet in 
Panik und bat die sowjetischen Genos-
sen, ihre Familien nach Moskau in Si-
cherheit zu bringen. Der Hochkommis-
sar der UdSSR, Wladimir Semjonow, 
ließ sie in das Militär-Stabsquartier in 

Karlshorst kommen. Die Autos mit den 
Mitgliedern des Politbüros rasten durch 
Straßen voller aufgebrachter Menschen. 
Die Menge drohte ihnen mit Fäusten.

Besonders eindrucksvoll war der 
Marsch der 4000 Arbeiter des Metall-
werks Hennigsdorf. In geschlossen Rei-
hen zu je acht Mann zogen sie in öldurch-
tränkter Arbeitskluft durch die Straßen. 
Es nieselte, das Wasser lief ihnen über 
die Gesichter. Einige waren barfuß, an-

dere trugen Holzschuhe. Sie liefen fast 
20 Kilometer weit. Tausende von Men-
schen begrüßten sie, steckten ihnen 
Butterbrote zu, kauften ihnen von ihrem 
eigenen Geld Zigaretten und Schokolade.

Gleichzeitig zogen 6000 Eisenbahner 
in die Berliner Innenstadt. Straßenbah-
nen, Busse und U-Bahnen standen still. 
Gegen 12.30 Uhr mittags hatten sich fast 
50 000 Menschen auf dem Schlossplatz 
versammelt, der damals Marx-Engels-
Platz hieß. Die Bürger der DDR forder-
ten freie Wahlen, die deutsche Einheit 
und den Abzug der Sowjettruppen. Und 
da tauchten die sowjetischen Panzer auf.

Das sowjetische Militärkommando 
verhängte den Ausnahmezustand. Die 
Soldaten verhielten sich zunächst dis-
zipliniert, schossen nur im äußersten 
Fall. Die Deutschen beschimpften die 
Soldaten mit „russische Schweine“, be-
warfen die Panzer mit Steinen, steck-
ten Eisenstangen in die Ketten, scho-
ben Ziegelsteine in die Rohrmündungen, 
brachen Radioantennen ab. Doch als die 
Maschinengewehre auf den Panzern zu 
sprechen begannen, stoben sie ausein-
ander.

Hochkommissar Semjonow hatte die 
Weisung, Standgerichte zu bilden, Rä-
delsführer zu erschießen und die Nach-
richt über Flugblätter in der Stadt zu ver-
breiten. Um 2 Uhr nachmittags trat Otto 
Grotewohl im Radio auf. Er verkündete, 
der Aufstand sei von „faschistischen und 
anderen reaktionären Elementen aus 
West-Berlin“ provoziert worden.

Die sowjetischen Machthaber fürch-
teten, der Westen könnte den Aufstand 
für sich nutzen und den Krieg erklären. 
Aber Kommissar Semjonow und Mar-
schall Sokolowski konnten die Genos-
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sen in Moskau beruhigen: Man habe die 
Straßen von Berlin von den Demonst-
ranten befreit. Nichtsdestotrotz dau-
erte der über den ganzen sowjetischen 
Sektor verhängte Ausnahmezustand 24 
Tage an.

Drei Wochen nach dem Aufstand in 
Berlin zogen die Mitglieder des Polit-
büros in einer nächtlichen Sitzung den 
Generalsekretär zur Rechenschaft. Der 
Minister für Staatssicherheit, Wilhelm 
Zaisser, verlangte die Wahl eines neuen 
Parteichefs.

Ulbricht beteuerte, seinen Kurs zu än-
dern. Dann zog er sich zurück und harr-
te der Entscheidung aus Moskau. Seine 
Stunden schienen gezählt. Doch die so-
wjetische Führung, alarmiert durch den 
Aufstand, zog es vor, die DDR in Ulbrichts 
fester Hand zu belassen. Sein hartes und 
unnachgiebiges Vorgehen hatte Ein-
druck gemacht. Man wollte lieber keine 
großen Veränderungen in einem Land 
riskieren, das beinahe aufgehört hätte 
zu existieren.

Ulbricht wusste, dass seine Karriere 
kurz vor dem Aus stand. Seine Rettung 
war eine Einladung nach Moskau am 20. 
August 1953. Die Führungsriege der DDR 
kehrte mit einem großen Sack voller 
Geschenke zurück: Ende der Reparati-
onszahlungen und Erlass der gesamten 
Schulden; die Ausgaben der DDR für den 
Unterhalt der sowjetischen Besatzungs-
mächte wurden gesenkt, 33 gemeinsame 
Produktionsstätten der DDR überlassen. 
Darüber hinaus sagte Moskau einen üp-
pigen Kredit und weitere Lebensmittel-
lieferungen zu.

Nichtsdestoweniger fand noch im 
Herbst 1953 eine Reihe von Prozessen 
statt – gegen „westliche Agenten“, die 

den Aufstand angeblich angezet-
telt hatten.

Vor dem Aufstand am 17. Juni 
war den Deutschen die Wahl 
zwischen DDR und BRD nicht 
leicht gefallen. Die Panzer, die 
im Sommer 1953 die demonst-
rierenden Arbeiter auseinan-
derjagten, halfen bei der Ent-
scheidung. Das Regime, das 
sein eigenes Volk gewaltsam 
niedergerungen hatte, hatte 
sein wahres Gesicht gezeigt.

Nach 1953 verlief die Migration 
nur noch in eine Richtung – in den 
Westen. Die Regierung der DDR ver-
suchte, die Flüchtenden aufzuhalten. 
Bis zur Errichtung der Berliner Mauer 
am 13. August 1961 hatte Ostdeutsch-
land drei Millionen seiner Staatsbür-
ger verloren. Das Regime lief Ge-
fahr, bald ohne Volk dazustehen. 

Die Mauer setzte der Mas-
senflucht ein Ende. Aber 
jetzt fühlten sich die Bür-
ger der DDR wie Gefan-
gene in einem riesi-
gen, mit Stacheldraht 
umzäunten Lager. Der 
Versuch, die Mauer zu über-
winden, kostete viele das Leben. 

Innerhalb des sowjetischen Systems 
war die DDR ein Vorzeigeprojekt. Aber 
im direkten Vergleich zur BRD hat-
te sie keine Vorteile. Ihre Wirtschaft 
entpuppte sich als ineffektiv und nicht 
konkurrenzfähig, selbst die Qualitäten 
der deutschen Arbeiter konnten diese 
Schwäche nicht ausgleichen. Wohl al-
lein in Wandlitz, dem Villenviertel der 
Partei-Elite, war der Sozialismus von 
Erfolg gekrönt.

Straßenkampf: Demonstranten werfen Steine auf einen 
russischen T-34 Panzer in der Leipziger Straße in Ost-Berlin am 
17. Juni 1953.
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Brüssel noch ein wenig Sand ins Getrie-
be streuen.

Dies gilt vor allem für Entscheidun-
gen der deutschen Regulierungsbe-
hörde. Was auch immer die Bundes-
netzagentur zu Nord Stream 2 festlege, 
werde „von der EU-Kommission über-
prüft – und bedarf ihrer Zustimmung“, 
sagte Oettinger. Er erwarte „noch eini-
ge interessante Debatten“, doch grund-
sätzliche Bedenken habe er keine mehr.

Auch in Berlin glaubt man, dass die 
Pipeline wie geplant 2020 in Betrieb ge-
hen kann. Der zuständige Bundeswirt-
schaftsminister Peter Altmaier (CDU) 
erklärte, er gehe davon aus, dass sie 
auch unter den neuen Bedingungen – 
also der EU-Gasrichtlinie – realisiert 
werden könne. Selbst mit der US-Re-
gierung hat sich Berlin inzwischen ver-
ständigt. So sollen neue Flüssiggas-Ter-
minals gebaut werden, um auch Gas aus 
US-Produktion zu importieren.

Die Einigung wird sogar auf EU-Ebe-
ne flankiert. So organisierte Energie-
kommissar Cañete eine Konferenz in 
Brüssel, die ausschließlich dem Zweck 
diente, den Import von amerikani-
schem Flüssiggas zu erleichtern. Einge-
laden waren die Chefs von ExxonMobil, 
BP oder Total, aber auch US-Energiemi-
nister Rick Perry. Schon in den vergan-
genen Monaten hätten sich die Importe 
mit einem Plus von 272 Prozent fast ver-
dreifacht, hieß es.

Auch dies spricht dafür, dass die EU 
im Streit um die Gasimporte eine güt-
liche Einigung anstrebt. Die USA sol-
len über die großzügige Förderung von 
Flüssiggas besänftigt werden, Russ-
lands Gasmonopolist Gazprom wird 
durch die neue EU-Gasrichtlinie an die 
Leine gelegt. Zudem wurde der Ukraine 
zugesichert, dass sie in der brisanten 
Frage des Gas-Transits weiter auf Un-
terstützung setzen kann. 

Zumindest bis zur Europawahl dürf-
te dies genügen, um die Gemüter zu be-
ruhigen. Auch Spitzenkandidat Weber 
kann mit diesem Zwischenstand zu-
frieden sein. Denn sein Vorstoß hat die 
gewünschte Wirkung erzielt und für 
Aufmerksamkeit in Osteuropa gesorgt. 
Ob sich dies an der Wahlurne auszahlt, 
steht auf einem anderen Blatt. Im Zwei-
fel dürften die Wähler eher auf Mer-
kel hören – und daraus schließen, dass 
Nord Stream 2 weiterverfolgt wird, so 
oder so.

Allerdings hat auch die Kanzlerin 
in diesem Streit einige Federn lassen 
müssen. So konnte sie ihre ursprüng-
liche Argumentation nicht halten, wo-
nach die Gaspipeline völlig unpolitisch 
sei und die EU nichts angehe. Das „rein 
kommerzielle“ Projekt hat sich als hoch 
politisch erwiesen; vor allem Polen und 
die USA haben es in den neuen kalten 
Krieg mit Russland hineingezogen.

Das ist ein Dämpfer für Merkel – ge-
nau wie die neue Gasrichtlinie. Denn 
ursprünglich wollte die Kanzlerin die 
Pipeline am EU-Recht vorbei bauen las-
sen. Alle Bedenken aus Brüssel wischte 
sie ungerührt beiseite. Erst als Frank-
reich protestierte und damit drohte, 
Deutschland eine Abstimmungsnie-
derlage im Ministerrat zu bescheren, 
schwenkte die Bundesregierung auf 
Kompromisskurs ein.

„Die Abhängigkeit vom russischen 
Gas machte uns Sorgen“, sagte ein Mit-
arbeiter von Staatschef Emmanuel 
Macron nach der Einigung. „Deshalb 
war für uns eine europäische Kontrol-
le wichtig.“ Die spannende Frage wird 
nun sein, wie streng diese Kontrolle 
ausfällt. Die nächste EU-Kommission 
könnte die Regeln strikter auslegen als 
bisher. Allerdings kommt sie erst im 
November ins Amt – und dann dürfte es 
schon zu spät sein, Nord Stream 2 noch 
zu stoppen. 
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Wolgasts Herz schlägt  
wieder kräftiger

Der Exportstopp für Patrouillenboote für Saudi-Arabien hat die auf Befehl der sowjetischen Militäradministration  
gegründete Peene-Werft getroffen, nun hat sie wieder Aufträge – von der Bundesmarine

VON CORNELIA MEERK ATZ

Auf der Peene-Werft Wolgast 
wurde am 25. April die erste 
von fünf Korvetten einer neuen 

Serie der K130-Klasse auf Kiel gelegt. 
„Die Deutsche Marine braucht die 
Korvetten dringend“, sagte Verteidi-
gungsministerin Ursula von der Leyen 
(CDU) auf einer Feier zum Montage-
beginn des Schiffsrumpfs Mitte Mai. 
„Wenn wir Soldaten in gefährliche 
Einsätze schicken, müssen sie optimal 
und modern ausgestattet sein.“ 

Die Korvetten der ersten Serie hät-
ten sich bewährt – im Mittelmeer, bei 
Nato-Einsätzen und Übungen. Von der 
Leyen ist sich sicher, dass aus Wol-
gast hervorragende „Arbeitspferde“ 
kommen, wie die Korvetten genannt 
werden. Die Peene-Werft, die zur  
Lürssen-Gruppe gehört, nannte sie 
einen zuverlässigen Partner. „Die-
se Werft steht wie kaum eine andere 
für den Begriff von exzellenter Arbeit 
,made in Germany’.“

Beim Bau der fünf neuen Korvetten 
hat die Lürssen-Werft Bremen die Fe-
derführung. Auftragnehmer ist eine 
Arbeitsgemeinschaft (ARGE K130) 
aus Lürssen und den Unternehmen  
Thyssenkrupp Marine Systems und 
German Naval Yards. Die Schiffe wer-
den in Bremen, Wolgast, Kiel und 
Hamburg gefertigt. In Wolgast werden 
die Hinterschiffe gebaut, die in Ham-
burg mit den Vorschiffen aus Bremen 
und Kiel beim „Hochzeitsstoß“ verei-
nigt werden. Von 2022 an soll jährlich 
ein Boot ausgeliefert werden. Nach ei-
ner Erprobungszeit werden die Sol-
daten von der Leyen zufolge von 2024 
an damit in See stechen. Heimathafen 
wird Rostock-Warnemünde sein. Der 
Auftrag habe samt Waffensystemen 
ein Gesamtvolumen von mehr als 2,5 
Milliarden Euro. 

Die Peene-Werft hat gerade eine 
schwere Zeit erlebt. Sie hatte einen 
Auftrag zum Bau von 35 Patrouillen- 
booten für Saudi-Arabien. Aber 
nach dem Mord an dem regimekriti-
schen saudischen Journalisten Jamal 
Khashoggi im Oktober 2018 stoppte 
die Bundesregierung Rüstungsexpor-
te in das Land. Davon betroffen wa-
ren auch die in Wolgast gefertigten 
Patrouillenboote. Auf Drängen des 
Koalitionspartners SPD hat die Bun-
desregierung den Exportstopp bis 
Ende September verlängert. Die Pee-
ne-Werft musste daraufhin zu Jahres-
beginn knapp ein Drittel der 300 Be-

schäftigten in Kurzarbeit schicken. 
Die Kurzarbeit läuft Ende Mai regulär 
aus. 

Doch nun konnte Wolgasts Bürger-
meister Stefan Weigler (parteilos) von 
einem guten Tag für die Stadt, ihre 
Familien und die 13 000 Einwohner 
sprechen. Die Folgen der Kurzarbeit 
könnten nun abgemildert werden. 
„Kompensiert wird der Verlust aber 
nicht“, so Weigler. 

Das Unternehmen Lürssen zieht 
dennoch gegen die Bundesregierung 
vor Gericht und hat ein Eilverfahren 
vor der 4. Kammer des Berliner Ver-
waltungsgerichts angestrengt. Am 
Produktionsstandort in Wolgast liegen 
mindestens sechs fertige Boote zur 
Auslieferung bereit, 
auch das Trainings-
boot ist fertiggestellt. 
Wegen des Export-
stopps kann Lürssen 
jedoch seinen Liefer-
verpflichtungen nicht 
nachkommen und hat 
die Serienproduktion 
gestoppt. Der Auftrag 
umfasst insgesamt 
um die 35 Boote, 15 da-
von hat Saudi-Arabien 
bereits erhalten.

Das Gericht, so ein 
Sprecher, will bei ei-
nem Erörterungstermin die Möglich-
keit eines Vergleichs ausloten. Es geht 
um Schadensersatzforderungen in 
Millionenhöhe. Die große Koalition 
in Berlin hatte der Peene-Werft Hilfe 
in Aussicht gestellt. Die SPD hat vor-
geschlagen, andere Abnehmer für die 
bereits fertigen Boote zu suchen, etwa 
die Marine oder den Zoll.

Die Peene-Werft blickt auf mehr als 
70 Jahre Geschichte zurück. Sie wur-
de am 7. Juni 1948 auf Befehl der so-
wjetischen Militäradministration in 
Deutschland gegründet (Befehl Nr. 
103) und sollte zunächst nur Schif-
fe für die Fischereiflotte bauen. Sie 
gingen als Reparationsleistung in die 
damalige Sowjetunion. Von 1954 an 
verzichtete die Sowjetunion auf die 
ursprünglich bis 1965 zu leistenden 
Reparationen aus der DDR. Bis zu die-
sem Zeitpunkt wurden rund 150 Fi-
schereischiffe abgeliefert. Ab 1. Januar 
1954 zählten die sowjetischen Aufträge 
dann als Exportproduktion.

Schon damals begann der Mari-
neschiffbau Wolgast – wohl auch 

deshalb, weil die Kleinstadt als ab-
geschiedenes Nest im äußersten 
Nordosten galt, inklusive schlechter 
Versorgung mit allem, was man zum 
Leben brauchte. Dadurch musste nie-
mand sich sorgen, dass allzu neugie-
riger Besuch dort auftauchte.

Laut offiziellen Unterlagen nahm 
die Peene-Werft am 20. Juni 1951 
den Neubau von Marineschiffen auf, 
also nur drei Jahre nach ihrer Grün-
dung. Von Ende der 1950er Jahre an 
wurden Küstenschutzschiffe (Zer-
störer), U-Boot-Jäger, Minenleg- und 
Räumschiffe sowie Torpedoschnell- 
boote gebaut. Möglich war das dank 
der innovativen Leistungen der 
Schiffbauingenieure. Sie entwickel-

ten in Wolgast den Leichtbau. Dahin-
ter verbargen sich spezielle Alumi-
niumlegierungen in Verbindung mit 
Stahl höherer Festigkeit.

Neben dem Marineschiffbau pro-
duzierte die Werft weiter Fischer-
eischiffe. Großen Ruhm erwarb die 
Peene-Werft Mitte der 1960er Jah-
re mit ihrem Zubringer-Trawler, 
den sie sowohl für das Fischkombi-
nat Rostock als auch für das Murm-
ansker Fischkombinat baute. 1968 
präsentierten die Wolgaster erst-
mals ein solches Spezialschiff auf der 
internationalen Fischereiausstellung 
in Leningrad. Das Schiff fand bei Fi-
schereifachleuten und Schiffbauex-
perten aus aller Welt großes Interes-
se. 

Zeitgleich gab es bei den Regieren-
den in der DDR die Überlegung, künf-
tig die Kampfschiffe der Volksmarine 
aus der Sowjetunion zu importieren. 
Der Gedanke wurde letztlich verwor-
fen, auch weil sich die sowjetische 
Rüstungsindustrie angesichts ihres 
eigenen großen Nachholbedarfs ge-

genüber der Nato dazu nicht in der 
Lage sah.

So wurden in Wolgast bis zur Wen-
de 1989 weiter Marineschiffe für die 
DDR und die Sowjetunion gebaut und 
instandgesetzt, darunter auch die 
aus der Sowjetunion importierten 
Raketenschnellboote. Allein für die 
Instandsetzung liefen jährlich 30 bis 
40 Schiffe die Peene-Werft an. Die 
vielen Aufträge sorgten dafür, dass 
die Belegschaft bis dahin auf 4000 
Mitarbeiter angestiegen war.

Mitte der 1980er Jahre wurde 
auf der Werft in Wolgast das erste 
dort entwickelte Raketen-Artille-
rie-Schnellboot für die DDR gebaut, 
das in der Ostsee eingesetzt wer-

den sollte. Auch 
die Sowjetunion 
bestellte mehre-
re dieser Hoch-
l e i s t u n g s s c h i f fe 
in modifizierter 
Form. Der Leiter 
der russischen 
Bauaufsicht, Kapi-
tän zur See N. V. 
Grinevic, bezeich-
nete das Schiff als 
„wohl das Mäch-
tigste seiner Klas-
se“. Damit sollte 
die Bundesmari-

ne deutlich überboten werden – und 
hat es auch, wie eine kurz nach der 
politischen Wende im Frühjahr 1990 
inoffizielle Werftfahrt der beiden 
Schiffstypen aus Ost und West be-
wies.

Doch mit dem Zusammenführen 
der beiden deutschen Staaten dank 
der mutigen Entscheidungen vom 
Michail Gorbatschow zogen für die 
Mitarbeiter der Peene-Werft dunk-
le Wolken auf. Zunächst teilte im 
Juli 1990 die UdSSR mit, dass sie kei-
ne weiteren Serienschiffe des Rake-
ten-Artillerie-Schnellboots mehr be-
stellen werde. Von den acht Schiffen, 
die bereits im Bau waren, sollten im-
merhin noch fünf als Raketen-Schif-
fe fertiggebaut werden. 

Am 11. September 1990 kündigte 
dann das Verteidigungsministerium 
in Berlin sämtliche Marineaufträ-
ge – ein schwarzer Tag für die Pee-
ne-Werft. Dem damaligen Direktor 
und späteren Geschäftsführer Her-
bert Gerstmann ist es zu verdan-
ken, dass schnell wenigstens teil-

weise Ersatz gefunden wurde: Die 
Peene-Werft baute für einen Reeder 
aus Emden Küstenmotorschiffe.

Allerdings ging der Start in die 
Marktwirtschaft auch mit einer Ent-
lassungswelle von Mitarbeitern ein-
her. Mehr als die Hälfte der Beschäf-
tigten verloren ihren Arbeitsplatz, 
sodass in Wolgast die Arbeitslosen-
zahlen extrem stiegen.

Im Frühjahr 1992 wurde die Pee-
ne-Werft von der Treuhandgesell-
schaft an die Bremer Hegemann-Grup-
pe verkauft. Hegemann ließ innerhalb 
von zwei Jahren eine neue Kompakt-
werft mit modernster Technik er-
richten. Zur Einweihung 1994 kamen 
5000 Gäste und Besucher. In Wolgast 
wurden Küstenmotorschiffe, Spezi-
alschlepper, Mehrzweckfrachtschif-
fe für deutsche Reeder und für China 
und auch wieder Fischereischiffe für 
Murmansk gebaut. Außerdem gab es 
zahlreiche Aufträge zum Bau von Spe-
zialschiffen, unter anderem für das 
Bundesamt für Seeschifffahrt und Hy-
drographie. Auch die Türkei bestellte 
Containerschiffe.

2010 verschmolzen die Peene-Werft 
Wolgast und die Volkswerft Stralsund 
zur P + S Werften GmbH. Die Wolgas-
ter Beschäftigten waren darüber sehr 
unglücklich, denn sie sahen ihren gu-
ten Ruf gefährdet, fühlten sich von 
Stralsund „untergebuttert“. Sie soll-
ten Recht behalten. Der Werftenver-
bund existierte nur vier Jahre, 2012 
geriet er in extreme Schieflage, weil 
mehr als 200 Millionen Euro zur Fer-
tigstellung von Aufträgen fehlten. Die 
Politik lehnte es ab, weitere Millionen-
kredite zu finanzieren. Insolvenz und 
erneute große Arbeitslosigkeit waren 
die Folge.

Anfang 2013 übernahm die Bremer 
Lürssen-Gruppe die Peene-Werft. 
Seitdem gibt es in Wolgast wieder Ma-
rineschiffbau wie in alten Zeiten – und 
zwar nicht nur im Reparatursektor, 
sondern auch im Neubau. Die 300 Be-
schäftigten und ihre Familien, aber 
auch mindestens 1500 Mitarbeiter von 
Zulieferern oder Dienstleistern, ha-
ben wieder eine gesicherte Perspek-
tive. 

Cornelia Meerkatz ist Leiterin  
der Lokalredaktion Zinnowitz der  

Ostsee-Zeitung. 

FORTSETZUNG VON SEITE 1
„SAND IN DER RÖHRE“

Die Peene-Werft blickt auf mehr 
als 70 Jahre Geschichte zurück. Sie 

wurde am 7. Juni 1948 auf Befehl der 
sowjetischen Militäradministration 

in Deutschland gegründet und 
sollte zunächst nur Schiffe für die 

Fischereiflotte bauen

Hans-Dietrich Genscher sagte einst in Sachen Waffenexporte an Staaten, deren Menschenrechtspolitik fraglich sei, „alles was schwimmt, geht“: Patrouillenboote für Saudi-Arabien.
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Russisch-Übersetzer sind 
sehr gefragt, aber deren 
akademische Ausbildung 

Sachsen könnte bald vorbei sein. 
Der letzten Ausbildungsstätte 
für Russischdolmetscher in den 
neuen Bundesländern droht das 
Aus. Noch wird nach einer Lö-
sung gesucht, um den traditi-
onsreichen Sprachschwerpunkt 
Russisch am Leipziger Institut 
für Angewandte Linguistik und 
Translatologie (IALT) nach mehr 
als sechs Jahrzehnten nicht für 
immer verstummen zu lassen.

In einer Online-Petition an das 
Uni-Rektorat warnen angehende 
Russisch-Dolmetscher vor der 
Schließung als „Rückschritt in 
der Völkerverständigung in Zei-
ten wirtschaftlichen Aufbruchs 
und einer außenpolitischen Situa-
tion, in der wir uns nicht mehr nur 
nach Westen orientieren können“, 
so die Initiatorin Olga Frolova, Mas-
ter-Studentin für Konferenzdol-
metschen. 

Die drohende Schließung des 
Schwerpunkts Russisch am 
IALT sei „eine Konsequenz der 
Sparbeschlüsse der vormali-
gen sächsischen Landesregie-
rung“, erklärt Institutsleiter  
Oliver Czulo. Aufgrund knapper 
Finanzausstattung sei man gegen-
über Dolmetscherschmieden wie 
München, Germersheim und Hei-
delberg, die auch Russisch anbie-
ten, kaum noch konkurrenzfähig. 
„Eine Schließung würden wir na-
türlich sehr bedauern“, sagt er. Mit 
Lehrkräften anderer Fachrichtun-
gen wie West- und Ostslawistik, 
Orientalisitik und anderen suche 
man nach Auswegen, um die Leh-
re doch noch fortsetzen zu können. 

Das sächsische Wissenschaftsminis-
terium will in die Zukunft der Leipziger 
Übersetzungswissenschaft nicht ein-
greifen. Die neue Struktur des IALT sei 
Aufgabe der Universität Leipzig. „Wir 
stehen mit den Hochschulen wegen der 
Auswirkungen der bereits vollzogenen 
Stellenkürzungen in Kontakt und sind 
sehr daran interessiert, dass ein mög-
lichst breites und ausdifferenziertes An-
gebot an Studienfächern vorgehalten 
werden kann, damit die für die Gesell-
schaft nötigen Fachkräfte ausgebildet 
werden können", ließ Sachsens Wissen-
schaftsministerin Eva-Maria Stange 
(SPD) wissen.

Eine Fakultätsratssitzung in der zwei-
ten Maiwoche brachte nichts wesentlich 
Neues, so Institutsdirektor Czulo, aber 
„die relevanten Gespräche stehen erst in 
den kommenden Wochen an“.

Das bestätigte auch Karin Hämmer, 
Dekanatsrätin der Philologischen Fakul-
tät: „Wir haben noch keinen Beschluss 
gefasst.“ Man wolle erst das Ergebnis 
laufender Rektoratsverhandlungen mit 
Botschaften und Unternehmen abwar-
ten. Der Rat hatte sich zwar prinzipi-
ell für den Erhalt des Russischschwer-
punkts ausgesprochen. Es gebe aber 
kaum Handlungsspielraum, falls „die be-
nötigten Stellen vom Rektorat nicht zur 
Verfügung gestellt werden“, hieß es. Des-
halb setzt der Fakultätsrat die Zukunft 
der Russisch-Dolmetscher Anfang Juni 
erneut auf die Tagesordnung, kündigte 
Hämmer an.

Durch den 2010 von der damaligen 
CDU/FDP-Regierung beschlossenen 
Stellenabbau musste die Leipziger 
Universität mehr als 100 Lehrkräfte 
entlassen, so das Rektorat. „Die sind 

weg, und das ist ein schmerzlicher 
Verlust“, räumt Uni-Sprecher Carsten 
Heckmann ein. „Wenn da nicht nachge-
steuert wird, werden wir die Schmer-
zen auch in den nächsten Jahren noch 
an mehreren Stellen spüren.“ Trotz 
personeller Engpässe habe aber bis-
lang „niemand beschlossen, den Rus-

sisch-Schwerpunkt in dieser Ausbil-
dung zu streichen“, versichert er. 

Die bislang bevorzugte Notlösung, 
Professuren aus anderen Fachbe-
reichen kurzerhand für die Rus-
sisch-Ausbildung umzuwidmen, ist 

für den Rat der Studentinnen und Stu-
denten allerdings unbrauchbar. Das 
würde nur zur „Unstudierbarkeit“ 
anderer Fächer führen – denn „kei-
nes der anderen Institute hat Stellen 
über“, ließ der Fachschaftsrat wissen.

„Wo wir mit Russisch am Ende ge-
nau landen, kann man jetzt noch 

nicht sagen, das müssen wir noch 
austarieren“, gab Institutsleiter Czu-
lo zu bedenken. Um sich dennoch 
mit der hoffnungsvollen Progno-
se aus dem Fenster zu lehnen: „Die 
Schwerpunkte Russisch-Übersetzen 

und -Dolmetschen werden für alle 
Neuimmatrikulierten am IALT im 
kommenden Wintersemester weiter 
angeboten.“ Das betreffe die Bache-
lor-Studiengänge ebenso wie Mas-
ter Translatologie und Konferenzdol-
metschen. „Ich kann dem Land und 
der Universität nur nahelegen, ein  
Institut zu fördern, das wie kein ande-
res für Internationalität steht“, so der 
Direktor. Die Blockade durch Spardik-
tate müsse aufhören.

Weit mehr als 3000 Unterstützer ha-
ben die Petition zum Erhalt der Dol-
metscherausbildung auf Change.org 
bislang unterzeichnet. Zu ihnen ge-
hört auch Anastasia Ostretsova. Nach-
dem die gebürtige Russin in Leipzig 
„eine hochkarätige Ausbildung be-
kommen“ und dann acht Jahre lang 
selbst angehende Dolmetscher ausge-

bildet hatte, wie sie selbst sagt, 
arbeitet sie seit diesem Jahr als 
freiberufliche Dolmetscherin. 
„Leipziger Absolventen genie-
ßen einen ausgezeichneten Ruf 
und dolmetschen auf höchster 
Ebene, in Ministerien und in der 
Wirtschaft“, sagt sie und fügt 
hinzu: „Die letzte Ausbildungs-
stätte dieser Art in Ostdeutsch-
land kaputtzusparen, wäre ein 
unverzeihlicher Fehler.“

Die drohende Abwicklung 
ruft auch die Landtagsoppositi-
on auf den Plan. Sachsens Linke 
setzt sich vehement für den Er-
halt des Russisch-Schwerpunkts 
in Leipzig ein. Dessen Abschaf-
fung wäre „das gänzlich falsche 
Signal zur falschen Zeit und au-
ßerdem wissenschaftlich, pro-
fessionell, gesellschaftlich und 
politisch unangemessen und 
schädlich, ja ein Armutszeug-

nis“, schrieb der hochschulpo-
litische Sprecher der Fraktion, 
René Jalaß, in einem Brief an Uni-
rektorin Beate Schücking. „Russ-
land gehört zu Europa – und der 
Sprachschwerpunkt Russisch ge-
hört einfach zur Uni Leipzig!“ 

„Das Fächersterben an Sach-
sens Hochschulen muss ein 
Ende haben“, forderte auch die 
hochschulpolitische Spreche-
rin der Grünen, Claudia Maicher. 
Studentinnen und Studenten 
brauchten endlich Planungssi-
cherheit. Zwar suchten Rektorat 
und Fakultät für die Zukunft der 
Russisch-Dolmetscher nach ei-
ner tragfähigen Lösung, so Mai-
cher: „Eine Garantie für ein gu-
tes Ende ist das allerdings noch 
lange nicht.“

Sorge äußert auch die Indust-
rie- und Handelskammer zu Leipzig: 
„Außenwirtschaftlich aktive Unter-
nehmen sind auf gut ausgebildete Dol-
metscher angewiesen“, sagte deren 
Präsident Kristian Kirpal. Die ostdeut-
sche Wirtschaft pflege traditionell 
enge Verbindungen zum russischen 
Markt, aber auch zur Gemeinschaft 
Unabhängiger Staaten. „Russisch ist 
dort nach wie vor die beherrschende 
Sprache im Wirtschaftsverkehr. Die 
Schließung der Ausbildungsstätte für 
Russisch-Dolmetscher und -Überset-
zer an der Universität Leipzig wäre 
deshalb sehr bedauerlich.“

Winfried Mahr ist Redakteur  
der Leipziger Volkszeitung.

Знания дороже денег,  
острее сабли, сильнее пушек*

Seit mehr als 70 Jahren werden Sprachmittler in Leipzig ausgebildet, doch der letzten  

Akademikerschmiede für Russisch-Dolmetscher in Ostdeutschland droht das Aus

VON WINFRIED MAHR
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„Wer fremde Sprachen nicht kennt, weiß nichts von seiner eigenen“, Johann Wolfgang von Goethe: Leipzig will seine Übersetzungsausbildung abschaffen. Blick in den Lesesaal der Universitätsbibliothek.
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*Wissen ist wertvoller als Geld,  
schärfer als ein Säbel und mächtiger als eine Kanone

Russisches Sprichwort
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Seit bald fünf Jahren ist Oleg Senzow Gefan-
gener des Landes, das seine Heimat annek-
tiert hat, die Krim. Das Urteil gegen den 

Filmregisseur und Autor am 25. August 2015 laute-
te: 20 Jahre Straflager. Es erging, wie der ukraini-
sche Schriftsteller Andrej Kurkow im Vorwort von 
Senzows Buch „Leben“ schreibt, „vor allem dafür, 
„dass er, ein ethnischer Russe und Bewohner der 
Krim, es gewagt hatte, mit der Annexion seiner 
Heimat nicht einverstanden zu sein“.

Senzow, geboren 1976 in Simferopol, unterstütz-
te den Euromaidan und organisierte auf der Krim 
Lebensmittel für ukrainische Einheiten. Der rus-
sische Geheimdienst FSB warf ihm terroristische 

Handlungen vor und verschleppte ihn nach Mos-
kau. Er soll, so die spätere Anklage, Brandanschlä-
ge verübt haben und Mitglied der rechtsextremen 
Partei Rechter Sektor gewesen sein. Im Mai 2018 
trat er in einen Hungerstreik, den er bis Oktober 
durchhielt. Das EU-Parlament verlieh ihm im sel-
ben Jahr den Sacharow-Preis für Menschenrech-
te, den seine Cousine für ihn entgegennahm.

Das Buch ist der autobiografische Bericht einer 
„Persönlichkeitswerdung“, so Kurkow. Es zeige, 
„wie er zu dem furchtlosen Menschen wurde, der 
er heute ist“. Senzow berichtet von einem Jungen, 
der immer sein wollte wie die anderen. „Aber es 
ist mir nie gelungen“, so Senzow. „Mein ganzes Le-
ben bin ich schon für mich und stehe abseits.“

Senzow wurde an einem 13., einem Montag, ge-
boren. „Vielleicht verläuft mein Leben deshalb so 
lustig“, schreibt er. Die Kindheit sei eine „lichte 
Zeit“ gewesen. In der Schule war er Klassenbes-
ter, er hatte ein gutes Gedächtnis und war wiss-
begierig. Die Schule wurde ihm jedoch bald zur 
„Hölle“, er sei zum „Paria“ geworden, bei Schü-
lern, die ihn wie „den letzten Dreck“ behandelten, 
und Lehrern, denen er zu klug war und die ihn 
bei Widerworten auf den Gang stellten. Es blieb 
ihm nichts anderes übrig, als „einzustecken und 
durchzuhalten“, schreibt Senzow. Vom Studium 
war er enttäuscht, aber all diese Jahre hätten ihn 
gelehrt: „nicht aufgeben und sich treu bleiben“. 
Doch nun fragte er sich selbst: „Ob ich deshalb so 
ein verschlossener Starrkopf geworden bin?“

Kurkow schreibt, er hoffe, dass es mit verein-
ten Kräften gelinge, Senzows „aus seinem fernen 
Gefängnis in der Polarzone herauszuholen“. Aber 
der Freund warnt vor der falschen Hoffnung, Sen-
zow bald wieder in Freiheit sprechen zu können. 
Besser sei es, ihm zu schreiben, die Adresse sei-
nes Gefängnisses sei im Internet zu finden. Das 
Schreiben müsse aber in russischer Sprache er-
folgen, das Gefängnis nehme nur solche Briefe an. 
Es genüge eine automatische Übersetzung. Die 
Qualität sei „nicht das Wichtigste. Auf Ihr Herz 
kommt es an!“ PHK

Persönlich- 
keitswerdung
Oleg Senzow gibt Einblicke in seine  
Kindheit und Jugend

Oleg Senzow: „Leben“, 
Voland & Quist, 2019, 
111 Seiten, 16 Euro.

„Schaffe Frieden in dir selbst“ 
Der Schriftsteller Jewgeni Wodolaskin über Erwartungen an den Westen nach dem Umbruch,  

das wissenschaftliche Milieu in Deutschland und das Fremde im Eigenen

Petersburger Dialog: Sie sind 1992 zum ersten Mal 
nach Deutschland gereist. War das Ihr erster Aus-
landsaufenthalt?
Jewgeni Wodolaskin: Ich war zuvor schon in Polen 
gewesen. Ich mag Polen sehr, aber zu jener Zeit ent-
sprachen die politischen Verhältnisse dort ungefähr 
denen in der UdSSR. Deutschland dagegen war völlig 
anders. Das war wirklich Ausland. Ich kam auf Einla-
dung der Alfred Toepfer Stiftung nach München, al-
lerdings weniger aufgrund eigener Verdienste; diese 
Reise war ein Geschenk von Dmitri Lichatschow. Er 
hatte einen Preis der Stiftung bekommen, der eine 
Einladung für einen seiner Schüler für ein Jahr in 
Deutschland beinhaltete. 
Ich stieß auf vollkommen andere Menschen, andere 
Farben, anderes Essen. Sogar die Gerüche waren an-
ders, weil man in den Supermärkten und öffentlichen 
Einrichtungen aromatische Reinigungsmittel benutz-
te. Wir wussten nicht einmal, dass es so etwas gibt.
Ich reiste mit meiner Frau und meiner kleinen Toch-
ter, die damals gerade eineinhalb Jahre alt war. In 
Leningrad ernährten wir uns zu der Zeit eigentlich 
nur von Nudeln, sonst hatten wir nichts. Und meine 
Tochter wollte die erste Zeit in Deutschland nichts 
anderes zu sich nehmen. Essen, das hieß für sie eben 
Nudeln. Das war sie so gewohnt. Damals war, um es 
mit einem Wort Konstantin Paustowskis zu sagen, 
„die Zeit der großen Erwartungen“. Erwartungen an 
den Westen und auch an uns selbst. Und es machte 
einen gewaltigen Eindruck auf mich, wie vernünftig 
und schön dort alles organisiert war.

Im Jahr 2000 kam in Deutschland Ihr Buch „Eine 
Weltgeschichte der altrussischen Literatur“ he-
raus. Dieses Buch war das Ergebnis Ihrer Arbeit 
als Stipendiat der Alexander von Humboldt-Stif-
tung zwischen 1998 und 2002. Worüber haben Sie 
geforscht und warum gerade in deutschen Biblio-
theken?
Das Humboldt-Stipendium ist großartig, einmal in 
finanzieller Hinsicht, aber auch, weil die Stiftung ihre 
Stipendiaten beständig unterstützt. Nach der ersten 
Reise dachte ich, es sei sinnvoll, die Forschungsarbeit 
in Deutschland fortzusetzen; deshalb stellte ich Ende 
der 1990er Jahre wieder einen Antrag auf Förderung. 
2000 erhielt dann meine Frau dieses Stipendium, sie 
forscht ebenfalls über altrussische Literatur. Insge-
samt haben wir auf diese Art fünf Jahre in München 
gelebt.
Es mag ein wenig seltsam erscheinen, über altrussi-
sche Literatur in Deutschland zu forschen. Der beste 
Ort dafür ist natürlich Petersburg, die Schule von 
Dmitri Lichatschow. Er war Leiter der Abteilung für 
altrussische Literatur am Institut für Russische Lite-
ratur der Russischen Akademie der Wissenschaften 
(Puschkinhaus). 15 Jahre haben meine Frau und ich 
unter seiner Leitung gearbeitet, und das war ein gro-
ßes Glück.
Stellen Sie sich vor, zweimal in der Woche saßen wir 
mit ihm beim Tee zusammen, haben mit ihm dis-
kutiert, alle möglichen Probleme besprochen. Aber 
nicht weniger wichtig war es für uns, diese wunder-
bare Welt zu öffnen, in der wir uns befanden, um so 
die eigene Kultur von außen zu sehen.
Es gibt einen berühmten Satz des französischen His-
torikers Fernand Braudel (1902-1985). Er sandte eines 
Tages einen seiner Schüler nach England und sagte 
zu ihm: „Ob Sie England werden verstehen können, 
weiß ich nicht, aber Frankreich werden Sie danach 
bestimmt verstehen.“ Um das Eigene zu verstehen, 
muss man eine Vorstellung vom Fremden haben. Und 
dieses „Fremde“ fand ich dem „Eigenen“ sehr ähn-
lich, trotz aller Unterschiede. Und dieses Abstand-
nehmen half mir, meine Sicht auf die altrussische 
historische Erzählung herauszubilden, die mich be-
schäftigte.
Ich empfehle heute jedem beginnenden Forscher 
dringend, im Ausland zu arbeiten. Das erweitert den 
Gesichtskreis, ein Aspekt, der in der Wissenschaft 
mindestens so wichtig ist wie das reine Fachwissen.

Worin unterschied sich die wissenschaftliche At-
mosphäre an der Münchner Universität zu der 
Zeit von unserem wissenschaftlichen Milieu?
Nachdem ich das wissenschaftliche Milieu in 
Deutschland recht gut kennengelernt hatte (ich war 
an verschiedenen Universitäten), fing ich an, das 
unsere in hohem Maße zu schätzen. Vor allem, was 
den Bereich der universitären Lehre angeht. Bei 
uns war die allgemeine Grundlagenlehre ein wich-
tiger Bestandteil unseres Lernprozesses, und sie ist 
es in gewisser Weise noch immer. In dieser Hinsicht 
war ich einigermaßen erstaunt, welchen Überfluss 
an Lehrveranstaltungen zu Spezialproblemen es in 
Deutschland gibt, während man die Grundlagen ge-
ringschätzt.

Natürlich ist es angenehm, mit jemandem zu tun zu 
haben, der sich in seinem Spezialgebiet hervorra-
gend auskennt. Aber stellen Sie sich vor, Sie befassen 
sich mit Archäologie, und – um den Ausdruck eines 
Kollegen zu verwenden – man schickt Sie zu einem 
Experten für Amphorenhenkel. Dann wissen Sie bald 
alles über Amphorenhenkel, aber das ist nun wahr-
lich nicht genug, um ein Experte für Archäologie zu 
werden. 

In den 1990er Jahren interessierte man sich ver-
ständlicherweise in der ganzen Welt für das neue 
Russland. Aber was trieb damals die deutschen 
Studenten an, nicht einfach russische Literatur zu 
studieren, sondern ausgerechnet die Geschichte 
der altrussischen Literatur?
Große Erwartungen gab es nicht nur von unserer,  
sondern auch von der westlichen Seite. Man glaubte, 
Russland würde jetzt im Galopp losstürmen, und ein 
neues, sehr zukunftsweisendes Tätigkeitsfeld  würde 
sich eröffnen. Es gab ein Interesse an einer grundle-
genden, umfassenden Erforschung dieses Landes,  
das jetzt Teil der gesamteuropäischen Welt wurde,  
wie man glaubte.
Alle diese Hoffnungen haben sich nicht erfüllt. Aber 
das Studium des Altertums war ein Aspekt, ein Teil 
des großen Interesses für Russland; womit man über 
den überkommenen Bildungskanon, über das Studi-

um der „großen Drei“ (Dostojewski, Tolstoi, Tsche-
chow) hinausgehen wollte.
In Deutschland gab es plötzlich Menschen, die verste-
hen wollten, wie die russische Literatur entstanden 
ist, und sie begannen mit großem Enthusiasmus ganz 
am Anfang, bei der Alten Rus. Das ist genau die richti-
ge Einstellung: Um das goldene Zeitalter der russi-
schen Literatur zu verstehen, muss man die altrussi-
sche Literatur kennen.

Tatjana Baskakowa, Übersetzerin deutscher Lite-
ratur, sprach von der spiegelbildlichen Ähnlich-
keit zwischen der russischen und der deutschen 
Welt- 
anschauung; beide haben eine Großmachtvergan-
genheit. Teilen Sie das?
Dazu habe ich ein ganz persönliches Verhältnis: Mei-
ne Frau ist Russlanddeutsche, und diese „spiegelbild-
liche Ähnlichkeit“ hat mich mein ganzes Leben lang 
erfreut und erwärmt, weil ich ein ziemlich emotiona-
ler Mensch bin, oder es zumindest in meiner Jugend 
war; meine Frau dagegen ist auf deutsche Art zurück-
haltend. Diese Einheit in der Widersprüchlichkeit 

verbindet uns, und dafür danke ich Gott, sie ist für 
mich der größte Erfolg meines Lebens.
Was das Verhältnis unserer beiden Völker angeht, da 
besteht mal große Zuneigung, mal große Ablehnung, 
aber niemals waren wir einander gleichgültig. Das ist 
ganz erstaunlich. Und trotz der Schrecken des  
Zweiten Weltkriegs überwiegt ein herzliches,  
gutes Verhältnis zwischen unseren Völkern.
Selbst aus der Perspektive des Forschers ist die russi-
sche Wissenschaft den deutschen Gelehrten in vielem 
verpflichtet. Gar nicht zu reden von der russischen  
Politik und der Philosophie.
Die Deutschen waren für uns in vielerlei Hinsicht Vor-
bild, wir hingegen waren den Deutschen wahrschein-
lich eine Art El-Dorado. Ich meine damit die Zeit im 
18. Jahrhundert, als hunderttausende Menschen aus 
verschiedenen deutschen Ländern nach Russland 
übersiedelten. Sie glaubten, man könne sich dort ent-
falten, im Unterschied zu dem kleinen Deutschland. 
Man konnte Ackerbau treiben, bauen, alles schien 
denkbar. So war es auch – bis zur  
Oktoberrevolution. 
Sogar trotz der Verschlechterung der allgemeinen 
Stimmung nach dem Beginn des Ersten Weltkriegs 
waren die Verhältnisse insgesamt gut, wenn auch 
nicht einfach. In der russischen Literatur gibt es die 
Erzählung „Der eiserne Wille“ von Nikolai Leskow, 
die das Verhältnis zwischen Russen und Deutschen 
thematisiert; dort wird der Unterschied zwischen 
den beiden nationalen Charakteren offenbar. Der 
Deutsche, das ist für Leskow das Eisen, der Russe ist 
Teig. Aber, sagt Leskow, wenn man den Teig mit ei-
nem Beil zerhackt, dann erreicht man gar nichts, im 
Gegenteil, das Beil bleibt stecken.
Das Verhältnis zwischen benachbarten Völkern ist 
eigentlich so ähnlich wie in einer Familie. Wenn Men-
schen zusammen leben, selbst bei großer Liebe zwi-
schen ihnen, gibt es hin und wieder Familienstreit, 
und der gestaltet sich zwangsläufig ganz besonders 
hart. Denn Menschen, die sich sehr nahe stehen, 
kennen ihre Schwachstellen, und deshalb sind die 
Verletzungen, die man von nahestehenden Menschen 
erhält, viel schmerzhafter.

In Ihrem frühen Roman „Der Raub der Europa“ 
geht es um einen jungen Mann, der im wiederver-
einten Deutschland lebt.
Vor allem basiert der Roman auf der Konfrontation 
bestimmter gesellschaftlicher Ideale, die damals po-
pulär waren. Ich ziehe schon seit langem den persön-
lichen Blick auf die Welt dem gesellschaftlichen vor, 
ich denke, eine stürmische soziale Aktivität führt zu 
nichts Gutem.
Wenn ich heute auf den historischen Verlauf der 
vergangenen 30 Jahre blicke, bin ich zutiefst davon 
überzeugt, dass der einzige Bereich, in dem man et-
was wirklich Wichtiges erreichen kann, der Bereich 
der persönlichen Vervollkommnung ist. Ich mag den 
Ausspruch des heiligen Seraphim von Sarow: „Schaffe 
Frieden in dir selbst – und Tausende um dich herum 
sind errettet.“ Denn wenn man anfängt, das Volk zu 
belehren, zeitigt das für gewöhnlich Folgen, die man 
nie erwartet hätte.

In Ihrer Novelle „Enge Freunde“ geloben drei 
junge Münchner, dass sie dereinst auf demselben 
Friedhof begraben werden wollen, dem Nordfried-
hof. Tatsächlich geht es um ein Thema, das man in 
unserer Literatur schon oftmals versuchte darzu-
stellen: die Ordnungsliebe der Deutschen. Ihnen 
ist es gelungen – vielleicht sogar unbewußt –, die 
deutsche Liebe zur Ordnung zu beschreiben, was 
heißt, ein einmal gegebenes Versprechen trotz 
Widrigkeiten zu halten.
In einer deutschen Zeitung habe ich einmal eine Er-
zählung gelesen. Darin ging es um zwei Freunde, die 
das Schicksal in den Fleischwolf des Kriegs gewor-
fen hat. Der eine wurde getötet, der andere legte die 
Leiche in einen Zinksarg und führte ihn mit sich 
durch die Kriegswirren, bis er ihn endlich der Witwe 
übergeben konnte. Das ist weniger Ordnungsliebe als 
Pflichterfüllung. 
Tatsächlich erfüllen nicht alle Helden in der Erzäh-
lung ihre Pflicht. Aber der zentrale Gedanke der 
Novelle besteht darin, dass ihre Helden vor allem 
Menschen sind, nicht Deutsche oder Russen, dass die 
zentralen Werte – Liebe und Treue – jedem Volk eigen 
sind. Das Verständnis dieser fundamentalen Gemein-
samkeit sollte die Völker einander näher bringen. Das 
ist gerade jetzt besonders wichtig, da eine gewisse 
Spannung in der Luft liegt.

Andrei Archangelski ist Kulturredakteur  
der Zeitschrift Ogonjok.

Der russische Schriftsteller Jewgeni Wodolaskin, 
geboren 1964 in Kiew, ist ein bekannter Spezialist 
für altrussische Literatur: Als Mitarbeiter des Insti-
tuts für russische Literatur (Puschkinhaus) an der 
Russischen Akademie der Wissenschaften lebte 
und arbeitete er zwischen 1990 und 2000 für län-
gere Zeit in Deutschland, wo unter anderem seine 
Monographie „Eine Weltgeschichte der altrussi-
schen Literatur“ (München 2000) veröffentlicht 
wurde. Soeben ist sein Roman „Luftgänger“ (Auf-
bau Verlag) erscheinen.
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Gut vernetzt heißt:  
Mehr Feld – weniger Schreibtisch.
Auch wenn ihnen die Arbeit auf dem Feld am liebsten ist, mussten Landwirte bisher 
sehr viel Zeit mit der Buchführung am Schreibtisch verbringen. Durch intelligente 
Vernetzung von Maschinen ermöglicht CLAAS eine automatisierte Dokumentation: 
Die Technik ortet Maschinen, plant Ressourcen, erfasst Ertragsdaten und zeigt 
Optimierungspotenzial. Auf diese Weise sorgt die Digitalisierung dafür, dass die  
Arbeit deutlich schneller und effizienter erledigt werden kann.

Los von Moskau
In der Ukraine formiert sich eine neue orthodoxe Kirche, für das Moskauer Patriarchat ist das Häresie

VON GERHARD GNAUCK

Die größten Schätze der 
orthodoxen Christen-
heit sind – viele Touris-

ten wissen das – die prächtigen 
Lawra-Klöster. Die Russische 
Orthodoxe Kirche verfügt über 
fünf dieser Lawras. Solange der 
russische Machtbereich expan-
dierte, vom kleinen Großfürs-
tentum Moskau bis zur späten 
Sowjetunion, kamen immer 
neue Klöster und Gotteshäuser 
zum Besitzstand dieser Kir-
che hinzu. Doch mit dem Ende 
des Zarenreichs und erst recht 
jenem der Sowjetunion zog 
sich die Staatsgrenze, bildlich 
gesprochen, hinter die Klos-
termauern zurück. Der Staat 
schrumpfte; die staatsnahe Kir-
che dagegen versuchte, die Stel-
lungen zu halten. Zwischen den 
Weltkriegen lag eine der Lawras 
im östlichen Polen. Heute liegen 
drei der fünf Lawras, dazu mehr 
als 10000 Gemeinden, deren 
oberste geistliche Autorität in 
Moskau ansässig ist, in der Uk-
raine.

Dort vollzieht sich heute vor 
unseren Augen ein großes Er-
eignis der Kirchengeschichte, 
das vielleicht mit der Reforma-
tion verglichen werden kann. 
Zu Luthers Zeiten trennten sich 
im Reich Teile der Kirche von 
Rom; heute trennt sich ein Teil 
der Kirche in der Ukraine von 
Moskau. (Dass in Russland Mos-
kau als das „dritte Rom“ gesehen 
wurde, als geistliches Zentrum 
nach Rom und Konstantinopel, 
sei nur am Rande erwähnt.) Dass 
Anfang Mai reformfreudige or-
thodoxe Christen an der ältes-
ten Kirche Kiews, der Sophi-
enkathedrale, „zehn Thesen“ 
angeschlagen (und eine entspre-
chende Facebook-Gruppe ge-
gründet) haben, nimmt klar auf 
Luthers Thesenanschlag Bezug. 
Dass Kirchenneugründungen 
dieser Art von großer politischer 
Bedeutung sind, liegt auf der Hand.

Begonnen hatte die „Los von Mos-
kau“-Bewegung schon früher. Ähnlich je-
nen Ländern, die 1917/18 vom Zarenreich 
unabhängig wurden (darunter Polen und 
Finnland), wurden nach 1991 in weiteren 
Ländern orthodoxe Kirchen gegründet, 
die unabhängig vom Moskauer Patriar-
chen sein wollten. Oberste Autorität für 
alle Orthodoxen ist ohnehin der „Ökume-
nische Patriarch von Konstantinopel“, 
der in Istanbul residiert, derzeit Bartho-
lomaios I.

Nach der Auflösung der Sowjetuni-
on wurde auch in der Ukraine eine neue 
Kirche gegründet, die beanspruchte, mit 
Filaret I. einen „Kiewer Patriarchen“ zu 
haben. Diese „Kiewer“ Kirche und eine 
weitere ukrainische Kirche wurden je-

doch von der orthodoxen Weltgemein-
schaft nicht anerkannt. Die klare Mehr-
heit der kirchlichen Strukturen, der 
Klöster und Gemeinden in der Ukraine 
gehörte weiterhin zum Moskauer Patri-
archat.

Doch Kirchengrenzen folgen in der Ge-
schichte früher oder später oft den eta-
blierten Staatsgrenzen. Einige Zeit nach 
Beginn der russischen Aggression gegen 
die Ukraine 2014 wurde klar, dass die Uk-
rainer sich als Nation über sprachliche, 
ethnische und religiöse Grenzen hinweg 
konsolidiert hatten – ob mit oder ohne 
Krim und einem Teil des Donbass.

Diese Konsolidierung betraf, wie Um-
fragen zeigen, auch kirchliche Fragen: 
Während früher einem großen Teil der 
(zu etwa drei Vierteln orthodoxen) Be-

völkerung gar nicht bewusst oder ziem-
lich egal war, ob ihr Pfarrer zur „Moskau-
er“ oder zur „Kiewer“ Kirche gehörte, 
bekannten sich jetzt immer mehr Men-
schen ausdrücklich zu einer „ukraini-
schen“ Kirche. Daraufhin steuerten – da 
die „Kiewer“ Kirche nicht anerkannt war 
– der Präsident der Ukraine, Petro Po-
roschenko, und der Patriarch von Kon-
stantinopel die Gründung einer neuen 
„Orthodoxen Kirche der Ukraine“ (PCU) 
an. Sie sollte (im Idealfall) alle bisherigen 
orthodoxen Kirchenstrukturen im Land 
aufnehmen und von der Weltorthodoxie 
anerkannt sein. 

Im Januar dieses Jahres war es so weit: 
Bartholomaios I. erließ den „Tomos“, eine 
Bulle oder ein Dekret, über die Gründung 
einer eigenständigen (autokephalen) Kir-

che in der Ukraine. Vorangegangen war 
ein Konzil in der Sophienkathedrale, zu 
dem alle Bischöfe des Landes eingela-
den waren. Von der „Moskauer“ Kirche 
kam fast niemand, dafür die Bischöfe der 
zwei seit 1991 in der Ukraine bestehen-
den Kirchen. Gemeinsam mit Vertretern 
der Priester und der Laien wählten sie 
das erste Oberhaupt der neuen Kirche. 
Es ist der 1979 geborene Metropolit Epi-
fanij (Epiphanius, bürgerlich Serhij Du-
menko). Epifanij, jetzt „Metropolit von 
Kiew und der ganzen Ukraine“, war bis-
her unter anderem Rektor der Kiewer 
Theologischen Akademie und ein enger 
Mitarbeiter des selbsternannten „Kie-
wer Patriarchen“ Filaret gewesen. Dieser 
trägt jetzt den Titel „Ehrenpatriarch“, 
versucht aber trotz seines Alters von 90 

Jahren, sich weiterhin ins kirchliche Le-
ben einzumischen.

Anfang des Jahres wurden vom Parla-
ment Gesetze verabschiedet, die regeln, 
wie eine Gemeinde zu einer anderen 
Kirche übertreten kann: Dies geschieht, 
wenn zwei Drittel der Gemeindeglie-
der sich in einer schriftlich fixierten 
Abstimmung dafür aussprechen.  Laut 
dem kirchlichen Portal risu.org.ua sind 
seit der Neugründung bis Mitte Mai 
520 Gemeinden zur PCU übergetreten.  
Gewaltakte gegen Kirchengebäude, wie 
sie in den vergangenen Jahren vereinzelt 
vorgekommen sind, gehören Dank der 
gesetzlichen Regelung hoffentlich der 
Vergangenheit an.

Die „Moskauer“ Kirchenstrukturen 
in der Ukraine sind jedoch zahlenmä-

ßig immer noch stärker. Der 
Moskauer Patriarch sieht in der 
PCU „Häretiker“, während um-
gekehrt die PCU in der Kirche 
in Russland einfach eine von 15 
orthodoxen Schwesterkirchen 
sieht. Dabei gibt es zwischen 
beiden Kirchen keine theologi-
schen Unterschiede. Doch der 
Verlust der „frommen“ Ukraine 
mit ihrer verglichen mit Russ-
land größeren Gemeindedichte 
wäre für den Moskauer Patriar-
chen Kyrill I. ein herber Verlust 
an Einfluss.

Die Russische Orthodoxe Kir-
che hatte sich, ähnlich wie zu 
Sowjetzeiten, auch unter Präsi-
dent Putin als Sprachrohr der 
Moskauer Außenpolitik instru-
mentalisieren lassen. Patriarch 
Kyrill warb schon vor 2014 – so-
gar bei Auftritten in der Ukraine 
– für das imperiale Konzept der 
„russischen Welt“, das auch die 
Ukraine einschließen sollte. Die 
russischen Staatsmedien schie-
ßen jetzt scharf gegen Patriarch 
Bartholomaios und gegen die 
Kirchengründung und gehen 
sogar so weit, von einer ukraini-
schen „Christenverfolgung“ wie 
zu Sowjetzeiten oder gar „wie 
im alten Rom“ zu sprechen. Im 
Grunde hat sich die Weltortho-
doxie aufgrund all dieser Ereig-
nisse gespalten. Dort steckt, so 
ist zu befürchten, noch weiteres 
Konfliktpotenzial. 

Zugleich steckt in der neuen 
Kirche in der Ukraine ein gro-
ßes Reformpotenzial – der Re-
formbedarf wurde in der or-
thodoxen Welt wohl nie so offen 
ausgesprochen wie jetzt in Kiew. 
Die zehn Thesen umfassen For-
derungen nach einer Aufwer-
tung der Laien in der Kirche, 
nach mehr (ökumenischer) Of-
fenheit, mehr Distanz zu Staat 
und Politik, dafür zugleich mehr 
sozialem und gesellschaftlichem 
Engagement; ausdrücklich wer-

den die ökumenischen Gemeinschaften 
Taizé und L’Arche als Beispiele genannt. 
Auch Transparenz und Rechenschafts-
pflicht sowie das Prinzip „Einheit in 
Vielfalt“ innerhalb der eigenen Kirche 
werden angemahnt. Man kann nur hof-
fen, dass auch die Kirchen in Deutsch-
land schnell erkennen, welch große Um-
wälzung in der Ukraine stattfindet, und 
ihre Hand ausstrecken zum Kennenler-
nen, zu Dialog und Zusammenarbeit.

Gerhard Gnauck ist Korrespondent der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung  

für Polen, die Ukraine und das Baltikum 
mit Sitz in Warschau.

Goldverzierte Tracht: Das Oberhaupt der Orthodoxen Kirche der Ukraine, Metropolit Epifanij, bürgerlich Serhij Dumenko.Goldene Pracht: Die Kuppeln der Mariä-Himmelfahrt-Kathedrale des Kiewer Höhlenklosters. 
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Neun Monate Vorbereitungszeit, neun Monate 
Dreharbeiten, 600 Stunden Filmmaterial, tausen-
de Kilometer Hubschrauberflüge – daraus ent-
standen ist eine „optische Poesie vom Feinsten“, 
„ein Kunststück“, „ein ambitioniertes Werk“, ein 
„einzigartiges Projekt“ – deutsche und russische 
Kritiker überboten sich gegenseitig mit Super-
lativen. Zu Recht, denn der Dokumentarfilm von 
Petra Höfer und Freddie Röckenhaus „Russland 
von oben“ ist ein grandioses Projekt; es zeigt das 
größte Land der Erde aus der Luft, ohne dabei die 
Menschen aus den Augen zu verlieren. Sotschi am 
Schwarzen Meer und sibirische Wälder, Eiswüsten 
des Nordens und Kaukasische Berge, die Metro-
polen Moskau und St. Petersburg und die endlose 
Taiga – den Autoren ist es gelungen, das facetten-
reiche Russland in seinem ganzen Naturreichtum 
aus einer atemberaubenden Perspektive zu zeigen. 
„Und beim Anblick dieser Schönheit fällt mir alles 
wieder ein: Sind wir nicht eigentlich am Leben um 
zu lieben, um zu sein?“ heißt es einem Lied des 
deutschen Rappers Sido. Diese Worte schienen 
auch das Motto der Dokumentation zu sein. 

Petersburger Dialog: Wie kam überhaupt die 
Idee zu diesem Projekt? Hatten Sie davor eine 
Verbindung nach Russland?
Freddie Röckenhaus: Für den Zweiteiler „Zugvö-
gel“ haben wir schon in Russland gedreht, haupt-
sächlich am Ladogasee und auf der Insel Kolguev 
in der Barentssee. Und damals kam die Idee, 
Russland von oben zu zeigen. Denn in Deutsch-
land gibt es zwar viele Filme über Russland, und 
man konnte schon den Russen dabei zusehen, wie 
sie Borschtsch kochen, aber man hat noch nie das 
größte Land der Erde aus der Vogelperspektive 
gezeigt. 

Trotz aller Begeisterung konnte man in der 
deutschen Presse den Vorwurf lesen, Ihr Film 
„enthält sich aller Kommentare zur Politik“ 
und es wird immer angemerkt, dass Sie mit  
Gazprom zusammengearbeitet haben. 
Wir haben den Kontakt zu Gazprom hergestellt, 
haben ihnen unsere Doku „Deutschland von oben“ 
gezeigt und gesagt, so einen Film wollen wir über 
Russland drehen. Sie haben ziemlich schnell re-
agiert: „Toll! Machen wir!“ Und so ist diese unge-
wöhnliche Kooperation zwischen ZDF, ARTE und 
Gazprom Media entstanden. 
Wie kritisch man auch sein mag, man kann in un-
serem Film keine politische Einflussnahme sehen, 
weil es keine gab. Wir haben einen naturwissen-
schaftlichen und naturhistorischen Film gedreht. 
Nicht jedes Programm, das sich mit Russland be-
schäftigt, muss sich mit der aktuellen politischen 
Lage befassen.
Wenn die BBC eine Dokumentation über die Tier-
welt in Tansania oder Uganda dreht, dann gehen 
sie auch nicht auf die Politik ein. Es muss doch 
möglich sein, eine Doku über die Natur Russlands 
zu machen, ohne dabei über Wladimir Putin zu 

reden. Leider ist es so eine Art Reflex bei den deut-
schen Journalisten geworden: Wenn man über 
Russland etwas macht, muss das automatisch poli-
tisch und möglichst auch kritisch sein. 

Sie waren fast neun Monate in Russland unter-
wegs. Sind Sie jetzt ein Russlandversteher?
Angeblich gibt es ja zwischen den Deutschen und 
den Russen große Mentalitätsunterschiede, aber 
meine Beobachtung war, dass wir uns sehr ähnlich 
sind. Die Russen sind auf eine angenehme Art und 
Weise sehr speziell, aber auf der anderen Seite ge-
nauso wie wir. Und ich denke, dass die Landschaf-
ten die Menschen sehr prägen. Das ist in Deutsch-
land auch nicht anders: Menschen an den Küsten 
sind anders als Menschen in den Bergen. 
Eine russische Zuschauerin sagte nach der  
Premiere, sie habe gespürt, dass die Filmemacher 
ein Riesenrespekt vor den Bewohnern Russlands 
haben. Und das stimmt. In einem Ort etwa wie Tiksi 
an der Nordpolarmeerküste in Jakutien mittendrin 
im Nirgendwo machen die Menschen einfach das 
Beste aus ihrem Leben und haben Lebensfreude. Da 
kann man nur Respekt haben.

Sie haben wirklich das ganze Land gesehen. Ha-
ben Sie einen Lieblingsort in Russland?
Ich finde das Wolgadelta unheimlich schön. Kamt-
schatka ist faszinierend. Und von den Städten: Es 
ist sehr einfach, die alten Zentren von Moskau und 
St. Petersburg zu bewundern, aber Kasan gefällt 
uns besonders. Wir hatten in unserem Team eine 
australische Kollegin, die meinte, Moskau sei die 
schönste Stadt der Welt.  

Während der Arbeit an der Dokumentation ist 
Ihre Ehefrau und Koautorin Petra Höfer überra-
schend gestorben. 
Das ist passiert kurz bevor wir nach Kamtschatka 
aufbrechen wollten. Sie konnte es kaum abwarten, 
hinzufliegen und freute sich auf die Landschaften, 
auf die Bären… Ein Wunder, dass wir den Film doch 
zu Ende gemacht haben. Er ist Petra gewidmet. Mit 
ihr wäre aber das ganze Projekt noch schöner ge-
worden. Ich spüre, dass für mich eine große Melan-
cholie über dem Film liegt. 

Wie kam Ihr Film in Russland an?
Wir haben bisher nur positive Reaktionen bekom-
men. Die Vize-Vorsitzende der Duma Olga Epifano-
wa meinte, unsere Dokumentation sollte man unbe-
dingt im russischen Parlament zeigen. Ich glaube, 
die Russen haben selbst ihr Land noch nie aus die-
ser Perspektive gesehen und sind sich manchmal 
selbst der Vielfältigkeit und grandiosen Schönheit 
ihres Landes nicht bewusst. 

Das Interview führte Daria Boll-Palievskaya. Sie ist 
Journalistin, Autorin und Expertin für interkulturel-

le Kommunikation und lebt in Düsseldorf. 

Ein Film über Russland zeigt das größte Land der Erde in atemberaubenden Luftaufnahmen – ganz ohne Politik

Millionen Zuschauer haben in Deutschland 
die Dokuserie „Russland von oben“ gesehen. 
In Russland ist die 90-minütige Fassung im 
April als Eröffnungsfilm des Moskauer Inter-
nationalen Dokumentarfilm-Festivals DOKer 
gelaufen.
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Panorama der Perspektiven: Freie Fahrt auf dem 
gefrorenen Baikalsee. In Kamtschatka, dem Land der 
Vulkane, gibt es 29 aktive und 130 derzeit nicht aktive. 
In der Diamantenmine in Mirny, Sibirien wurden seit 
1955 sowjetische Edelsteine gefördert.



Das Projekt „Russland und Deutsch-
land: Dialog über die Zukunft“ der 
Arbeitsgruppe Zukunftswerkstatt 

des Gesprächsforums Petersburger Dialog 
ist der Versuch, den offenen Meinungsaus-
tausch zu erhalten und eine Idee von einer 
gemeinsamen Zukunft zu entwickeln. Wir 
haben Experten aus beiden Ländern fünf 
Fragen gestellt, die uns für die Entwicklung 
der russisch-deutschen Beziehungen gene-
rell wichtig erscheinen. Als Ergebnis ist eine 
Broschüre in russischer und deutscher Spra-
che entstanden.

Erste Frage: Ist es möglich, ein Modell für 
russisch-deutsche Beziehungen zu schaffen, 
die auf gesamteuropäischen Werten beru-
hen? Bedauerlicherweise birgt das Thema 
Werte ein großes Konfliktpotenzial. Des-
halb hat Falk Tischendorf, Rechtsanwalt und 
geschäftsführender Partner des Moskau-
er Büros der Kanzlei Beiten Burkhardt dar-
auf verwiesen, dass wir darauf achten müss-
ten, unsere politischen Anschauungen nicht 
durch Moralpredigten zu ersetzen, die dann 
in vermeintlichen Wertediskussionen ausge-
tauscht werden, um bestimmte Interessen zu 
befördern. Dieser Ansatz macht jede Werte-
diskussion bedenklich.

Dabei äußerten zahlreiche Projektbetei-
ligte, dass die Diskrepanz der Werte zwi-
schen Russen und Deutschen insgesamt 
nicht so groß sei, wie es scheint und poli-
tisch Verantwortliche hin und wieder be-
haupten. Der Publizist Iwan Preobrashens-
ki sieht das Hauptproblem generell nicht in 
fehlenden gemeinsamen Werten, sondern 
in der unterschiedlichen Herangehenswei-
se an den Dialog selbst. Aus diesem Grund 
müssen angesichts der unterkühlten Bezie-
hungen zwischen Russland und der EU Be-
rührungspunkte zunächst über gemeinsame 
Interessen in unterschiedlichen Bereichen 
gefunden werden, angefangen von der Wirt-
schaft und Sicherheit bis hin zu humanitären 
Beziehungen.

Der Politikwissenschaftler der Staatlichen 
Universität für Geisteswissenschaften Russ-
lands, Sergej Markedonow, äußerte sogar die 
Ansicht, dass es eine werteorientierte Rheto-
rik im russisch-deutschen Dialog nur zu der 
Zeit gab, als Moskau eine Mitwirkung in den 
gesamteuropäischen Sicherheitsprozessen 
als Teil der westlichen Welt anstrebte, was in 
Russland allerdings skeptisch gesehen wur-
de.

Diskutiert wurde auch, was für eine Bei-
legung der Meinungsverschiedenheiten be-
züglich der Ukraine erforderlich wäre. Auf-
schlussreich war, dass die Experten beider 
Seiten keine Alternative zur Umsetzung der 
Minsker Vereinbarungen sehen. Hinderlich 
bei der Suche nach einer Lösung sind, so die 
Publizistin und Politikwissenschaftlerin Ma-
rine Woskanjan, die völlig unterschiedlichen 
Ansichten über die Ursachen der Ereignisse. 
„In Europa werden zwar die Krim-Frage und 
der bewaffnete Konflikt im Donbass disku-
tiert, aber den Ursachen der Ukraine-Krise 
wird nicht genügend Beachtung geschenkt“, 
meint sie.

Sarah Pagung, Mitarbeiterin am Robert 
Bosch-Zentrum für Mittel- und Osteuro-
pa, Russland und Zentralasien bei der Deut-
schen Gesellschaft für Auswärtige Politik, 
ist ebenfalls der Ansicht, dass hinsichtlich 

der Minsker Vereinbarungen zwei Ansätze 
bestehen, was die Umsetzung wesentlich er-
schwert. „Erster Ansatz: Die Beilegung der 
Krise ist die Voraussetzung für ein umfassen-
deres Abkommen über die Reorganisation 
der Beziehungen zwischen Russland, Europa 
und den USA. Der zweite Ansatz sieht einen 
umfassenden Konsens zu den allgemeinen 
Regeln in Europa als Vorbedingung für eine 
Beilegung des Ukraine-Konflikts vor“, meint 
Pagung. „Es sieht so aus, dass Russland für 
den ersten Ansatz plädiert, während Europa 
den zweiten verfolgt.“

Unbeachtet blieben auch nicht die wech-
selseitigen Sanktionen und deren Folgen. 
Alle waren sich einig, dass eine Aufhebung 
unrealistisch ist, solange sich die Bedingun-
gen nicht ändern, vor deren Hintergrund sie 
eingeführt wurden. Nicht von ungefähr wies 
Sergej Markedonow darauf hin, dass „die 
Sanktionen per se ein Instrument darstellen 
und nicht der springende Punkt selbst sind, 
selbst wenn morgen alle Seiten gleichzeitig 
darauf verzichten würden. Ohne neue Me-
chanismen zur Gewährleistung der Sicher-
heit Europas wird sich nichts ändern. Alles 
wird einfach nur auf eine neue Spirale der 
Verschärfung der Beziehungen hinauslau-
fen.“

Erstaunlicherweise meinten zahlreiche 
Projektteilnehmer, dass zu dem Zeitpunkt, 
als die Sanktionen eingeführt wurden, weder 
für Europa noch für Russland Alternativen 
bestanden. „Die Lehre, die wir daraus zie-
hen können, besteht darin, dass die Sankti-
onen ausschließlich ein Mittel sind, um Kon-
flikte einzudämmen, kurz- und mittelfristig 
jedoch zu keiner anderen Haltung bei den 
davon betroffenen Gesellschaften führen“, 
betonte der Politikwissenschaftler Edwin 
Warkentin.

Wer über die Perspektiven des rus-
sisch-deutschen Dialogs redet, muss über den 
künftigen Platz der beiden Länder im System 
der internationalen Beziehungen und die Sta-
bilität der westlichen Weltordnung sprechen, 
sofern eine solche derzeit überhaupt exis-
tiert. In dieser Frage waren die Meinungen 
der Experten recht unterschiedlich.

Einige waren der Ansicht, dass trotz einer 
bestimmten Transformation des Systems 
der internationalen Beziehungen nicht von 
einer Erosion der westlichen Weltordnung 
gesprochen werden könne. Das zu behaupten 
sei Wunschdenken. Andere wiederum, dar-
unter der Leiter des Robert Bosch-Zentrum, 
Stefan Meister, sind überzeugt, dass „wir in 
der Epoche des Übergangs von der von den 
USA geführten liberalen Weltordnung zu ei-
nem multipolaren System leben, das weitaus 
instabiler, volatiler und krisenanfälliger sein 
wird“.

Zweifellos werden sich sowohl Russland als 
auch Deutschland bemühen, ihre Stellung 
in diesem sich verändernden System zu fes-
tigen. Die Bundesrepublik ist die führende 
Kraft in der reformierten EU. Bezüglich Russ-
land wiesen zahlreiche Diskussionsteilneh-
mer auf die Bedeutung der einheimischen 
Reformen hin, die eine konsequente wirt-
schaftliche Modernisierung anstreben, ohne 
die Moskau kein globaler Akteur auf der 
Weltbühne sein kann.

Kernfrage war jedoch, was nötig ist, um 
die russisch-deutschen Beziehungen zu ver-

bessern und das gegenseitige Vertrauen wie-
derherzustellen. Nikolaj Wlasow, Dozent der 
Fakultät für internationale Beziehungen der 
Staatlichen Universität St. Petersburg, ver-
wies darauf, dass beide Seiten zunächst ent-
scheiden müssten, was sie letztendlich von 
einem bilateralen Dialog erwarten. „Die Rede 
ist vom Bau eines gesamteuropäischen Hau-
ses, aber genügte es nicht, einfach so viel 
Vertrauen aufzubauen, damit keine Seite in 
der anderen eine aktuelle militärische Be-
drohung sieht? Von der Beantwortung die-
ser Fragen hängen alle weiteren Aktivitäten 
sowie die Beurteilung der Dynamik der Ent-
wicklung der russisch-deutschen Beziehun-
gen ab“, gab er zu bedenken. „In jedem Fall 
müssen unabhängig vom angestrebten Ziel 
bestimmte grundlegende Schritte getan wer-
den, um das Vertrauen wiederherzustellen.“

Alle Experten scheinen sich einig zu sein, 
dass die derzeitigen Turbulenzen in den Be-
ziehungen nicht nur ein weiteres Jahr andau-
ern werden, sondern das Problem der Wie-
derherstellung des Vertrauens auf höchster 
Ebene nicht einmal auf der Tagesordnung 
steht. Deshalb sind heute Institutionen be-
sonders bedeutend, die über lange Zeit im 
russisch-deutschen Dialog eine untergeord-
nete Rolle spielten. Insbesondere könnten 
von der Entwicklung der Beziehungen in den 
Bereichen Zivilgesellschaft, Kultur, Wissen-
schaft und Bildung Ergebnisse erwartet wer-
den.

Vertrauen aufzubauen ist unmöglich, ohne 
das gegenseitige Kräftemessen im Informa-
tionsbereich zu stoppen. Die Folgen könn-
ten viel schwerwiegender und schwerer zu 
überwinden sein, als es auf den ersten Blick 
scheint. Schubladendenken und Klischees, 
die im öffentlichen Bewusstsein verwurzelt 
sind, erweisen sich als äußerst langlebig. Und 
die Gewohnheit, die Realität durch ihr Pris-
ma wahrzunehmen, birgt letztendlich die Ge-
fahr, dass unsere Gesellschaften ungeachtet 
politischer Veränderungen weiterhin Miss-
trauen und Argwohn gegeneinander hegen.

Die „Zukunftswerkstatt“ ist nicht auf der 
Suche nach universellen Antworten, sondern 
will unterschiedliche Positionen und mög-
liche Wege zur Überwindung bestehender 
Differenzen aufzeigen. Zweifellos sind un-
sere Ansichten heute oft sehr unterschied-
lich. Mitunter scheint es äußerst schwierig 
zu sein, auf einen gemeinsamen Nenner zu 
kommen. Wir sollten jedoch keinesfalls ver-
gessen, dass wir nur durch den Versuch, ge-
meinsam Antworten auf die vor uns stehen-
den Herausforderungen zu finden, einen 
Ausweg aus der aktuellen Krise finden und 
schließlich eine Vertrauensplattform für das 
neue Format des russisch-deutschen Dialogs 
schaffen können.

Tatjana Chruljowa ist Reporterin bei  
der Nachrichtenagentur Rosbalt. Seit 2018  
ist sie wissenschaftliche Mitarbeiterin des 

Zentrums für Modernisierungsstudien an der 
Europa-Universität St. Petersburg und seit 

2011 Teilnehmerin der Arbeitsgruppe  
Zukunftswerkstatt.

 
 

AUS DEM GESPR ÄCHSFORUM „PETERSBURGER DIALOG“

Grenzenlos  
im Innern

Der Lenkungsausschuss  
will die Arbeitsgruppen 
durchlässiger machen 

VON PAWEL ANITSCHKOW

Abgrenzungen 
gegen Außen
Die Arbeitsgruppe Bildung und 

Wissenschaft diskutierte das  
Problem der Zuwanderung

Beim Treffen der Mitglieder des Lenkungsaus-
schusses und der Leiter der Arbeitsgruppen 
des Petersburger Dialogs in St. Petersburg gab 

es durchaus Überraschendes: Kollegen, die nicht un-
mittelbar mit der Arbeit des Forums zu tun hatten, 
wunderten sich über die Vielfalt der Themen und die 
geografischen Verteilung der Orte für die Veranstal-
tungen.

Nach der Begrüßung der Teilnehmer durch die 
Delegationsleiter, Viktor Subkow und Ronald Pofalla, 
gab Michail Fedotow den ersten kurzen Bericht und 
skizzierte die Pläne für das laufende Jahr: Die Som-
merschule über die Lehren des Totalitarismus für 
junge Historiker werde fortgesetzt, sagte der Präsi-
dentenberater und Leiter der Arbeitsgruppe Zivilge-
sellschaft. Veranstaltungsorte seien Moskau und St. 
Petersburg. Die Arbeitsgruppe werde am Kongress 
für Traumapädagogik teilnehmen und sich auf ein 
Schwerpunktereignis vorbereiten, das Festival des 
Sozialforums. Zwei Themen würden dort diskutiert: 
Alterung der Bevölkerung und häusliche Gewalt. Au-
ßerdem hoffe er „gemeinsam mit unseren deutschen 
Kollegen auf eine Diskussionsrunde über Erleichte-
rungen im Visaverkehr für junge Leute“.

In Fedotows Rede ist genau das angeklungen, wo-
von alle später meinten, dass es diskutiert werden 
musste: dass die Grenzen der Arbeitsgruppen durch-
lässiger sein und Probleme häufiger miteinander be-
sprochen werden sollten, weil zahlreiche Themen 
nicht ausschließlich einem Bereich zuzuordnen sei-
en. Wilfried Bergmann, Leiter der Arbeitsgruppe 
Wissenschaft und Bildung und Mitglied des Rats der 
Europäischen Akademie der Wissenschaften und 
Künste, nannte sogleich ein Beispiel, das die Notwen-
digkeit einer solchen Teamarbeit verdeutlicht. In bei-
den Ländern sei es nachgerade unmöglich, ohne die 
Arbeitsgruppe Zivilgesellschaft über Digitalisierung 
zu sprechen, da die Debatte an einem bestimmten 
Punkt auch die Menschenrechte berühre. 

Auch die Arbeitsgruppe Wirtschaft hat ihrerseits 
vor, über Digitalisierung zu sprechen, die des Han-
dels. Was passiert mit den Menschen und den Laden-
flächen, die durch den wachsenden Internethandel 
überflüssig werden? 

Der Arbeitsgruppenleiter Waleri Golubew benann-
te auch das Thema des nächsten Treffens in Irkutsk: 
Abschied von der Kohleverstromung. Und so stell-
te sich heraus, dass dieses Thema auch die Umwelt-
schützer bewegt und auf ihrer Tagesordnung steht, 
wie Sergej Zyplenkow berichtete, Leiter der Gruppe 
Ökologische Modernisierung und Geschäftsführer 
von Greenpeace Russland.

Während der Sitzung des Lenkungsausschusses 
zeichnete sich eine weitere Tendenz ab. Diskussio-
nen finden an verschiedenen Orten statt, die Mitglie-
der der Gesprächskreise treffen sich vermehrt in den 
Regionen. So traf sich die Arbeitsgruppe Wirtschaft 
kürzlich in Tula, für dieses Jahr sind weitere Treffen 
in Lübeck und Hamburg geplant. 

Das Gesprächsforum Petersburger Dialog unter-
stützt das Gebiet Twer dabei, seine Möglichkeiten 
und Ressourcen in Deutschland zu präsentieren.

Und schließlich werden die jüngsten und aktivsten 
Mitglieder des Forums, die die Leiterin von Rosbalt, 
Natalja Tscherkessowa, in der „Zukunftswerkstatt“ 
zusammengerufen hat, in Jekaterinburg und Ham-
burg tagen.

Zum ersten Mal in seiner 18-jährigen Geschich-
te ist das Forum Partner und Organisator eines gro-
ßen Kunstprojekts. Walter Smerling, Vorstands-
vorsitzender der Stiftung für Kunst und Kultur e. V. 
Bonn, Detlef Prinz, deutscher Herausgeber dieser 
Zeitung von Times Media, sowie Faina Balachow-
skaja, Beraterin des Generaldirektors der Tretja-
kow-Galerie, sind eigens nach St. Petersburg gekom-
men, um darüber zu informieren. Mit dem Projekt 
„Einheit in Vielfalt“ soll nicht das aus 28 EU-Mit-
gliedstaaten bestehende Europa vorgestellt werden,  
„sondern ein Europa, das ein Kontinent mit 46 Staa-
ten ist“, erklärte Walter Smerling bei der Vorstellung 
des Projekts. „Es wird ein reger Austausch werden, 
denn wir kommen mit Werken von 60 bis 70 Künst-
lern und einer ganzen Gruppe von Kuratoren nach 
Moskau. Im Anschluss wird das Projekt in Bonn ge-
zeigt.“ Die Zeitung Petersburger Dialog wird das Pro-
jekt begleiten.

Zum Abschluss des bilateralen Treffens der Mit-
glieder des Lenkungsausschusses lud Ronald Pofalla 
die Teilnehmer zur Jahrestagung des Gesprächsfo-
rums Petersburger Dialog ein, die am 18. und 19. Juli 
in Bonn stattfinden wird.

Pawel Anitschkow ist Mitarbeiter  
der Zeitung Kommersant.

Weshalb diskutieren Deutsche und Russen 
in der Arbeitsgruppe Bildung und Wis-
senschaft über Migration? Der Vorsit-

zende Wilfried Bergmann, Mitglied des Senats der 
Europäischen Akademie der Wissenschaften, gibt 
Antworten.

Petersburger Dialog: Wieso reden deutsche  
und russische Wissenschaftler über Migration?
Wilfried Bergmann: Migration ist in zahlreichen 
Ländern, auch in Deutschland und Russland, ein 
vordringliches zivilrechtliches Problem. Es existie-
ren umfangreiche wissenschaftliche Betrachtungen 
auf der Ebene der einzelnen Staaten, vergleichende 
analytische Studien dagegen so gut wie gar nicht. 

Wie beurteilen Sie die Situation in Deutschland?
Das Thema Zuwanderung ist auch in Deutschland 
ein vielschichtiges. So ist zu unterscheiden zwi-
schen Flüchtlingen, die für eine bestimmte Zeit 
kommen, und Wirtschaftsmigranten, die für immer 
bleiben wollen. Seit dem Jahr 2015 hat dieses Thema 
in Deutschland noch eine weitere Dimension er-
langt, die mit zahlreichen Änderungen in der Politik 
einherging. Dies war vor allem deshalb der Fall, weil 
eine Vielzahl von Wirtschaftsmigranten zu Unrecht 
die Anerkennung als Flüchtling verlangt hat, die 
Rückführung der abgelehnten Personen sich jedoch 
häufig als problematisch erweist.

Wer befasst sich mit dem Problem Migration 
und womit genau?
In unserer Arbeitsgruppe werden die in Deutsch-
land und Russland entwickelten fachbezogenen 
Sichtweisen vorgestellt, verglichen und diskutiert, 
um daraus bestimmte Lehren zu ziehen und im Ide-
alfall Lösungen zu finden.

Alle reden darüber, wie sich die Zuwanderung 
aus Afrika auf die sozialen und politischen Ver-
hältnisse in Europa ausgewirkt hat. Kann die 
Wissenschaft zur Lösung beitragen?
Die Wissenschaft kann lediglich zum Verständnis 
beitragen, inwieweit diese oder jene Migrationspo-
litik für ein bestimmtes Land richtig und notwendig 
ist. Lösungsvorschläge können sich je nach Land 
unterscheiden, aber dennoch Denkanstöße geben.

Welche Schritte hat Deutschland und  
weitreichender die EU in wissenschaftlicher 
Hinsicht nach der Zuspitzung der Situation  
mit den Zuwanderern unternommen?
In Deutschland konzentriert sich das wissenschaft-
liche Denken in erster Linie auf Aspekte des Migra-
tionsmanagements. Es sollte dabei nicht vergessen 
werden, dass wir in Deutschland aus demografi-
schen Gründen Migranten brauchen, deren Zugang 
allerdings steuerbar und an den tatsächlichen 
Bedürfnissen ausgerichtet sein muss. Gleiches gilt 
auch für Russland, insbesondere für Sibirien.

Worin liegen die Unterschiede bei der Einbürge-
rung in den größten europäischen Ländern?
Wir dürfen nicht vergessen, dass wir Menschen 
mit unterschiedlichem sozialem, beruflichem und 
persönlichem Gepäck integrieren müssen. Das ist 
keine leichte Aufgabe. Auch nationale und religiöse 
Identität sind ein kontroverses Thema, das in den 
verschiedenen EU-Ländern unterschiedlich gese-
hen wird. Es wäre interessant zu vergleichen, ob 
Russland aufgrund seiner jahrhundertelangen Er-
fahrungen aus dem Zusammenleben verschiedener 
Ethnien in einem Staat in dieser Hinsicht Modelle 
anbieten kann.
Was Russland angeht, so hat die Zuwanderung aus 
den ehemaligen südlichen Sowjetrepubliken auch 
eine sozialpolitische Dimension. Ein neuer Denkan-
stoß könnte mittelfristig auch die Zuwanderung aus 
asiatischen Ländern, und vor allem aus China, nach 
Sibirien sein.

Wie können Wissenschaftler mit ihren  
Prognosen und Schlussfolgerungen insgesamt 
die Lösung von Migrationsproblemen  
beeinflussen?
Unser vordringlichstes Ziel ist es, durch eine  
Gegenüberstellung verschiedener Erfahrungen 
neue Kenntnisse zu gewinnen. Besonderes Augen-
merk wird dabei auf die Analyse der Situation in 
einem bestimmten Land gelegt. Mittelfristig müs-
sen wir prüfen, ob es möglich ist, durch Befragung 
derer, die direkt von diesem Thema betroffen sind, 
tiefgreifendere Erkenntnisse zu erlangen. Ein für 
beide Länder wichtiger Gedankenaustausch zu  
diesem zivilrechtlichen Problem ist in jedem Fall 
von Nutzen.  Die Broschüre „Russland und Deutschland: Dialog über die Zukunft“ steht online zur Verfügung unter http://petersburger-dialog.ru/images/lib/2018_broshure_de.pdf

Weil Russen und Deutsche die Welt aus verschiedenen Blickwinkeln 

betrachten, ist eine Basis für Vertrauen und Miteinander schwer zu finden  

VON TATJANA CHRULJOWA

Verzerrte Realitäten
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»Günter Bannas hat den 
Politikjournalismus geprägt wie kaum 

einer zuvor – eine Koryphäe« 

die tageszeitung

»Bannas ist stets vorzüglich über 
Parteiinterna informiert - mitunter 

genauer als ich, der dabei war.«
Wolfgang Thierse

Im Sommer 1999 zog die Regierung von Bonn 

nach Berlin. Vieles hat sich seitdem verändert 

– und der F.A.Z.-Hauptstadtbüro-Leiter Günter 

Bannas war nah dran wie kaum ein anderer. 

In seiner Rückschau blickt er hinter die Kulissen 

und zeigt den Wandel der Politik.
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Stiefmutter der russischen Städte
Karl Schlögel erzählt in seinem monumentalen Werk die große Geschichte des russischen Berlin 

VON LUTZ LICHTENBERGER

Die frappante historische Trag-
weite des Buchs „Das russische 
Berlin“ von Karl Schlögel lässt 

sich buchstäblich an dessen Geschichte 
selbst ablesen.

In diesem Frühjahr ist der dicke Band 
des Osteuropahistorikers in einer aktu-
alisierten und erweiterten Ausgabe neu 
aufgelegt worden. Klugerweise ist dabei 
das Vorwort der Erstausgabe 1998 er-
halten geblieben. Und es lässt sich – wie 
das ganze Buch – als eine historische 
Flaschenpost lesen, wie ein kluger poli-
tischer Kommentar zur unmittelbaren 
deutsch-russischen Gegenwart.

„Zum ersten Mal nach einem Jahr-
hundert furchtbarer Verwicklungen 
und Zusammenstöße gibt es zwischen 
Deutschland und Russland keine wirkli-
chen Probleme mehr“, setzt Schlögel an. 
„Deutschland ist wiedervereinigt. Die 
sowjetischen Truppen sind abgezogen. 
Die bestehenden Grenzen sind endgül-
tig anerkannt. Wovon die Generationen 
davor nur träumen konnten, ist Wirk-
lichkeit geworden: Normalität in den 
Beziehungen zwischen zwei europäi-
schen Nationen, die sich in diesem Jahr-
hundert Furchtbares angetan hatten. 
Deutsch-russische Beziehungen können 
endlich mehr sein als ‚negative Polenpo-
litik‘ und das alte Spiel, dem zufolge der 
Feind meines Feindes mein Freund ist. 
Wir sind endlich heraus aus dem Tumult 
des zwanzigsten Jahrhunderts. Wir sind 
frei.“ 

Ganz gleich, wie man die derzeitigen 
Spannungen im Verhältnis Moskaus zu 
Berlin – und darüber hinaus Brüssels 
zu Washington – beurteilt, regt es doch 
zum Nachdenken an, was in der Zwi-
schenzeit zu den Zerwürfnissen des Ta-
ges geführt hat. 

Schlögels Zeitreise, die sich auf die 
1920er- und 1930er-Jahre konzentriert, 
erzählt von Höhen und Tiefen, kultu-

rellem Glanz und tragischen Schicksa-
len in der „Stiefmutter der russischen 
Städte“. Gut 300 000 russischsprachi-
ge Menschen lebten zu jener Zeit in der 
deutschen Hauptstadt: Immigranten, 
jüdische Kontingentflüchtlinge, Russ-
landdeutsche, Pendler zwischen Berlin 
und Moskau, Studenten, Geschäftsleute, 
Langzeit-Touristen.

Das russische Berlin jener Zeit sei für 
einen kurzen Zeitraum „Hauptstadt ei-
nes Russlands jenseits der Grenzen“ ge-
wesen, das Zentrum der russischen Di-
aspora nach der Revolution, ein „Leben 
auf gepackten Koffern“, Lebenswelt von 
Hunderttausenden auf der Flucht, die 
sich ins Ausland gerettet hatten und dar-
auf hofften, nach dem Sturz der Bolsche-
wiki sobald wie möglich wieder in ihre 
Heimat zurückkehren zu können. „Ber-
lin war für sie Zuflucht, Wartesaal, Über-
lebensort, Durchgangpunkt und für eine 
gewisse Zeit der exterritoriale Raum, in 
dem sich die aus Russland Vertriebenen 
noch mit den in Sowjetrussland verblie-
benen Freunden, Kollegen, Verwandten 
treffen konnten.“

Der Historiker, der zuletzt für ein wei-
teres monumentales Werk („Das sowje-
tische Jahrhundert. Archäologie einer 
untergegangenen Welt“) den Preis der 
Leipziger Buchmesse erhielt, erzählt von 
Bahnhöfen als Geschichtsorten, der so-
wjetischen Botschaft unter den Linden 
und Vladimir Nabokovs Verhältnis zu 
Berliner Taxifahrern. Eine lange Reihe 
russischer und deutscher Geistesgrößen 
und Künstler paradiert durch das Buch, 
Schlögel nennt Berlin einen „intellektu-
ellen Durchlauferhitzer“; Alexander Ko-
jève, Ayn Rand und Pitirim Sorokin tau-
chen dort auf, Harry Graf Kessler, Karl 
Radek und Friedrich Graf von Schulen-
burg.

Das faszinierendste der in der Neuauf-
lage hinzugekommenen Kapitel erzählt 

die Geschichte Nikolaj Berdjajews, der 
1922 nach Berlin gekommen war. Berdja-
jew gehörte zu einer jener Gruppen, die 
aus Sowjetrussland ins Exil geschickt 
worden waren: handverlesene Intellek-
tuelle, Gelehrte, Aktivisten, die Lenin als 
potenzielle Anführer einer politischen 
Opposition ausgemacht hatte. In Berlin 
wurde Berdajejew von Vertretern des 
Auswärtigen Amts, des Deutschen Ro-
ten Kreuzes und dem Historiker Otto  
Hoetzsch empfangen. Hoetzsch, dem 
Schlögel ein eigenes Kapitel widmet, war 
zu Beginn des Jahrhunderts einer der 
Gründer der deutschen Ostforschung, 
trat für eine auf Verständigung bedachte 
Beschäftigung mit den osteuropäischen 
Staaten ein und hatte sich für die Aus-
reise und Aufnahme der Gelehrten in 
Deutschland eingesetzt.

In Berlin schrieb Berdjajew das Buch, 
das ihn weltweit bekannt machen sollte 
und in kurzer Zeit in 14 Sprachen über-
setzt wurde. „Das Neue Mittelalter“ 
schrieb er in der deutschen Hauptstadt, 
in der, wie er später in seiner Autobio-
graphie schrieb, „noch nicht ein absolu-
ter Bruch zwischen dem russischen Exil 
und dem sowjetischen Russland vollzo-
gen war. Es gab noch literarische Ver-
sammlungen, auf denen Schriftsteller 
der Emigration und Schriftsteller aus 
Sowjetrussland anwesend waren. Da-
mals gab es noch eine dritte Kategorie – 
die der Verbannten.“ Es sei dies der of-
fene Diskursraum des russischen Berlin 
gewesen, erklärt Schlögel, in dem sich 
noch „Reine und Unreine“ begegnen 
konnten, ein dichtes Netz von Begegnun-
gen und Treffpunkten.

„Das Neue Mittelalter“ erweist sich 
als eine philosophisch hochtrabende 
bis krude Geschichtsdeutung über den 
großen Wandel der Welt infolge des 
Weltkriegs und der russischen Revolu-
tion, die „Nachtzeit der Weltgeschich-

te“. Berdjajew sieht einen Übergang von 
Rationalismus zu Irrationalismus, der 
nicht umkehrbar sei und eine Rückkehr 
zu Anschauungen und Lebensformen 
der Vorkriegszeit unmöglich mache: 
„Die Welt der neuen Geschichte mit ih-
rer rationalistischen Bildung, ihrem In-
dividualismus und Humanismus, ihrem 
Liberalismus und Demokratismus, mit 
ihren glänzenden Nationalmonarchi-
en und ihrer imperialistischen Politik, 

mit ihrem ungeheuerlichen industriell- 
kapitalistischen Wirtschaftssystem, mit 
ihre mächtigen Technik und all den äu-
ßeren Eroberungen und Erfolgen, mit 
ihrer unbeherrschten und maßlosen 
Gier nach dem Leben, mit ihrer Gottlo-
sigkeit und Seelenlosigkeit, mit ihrem 
wütenden Klassenkampf und ihrem So-

zialismus, der die Krone dieser Etappe 
der neueren Geschichte ist – das ist die 
alte zusammenbrechende Welt, zu der 
es kein Zurück geben darf.“ 

Es ist ein Bild, in dem sich zwei starke 
Eindrücke übereinander schieben, der 
Schrecken der Erinnerung an die Revo-
lution und das wilde Leben in der pulsie-
renden Metropole Berlin zu Beginn der 
Blütezeit der Weimarer Republik.

Berdjajew wettert zugleich gegen Kom-
munismus und Faschismus, die er bei-
de für unmittelbare Äußerungen „des 
Willens zum Leben und zur Macht“ hält, 
nicht „Äußerung eines Rechts, sondern 
einer biologischen Kraft“. Schlögel deu-
tet den Erfolg des Buchs mit dem überaus 
großen Interesse der Zeit für Russland in 
Europa und Deutschland, insbesonde-
re aber in Berlin. Der Bolschewismus sei 
noch nicht verstanden gewesen und man 
habe aufgeregt nach Deutungen gesucht. 

„Das Bedürfnis nach Wissen, nach Auf-
klärung, was in Russland vor sich ging, 
war übergroß“, schreibt Schlögel, „und 
dieser Unsicherheit zu begegnen war 
niemand mehr berufen als jene Stim-
men, die vor Ort gewesen und mit ihren 
Erfahrungen bürgen konnten: auf der 
einen Seite Sozialisten und ehemalige 
Kriegsgefangene, die, in Russland zu Re-
volutionären geworden, nach ihrer Rück-
kehr Deutschland nach dem Vorbild Rä-
te-Russlands umzumodeln vorhatten, 
eine Verlängerung der Bürgerkriegsge-
fechte auf deutschem Boden.“ Berdjajew 
sei der klassische Fall eines Angehörigen 
der russischen Elite gewesen, die mit au-
ßerordentlichen wissenschaftlichen und 
literarischen Karrieren ein Renommee 
erlangt, ihr Publikum gekannt und in die 
vorhanden Echoräume der von der „rus-
sischen Seele“ begeisterten Deutschen 
zu sprechen verstanden hätten.

Diese so einfache wie umfassende 
Idee des Verstehens jenseits von poli-

tisch-historischen Schnellschüssen 
und kultureller Verständnisblockade 
ist dann auch das eigentliche Leitmo-
tiv von Schlögel Werk. Bis heute sei vor 
allem in Deutschland kaum eine Vor-
stellung dessen entstanden, was zer-
stört ist. „Wie benommen vom Horror 
des Krieges im Osten haben wir etwas 
übersehen, das vielleicht noch wichti-
ger ist als alle Greuel und Grausamkei-
ten: das Ende von etwas, das für Gene-
rationen fraglos und selbstverständlich 
gewesen war“, schreibt Schlögel. Es 
handle sich um kulturelle Nähe, die 
keiner umständlichen Übersetzung 
bedürfe. Dazu gehöre ein Vorrat an 
Vorstellungen und Begriffen, die allen 
gemein sind, „dazu gehören Umgangs- 
und Lebensformen, die von allen geteilt 
werden und als verteidigungswert er-
scheinen“.

Unabhängig von den Ereignissen des 
Tages sei dieser Rahmen des Verste-
hens nicht zerstört worden. Man habe 
unterschiedlicher Auffassung sein kön-
nen, aber diese Ordnung nicht kaputt-
gehen lassen. Das Bezugssystem habe 
funktioniert, „weil alle, die sich darin 
bewegten, denselben Lebens- und Er-
wartungshorizont hatten. Ein solcher 
gemeinsamer Horizont geht nicht aus 
gemeinsamen Absprachen hervor, son-
dern ist etwas sehr Voraussetzungsrei-
ches, das in Generationen geschaffen 
wurde.“ 

Schlögels historisches Resümee kann 
dann auch für heute gelten: „Das Ende 
der Selbstverständlichkeiten markiert 
zivilisatorische Brüche drastischer, als 
der Abbruch von diplomatischen Bezie-
hungen und selbst Kriege es vermögen. 
Mit den Selbstverständlichkeiten endet 
die Routine, auf deren stummen Funk-
tionieren unsere Zivilisation beruht.“

Karl Schlögel

Suhrkamp
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erweiterte Neuausgabe

PICTURE-ALLIANCE / AKG-IMAGES

Karl Schlögel: „Das russische Berlin“. Aktualisierte,  
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Auftakt des russischen Jahrzehnts: Zur Feier der KPD am 1. Mai 1920 hat die sowjetische Regierung offizielle Vertreter nach Berlin entsandt. Die politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Kontakte zogen sich in jenen Jahren durch alle Klassen, Bereiche und Gattungen.


